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EDITORIAL 


Informationsfreiheit, Schutz der 


Privatsphäre und staatliche Geheimhaltung 


Das Private wird immer privater, das 
Öffentliche immer öffentlicher, mit 
dieser Formel glaubte der Soziologe 
Simmel in den 20er Jahren kulturelle 
Entwicklungen skizzieren zu können. 
Unsere heutigen Erfahrungen mit den 
Schutzmöglichkeiten des Bürgers vor 
einem ungehemmten Zugriff auf seine 
Daten und "Geheimnisse" einerseits 
und den wachsenden Bergen vertrau- 
lichen, geheimen und streng geheimen 
Papiers und Wissens im öffentlichen 
Bereich, insbesondere in der Büro- 
kratie, lassen uns heute an den 


Optimismus Simmels zu recht zweifeln. 


Dem Sicherheit sbereich kommt im 
Prozeß der "Veröffentlichung des 
Privaten" und der Beschränkung der 
öffentlichen Willensbildung durch 
ausgedehnte Geheimhaltung eine 
Schlüsselstellung zu. Mit dem 
Argument, es würden Sicherheits- 
belange berührt, können Geheimdienst 
und Polizei praktisch unbegrenzt Daten 


über Bürger sammeln, erheben, systematisieren 


und zu Psychogrammen verarbeiten. Die 
Möglichkeit jedoch für die betroffenen 
Bürger, sich gegen einen solchen Zugriff 
zu wehren, gegen inhaltliche Fehler 

in staatlichen Dossiers vorzugehen, oder 
sich um ein Ende der staatlichen Maßnahmen 
bzw. Vernichtung der Dossiers zu be- 
mühen, sind gering. Der offizielle Verweis 
auf die Datenschutzbeauftragten kann 
eigentlich nur als Zynismus begriffen wer- 
den, denn dieser hat gegenüber den 
Sicherheitsbehörden nur die Möglich- 
keit, Auskunft zu erbitten, ohne daß 

er selbst die behördlichen Argumente 
überprüfen und ggf. Druck auf die 
Sicherheitsbehörden ausüben könnte. 


Die Sicherheitsbehörden entziehen sich 
ihrerseits mit den vielfältigsten Ar- 
gumenten der Nachpr üfung ihrer Hand- 
lungen bzw. der von ihnen gefilterten 
Informationen. Seit zwei Jahren etwa 


- um hier nur eines der in unserer 


Forschungyspraxis schon gesammelten 
Beispiele aufzugreifen - suchen wir 
genaue Daten über die Zahl der von 

der Polizei erschossenen Bürger, Während 
die Zahlen der seit 1945 erschossenen 
Polizisten bei jedem Pressereferenten 
von Polizei und Innenministerien zu 
erhalten sind, erwies es sich bis jetzt 
als unmöglich, die anderen Daten zu 
bekommen. Obwohl wir nach einjährigem 
Recherchen herausbekommen haben, daß 

das von der Bürokratie kürzlich auch 
noch gegenüber den Reportern der 
Illustrierten Stern vorgeschobene Argument, 
man besitze solche Statistiken nicht, 
falsch ist, sind wir noch nicht viel 
weiter. Denn nun werden uns die Daten 
verweigert, weil sie nur für den 
internen Dienstgebrauch bestimmt sind. 


Die Beispielreihe könnte beliebig fortge- 
setzt werden, doch es geht hier nicht 
darum, Klage zu führen über Forschungs- 
behinderung, sondern darum, Mittel und 
Wege zu finden, daß für den Bürger wie 

den Journalisten und Wissenschaftler 
gleichermaßen wichtige Problem des 
Datenschutzes und der Informationsfreiheit 


einer bürgernahen Lösung zuzuführen. 


Bis jetzt ist der Kampf um den Schutz 

der Privatsphäre und die Freiheit der In- 
formation noch weitgehend die Sache 
einzelner gewesen, etwa des Kasselers 

Hans Roth, der das Problem der Daten- 
sammlung durch die Sicherheitsbehörden 

vor das Verfassungsgericht gebracht hat. 
wir werden demnächst in CILIP darüber be- 
richten. Doch solche Einzelaktionen reichen 
nicht aus, eine Politisierung des Problems 
tut not. Wir wollen, indem wir das Thema 
der Informationsfreiheit und des Schutzes 
der Privatsphäre in dieser Nummer mit einem 
Interview mit dem Bürgerrechtsanwalt Shattuck 
von der American Civil Liberties Union und 
einem allgemeinen Überblick über den Stand 
der Datenschutzgesetzgebung in verschiedenen 
europäischen Ländern und den USA aufgreifen, 
mit dazu beitragen, daß eine Diskussion 


dieses Themas in Gang kommt. 
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I. METHODISCHE PROBLEME DER POLIZEI- 
FORSCHUNG 

u 

Dana und Paul Takagi 


FORSCHUNGSERGEBNISSE ZUM TÖDLICHEN 
SCHUSSWAFFENGEBRAUCH DER POLIZEI 


Paul Takagi lehrt an der Universität von 
Kalifornien in Berkeley und ist Mitheraus- 
geber der Zeitschrift "Crime and Social 
Justice". Dana Takagi studiert in Berkeley 
Soziologie. 

Dies ist die überarbeitete Fassung einer 
Untersuchung, die auf dem Jahrestreffen 
der "National Black Police Assoeiation" 

in Chicago, August 1978, vorgetragen wurde. 
(Von der Redaktion gekürzt) 


Noch 1971, als in den Vereinigten Staaten 
die bisherige Jahreshöchstzahl von 412 durch 


die Polizei getöteten Bürgern gemeldet wurde, 


gab es zu diesem Thema nicht mehr als eine 
Handvoll empirischer Untersuchungen. 

Die beste zu diesem Zeitpunkt war die 1963 
von Gerald Robin veröffentlichte Studie. ') 
Robin errechnete die Todesrate nach Rassen 
und war der erste, der feststellte, daß 
Schwarze in einem alarmierend hohen Ausmaß 
von der Polizei getötet wurden. Er verglich 


das Verhältnis von durch die Polizei getöte- 


ten Schwarzen mit Weißen in mehreren Städten. 


Das Verhältnis von getöteten Schwarzen zu 
Weißen war in Akron 5,8 
Boston 25,2 1 und in Milwaukee mit 29,5 : 1 
unglaublich hoch. Die einzige in dieser Stu- 
die untersuchte Stadt des Südens war Miami 
mit einem Verhältnis von 8,8 : 1. Die Stu- 
die zeigt, daß es in den einzelnen Städten 
unterschiedliche Todesschußraten gibt. Darin 
liegt ihre Bedeutung. Die nördlichen Städte, 
einschließlich "der Stadt der brüderlichen 
Liebe", Philadelphia, in der auf einen ge- 
töteten Weißen 21,9 Schwarze kamen, haben 
höhere Raten getöteter Schwarzer als zumin- 
dest eine südliche Stadt, Miami. 

Bestätigt werden die großen Unterschiede 
zwischen den einzelnen Städten durch andere, 
seitdem veröffentlichte Studien. ?’ 

Eine der größten Schwierigkeiten derartiger 
Studien liegt in der Tatsache, daß der Wis- 
senschaftler auf Daten von Polizeibehörden 
angewiesen ist, diese jedoch häufig verwei- 
gert werden. 


1; Chicago 7,4 : 1; 


Auch das FBI (Federal Bureau of Investiga- 
tion) sammelt diese Daten, macht sie der 
Öffentlichkeit jedoch gleichfalls nicht 
zugänglich. Aus diesem Grunde wissen wir 
nicht, ob die Ergebnisse von Robin aus dem 
Jahre 1963 weiterhin gelten oder ob sie 

sich in den letzten fünfzehn Jahren ver- 
ändert haben. 

Seit 1971 sind einige Studien über dieses 
Thema erschienen, vermutlich angeregt durch 
die beispiellos hohe Anzahl getöteter 

Bürger in diesem Jahr. An diesen Studien 

ist vor allen Dingen zu kritisieren, daß 

sie es versäumt haben, die Rassenzugehörig- 
keit als eine erklärende Variable in die 
Analyse miteinzubeziehen. So untersuchten 
z.B. Milton et al. (im folgenden "The Police 
Foundation Report") den polizeilichen Schuß- 


waffengebrauch mit Todesfolge in Birmingham, 


“ Oakland, Portland, Kansas City, Indiana- 


polis, Washington D.C. und Detroit, wobei 
sie die Anzahl der schwarzen Todesopfer 

mit der Rate wegen Verbrechen inhaftierter 
Schwarzer verglichen. 

Obwohl sie es versäumten, die Todes- und 
Inhaftierungsrate der Schwarzen mit der 

der Weißen zu vergleichen, kommen sie zu 
dem Schluß, daß "der Prozentsatz durch die 
Polizei getöteter Schwarzer unverhältnis- 
mäßig hoch ist im Vergleich mit dem schwar- 
zen Bevölkerungsanteil; er stimmt jedoch 
annähernd mit der Rate wegen Verbrechen in- 
haftierter Schwarzer überein, "?) 
Diese Schlußfolgerung ist sehr problema- 
tisch. Um zu dem zitierten Schluß zu kom- 
men, müßten die Wissenschaftler die Inhaf- 
tierungsraten und die durch Polizeikugeln 
verursachten Todesraten genauer überprüfen. 
Darüberhinaus lassen die präsentierten Er- 
gebnisse durchaus nicht den Schluß zu, daß 
Schwarze, nur weil sie öfter wegen schwerer 
Verbrechen inhaftiert waren, auch mehr 
Todesopfer stellen müssen. 

Anhand des Police Foundation Report's wird 
diese Kritik noch deutlicher. Eine Korre- 
lation zwischen polizeilichen Todesschüs- 
sen und der Rate schwerer Verbrechen wird 
von den Wissenschaftlern nicht gefunden. 
Sie erklären hierzu, daß 


"dies nicht überraschend ist angesichts 
der Tatsache, daß eine beträchtliche An- 
zahl von Erschießungen in Verbindung 

mit weniger schweren Vergehen, die nicht 


a ee 


in der Rate der schweren Verbrechen er- 
faßt sind, vorkommen." 5) 


Es gibt nach dieser Studie also keine 
Beziehung zwischen der Häufigkeit tödlichen 
Schußwaffeneinsatzes seitens der Polizei und 
den Kriminalitätsraten, der Größe einer 
Stadt und der Polizeidichte. 
Vorhergehende Studien haben gezeigt, daß 
polizeiliche Todesschüsse häufig bei inne- 
ren Unruhen und in Fällen von geringfügi- 
‚geren Auseinandersetzufgen zwischen Poli- 
zisten und Zivilisten erfolgen. So berich- 
tet Kobler z.B., daß 30% der durch die 
Polizei getöteten Bürger nicht in straf- 
bare Handlungen verwickelt waren.) 
Einer Studie Knoohuizens et al. zufolge 
geschah ein Drittel aller Erschießungen 
rch die Polizei unter höchst fragwürdi- 


gen Umständen. "selbst die Police Foundation 
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Studie kommt zu dem Ergebnis, daß so gut 

wie 40% aller Todesopfer keine ernsthaften 
Verbrechen begangen haben. ®) Da die Studie 
der Police Foundation dieses Ergebnis nicht 
unter dem Gesichtspunkt der Rassenzugehörig- 
keit untersucht, entsteht beim gewöhnlichen 
Leser der Eindruck, daß Schwarze getötet 
werden, weil sie in Straftaten verwickelt 
waren. So wird der Alltagsglaube der Polizei 
noch verstärkt, daß Schwarze während gewalt- 
tätiger Straftaten getötet werden. Zur Ver- 
anschaulichung dessen sagt Takagi in einer 
Rede anläßlich des Jahrestreffens der 
"National Black Police Association" in 
St.Louis: 


"Die Daten über polizeiliche Todesschüsse 
gegenüber Bürgern lassen vermuten, daß 
die Polizei einen Finger am Abzug hat 
für Weiße und einen für Schwarze." 


Hierzu befragte ein Reporter der "St. 
Louis Post Dispatch" Polizeibeamte und 
schrieb: 

"Polizeibeamte weisen diesen Standpunkt 


als absurd zurück. Schwarze 
getötet, weil auch mehr von 
haftiert werden als Weiße." 


werden 
ihnen in- 
9) 
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Takagi untersuchte über einen bestimmten 
Zeitraum nationale Trends in Fällen von 


"Mord durch die Polizei an männlichen 


Bürgern, wobei er die Rassenzugehörig- 

keit mit überprüfte und kam zu dem Ergeb- 
nis, daß zehnmal mehr Schwarze als Weiße 
10) Bei 
einem schwarzen Bevölkerungsanteil von 10% 
tötete die Polizei zwischen 1960 und 1972 
1.899 Schwarze gegenüber 1.914 Welßen. 
während die Rate der durch die Polizei ver- 
ursachten Todesfälle in diesem Zeitraum 


von der Polizei getötet wurden, 


- beginnend 1962 - gestiegen ist, blieb 
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dabei in den vergangenen 25 Jahren das ver- 
hältnis der getöteten Schwarzen zu Weißen 
konstant 10 : 1. Dieses Verhältnis kann 
jedoch nur als Minimum gewertet werden, 
weil die spanischen Minoritäten - mexika- 
nische Amerikaner und Puerto-Ricaner - 
offiziell in den Statistiken als Weiße ein- 
gestuft werden. Kobler berichtet, daß 

13% der polizeilichen Todesschuß-Opfer den 
spanischen Minoritäten zugerechnet werden 
müssen. 1?) Wenn verallgemeinert werden kann, 
daß Chicanos (die in den USA geborenen 
Mexikaner, Anm.d.Red.) und Puerto-Ricaner 
13% der durch Polizeibeamte Getöteten 
ausmachen, dann werden Schwarze dreizehnmal 
häufiger getötet als Weiße. Überprüft man 
die Geschichte von polizeilichen Morden 
anhand der Inhaftierungs- und Verbrechens- 


raten, so kann man keinen haltbaren Be- 
weis für die Behauptung finden, daß 
schwarze Männer dreizehnmal öfter Straf- 
taten begangen haben als Weiße. 

Reasons untersuchte für die Periode 1950- 
1968 die Inhaftierungsraten bei Personen 
über 14 Jahren (pro 100.000 der Bevölkerung) 
und ordnete sie nach Rassenzugehörigkeit. |?) 
Er fand dabei ein Verhältnis von 4 :1 inhaf- 
tlerten Schwarzen gegenüber Weißen heraus, 
ein Verhältnis, das sich bei einzelnen Ver- 
brechen wie Mord, Vergewaltigung, schwerer 
Körperverletzung und Raub zu ungunsten der 
Schwarzen auf 10 : 1 verschlebt. 

Selbst wenn Schwarze nicht "Über-inhaftiert" 
oder "über-angeklagt" sind, was wir nicht 
ohne weiteres annehmen können, kann man 
aufgrund der eindeutigen Beziehungen von 
diesen Straftaten zu schwarzen Todesopfern 
nicht zu dem Schluß kommen, daß "Schwarze 
getötet werden, weil mehr von ihnen in- 
haftiert werden als Weiße". 

Da die Rassenzugehörigkeit jedoch eine ent- 
scheidende Variable ist, muß sie genau in 
der Studie über polizeilichen Schußwaffen- 
gebrauch analysiert werden. Ein Versäumnis 
führt entweder zu einer Rechtfertigung 

der hohen Rate durch die Polizei getöteter 
Schwarzer oder, was noch schlimmer ist, zu 
wissenschaftlichem Rassismus. Die Studie 
von Kanla und Mackey veranschaulicht die- 
ses Problem. 14) 

Kanla und Mackey errechneten die Raten po- 
lizeilicher Gewaltanwendung, indem sie die 
durch die Polizei verursachten Todesfälle 


in den einzelnen US-Staaten zwischen 1961 
und 1970 untersuchten. Dabei hat Georgia 


die höchste Rate, Nevada die zweithöchste, 
Mississippi liegt an dritter Stelle, ge- 
folgt von Louisiana, Wew Mexico, Alabama 
und Missouri. An achter Stelle liegt Kali- 
fornien, an zehnter Illinois, Ohio an 
dreizehnter und New York an vierzehnter 
Stelle. Die Staaten mit den niedrigsten 
Raten polizeilicher Gewalt waren Hawali, 
Maine, North Dakota, Vermont, Wisconsin 
und Wyoming. Diese Ergebnisse wurden dann 
auf Meßwerte von Armut und verschiedene 
‚Typen von Straftaten bezogen. Kania und 
Mackey konnten nur mäßige Wechselbeziehun- 
gen zwischen polizeilicher Gewalt und dem 
Bezug von Lebensmittelkarten, hohen Ge- 
burtenraten, dem Bezug von Sozialunter- 


—————————————————————————————— in. 


stützung, Häusern ohne Warmwasser, Fern- 
sehen und Autozufahrten und Personen über 
25 Jahren ohne High-School-Abschluß erken- 
nen. Die höchsten intensiven Korrelations- 
raten wurden zwischen pollzeilicher Gewalt 
und Mord gefunden. Aus diesen Ergebnissen 
schließen Kanla und Mackey: 


"Es kann prophezeit werden, daß mit dem 
Steigen des Grades der Gewalt in den Ge- 
meinden, die polizeiliche Gewalt dies 
ebenso tun wird. Damit reagiert der Poli- 
zeibeamte auf die Gemeinde, so wie er es 
empfindet - eine Empfindung, die gewöhn- 
lich richtig ist." 15) 


Kanlas und Mackeys Erklärung polizeilichen 
Schußwaffengebrauchs mit Todesfolge ist 
demnach, daß die Gemeinde genau die Anzahl 
von Getöteten erhält, die sle verdient. 


Dies ist natürlich zu einfach, wenn nicht 
gar eine eindeutige Verdrehung ihrer Er- 
gebnisse. Die nur Mhäßigen Korrelationen 
bezüglich der Faktoren von Armut bedürfen 
einer Erklärung. Darüber hinaus haben sie 
es versäumt, die Rassenzugehörigkeit in 
ihre Untersuchung miteinzubeziehen. Hätten 
Sie den Anteil der Schwarzen in der Bevöl- 
kerung berücksichtigt, müßten sie zu dem 
Faktor 0.635 kommen, 1°) eine Korrelation, 
dle statistisch genauso signifikant ist 
wle Gewaltverbrechen und Mord. Somit müßten 
Kanla und Mackey die Konfiguration von Ras- 
senzugehörigkeit, Armut, Schwerverbrechen, 
Mord unl polizeilicher Gewalt erklären. Eine 
Möglichkeit, die Ergebnisse von Kania und 
Mackey besser zu verstehen, bietet sich 

in dem Studium der Literatur über Mord. 

So formuliert Wolfgang eine Tendenz, daß 
Morde bevorzugt innerhalb einer Rasse und 
vorrangig in der niedrigsten sozio-ökono- 
mischen Schicht der amerikanischen Gesell- 
ın Gastil, der diese 
These erweitert, stellt die Hypothese einer 


schaft geschehen. 


"auf Regionen bezogenen Kultur von Gewalt" 


„18 Nachdem er zunächst eine Üüberwie- 


auf 
gende Konzentration von Mord und Gewalt 

in den Südstaaten feststellt, argumentiert 
Gastil, daß der südlichen Gewaltkultur eine 
Tendenz in Richtung gewaltsamer Lösungen 
innewohnt, wobei insbesondere das Wissen um 
und der Gebrauch und Besitz von Waffen eine 
Rolle spielt und die historischen Wurzeln 
dieser Gewaltkultur bis in die Mitte des 

19. Jahrhunderts zurückgehen. Weiterhin 

wird ihr Übergreifen auf das ganze Land 

mit der Bevölkerungsbewegung (der Schwarzen?) 
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erklärt. Obwohl Gastil mittels sozio-Öökono- 


mischer Faktoren das Problem untersucht, will 


er die aus der Geschichte entspringende 


Fortdauer des Mordens in bestimmten geographi- 


schen Regionen kulturell erklärt wissen, 


Insbesondere Lofton und Hill kritisierten 
Gastils These einer "südlichen Gewaltkul- 
tur" 19 sehr scharf und weisen enge Korre- 
lationen zwischen Mord und Indikatoren von 
Armut in den Vereinigten Staaten nach. Auf 
der Grundlage von meist gleichen Armuts- 
Indikatoren wie die von Kania und Mackey 
verwendeten und dem Ergebnis Wolfgangs 
folgend, daß Mord meistens zwischen den 
Verelendeten begangen wird, benutzten 
| »fton und Hill Variablen,die das unterste 
Ende der Distribution von Ungleichheit und 
Armut anzeigen. Sie kamen dabei zu dem Er- 
gebnris, daß ihr Armuts-Index sich zur Be- 
stimmung der staatlichen Mordraten (state 
homicide rates) als sehr präzis erwies. 
Die Regressions-Analyse ließ darüberhinaus 
Gastils Index einer südlichen Gewaltkultur 
verblassen. 
Die Ergebnisse dieser Studie lassen die 
Schlußfolgerung zu, daß unter Verwendung 
adäquaterer Armuts-Indikatoren hohe Korre- 
lationen zwischen staatlicher Gewalt und 
Armut nachweisbar sind. Zudem haben Gastil, 
Lofton und Hill gezeigt, daß die Rassenzu- 
gehörigkeit eine entscheidende Variable 
‚ \st. Das zentrale Problem ist damit jedoch 
Ich nicht gelöst. Sowohl die allgemeine 
Mordrate wie die Chance, durch Polizei- 
beante getötet zu werden, ist bei Schwarzen 
und Weißen sehr unterschiedlich. So konnte 
Gastil zeigen, daß es enge Beziehungen 
zwischen Rassenzugehörigkeit, Alter, Ein- 
kommen, Ausbildung und Mord gibt. Lofton 
und Hill bejahen die Existenz einer hohen 
Korrelation zwischen strukturellen Bedin- 
gungen und Mordraten, und auch Kania und 
Mackey sehen eine Verbindung zwischen durch 
die Polizei verursachten Todesfällen, Mord- 
raten und Armut. 
Wenn auch unterschiedlich, so zeigen diese 
Studien doch, daß der hohe Grad zwischen- 
menschlicher Gewalt in den USA sich durch 
die Tatsache begründet, daß die Betroffenen 
dieser Gewalt in der Hauptsache arm und 
schwarz sind. Dies gilt sowohl für den Mord 


von Schwarzen an Schwarzen als auch für 
den Tod durch Kugeln aus Polizeiwaffen. 


Während einerseits bei den Wissenschaftlern 
darüber Übereinstimmung herrscht, daß zwi- 
schen Armut, Rassenzugehörigkeit und Mord- 
raten eine Beziehung besteht, herrscht 
andererseits keine Übereinstimmung darüber, 
wie die einzelnen Variablen einen direkten 
oder indirekten Einfluß auf die entsprechen- 
den Mordraten bei Schwarzen und Weißen aus- 
üben. 

Die Auswirkungen von Armut und Rassenzuge- 
hörigkeit können anhand von Untersuchungen 
der bei Schwarzen und Weißen unterschied- 
lichen Mordraten bewertet werden. Um es 
einfach zu sagen, ist die Mordrate bei 
Schwarzen hüher, weil sie schwarz sind oder 
weil sie schwarz und arm sind? Es kann 
durchaus der Fall sein, daß Schwarze und 
Weiße die gleiche Mordrate haben bei 
vergleichbarer Armut. Wenn dies als glaub- 
haft angenommen werden könnte, dann muß 
man zu dem Schluß kommen, daß die struk- 
turellen Bedingungen der Armut entschei- 
dender sind - im Sinne dieses Phänomens - 
als die Rassenzugehörigkeit. Auf der an- 
deren Seite kann es sein, daß, wenn man 
die soziale Lage von Schwarzen und Weißen 
vergleicht, die Schwarzen dennoch höhere 
Mordraten haben als Weiße. Trifft dies zu, 
so hat man die Rassenzugehörigkeit als pri- 
märe Variable bei der Erklärungder höheren 


Mordrate anzuerkennen. 


Mit dieser Vorgehensweise sind auch Jie von 
der Polizei verursachten Todesfälle im 
Rahmen der von -Kania und Mackey vorgeleg- 
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ten Studie und die Ergebnisse Takagis 

einer vertieften Analyse zugänglich. zuvor 
bedarf es jedoch der Lösung eines weiteren 
Problems. Um die Rassenzugehörigkeit (und 
den Rassismus) in eine Analyse von polizei- 
lichen Mordfällen miteinzubeziehen, ist 

es erforderlich, Kriterien zu entwickeln, 
anhand derer die Umstände jedes Todes- 
falles, ähnlich wie bei Knoohuizen et al. 

in ihrer Studie über die polizeiliche Todes- 
schußpraxis in Chicago, bewertet werden 
können. Dies wird notwendig, da in den 
meisten Studien nicht zwischen unbewaffneten 
Opfern polizeilichen Schußwaffengebrauchs, 
denen in den Rücken geschossen wurde ‚und 
jenen getöteten bewaffneten Straftätern 
unterschieden wird, die in ein Feuergefecht 
mit der Polizei verwickelt waren. Gerade in 
den Wohnbezirken ethnischer Minoritäten 
gibt es eine Fülle von durch die Polizei 


20) zu deren Be- 


verübten Gewalttaten, 
schreibung juristische Kategorien nicht 
ausreichen, sondern die man nur als Ansätze 
zum Völkermord bezeichnen kann. 

Ein analytischer Bezugsrahmen müßte auch 
der Tatsache Genüge tragen, daß Zusammen- 
stöße der Polizei mit bestimmten Bevöl- 
kerungsgruppen sich deshalb ereignen, 

weil Armut (und schwarze Hautfarbe) in 
hohem Maße mit sozialen Pathologien korre- 
lieren. Einige Hinweise können wir Bren- 
ners jüngster Studie über die Langzeit- 
wirkungen der Arbeitslosigkeit entnehmen. ?') 
Er fand heraus, daß ein Ansteigen der Ar- 
beitslosenrate um nur ein Prozent bei einer 
Gruppe, die über einen Zeitraum von sechs 
Jahren arbeitslos ist, sich in den folgen- 


den dreißig Jahren als Zunahme folgender 


sozialer Störungen auswirkt: Mord und Selbst- 


mord, Leberzirrhose (als Folge von Alkoho- 
lismus), Herzgefäßerkrankungen, Verhaftun- 
gen und Einweisungen in psychiatrische An- 
stalten. Medizinsoziologische Studien lassen 
einen solchen Zusammenhang von Rasse und 
Armut und diesen Krankheitsbildern erkennen. 
Es ist wichtig, festzuhalten, daß Brenner 
nicht erklärt, Arbeitslosigkeit stehe in 
enger Relation zu, sagen wir, Mord. Er 
stellt lediglich fest, daß langanhaltende 
Arbeitslosigkeit auch Langzeitwirkungen 
zeigt. 

Die offizielle Arbeitslosigkeitsrate von 
etwa zwischen 6 - 8 % verschwelgt die Unter- 


nn rs 


beschäftigten, die enttäuschten Arbeitssu- 
chenden und die verelendeten Bevölkerungs- 
schichten. Sowohl Brenners als auch andere 
Untersuchungen über Familien zur Zeit der 
Großen Depression enthalten Hinweise, daß 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 
schwerwiegende Einflüsse auf innerfamiliäre 
Beziehungen haben. Das Problem des "sich 
gerade über Wasser Haltens" verlangt von 
mehr Familienmitgliedern den Zwang zur Ar- 
beit, läßt weniger Zeit für gemeinsame so- 
ziale Aktivitäten übrig und bringt es mit 
sich, daß Kinder unbeaufsichtigt bleiben. 
Die Zwänge des Stadtlebens durchdringen 
überall den sehr privaten Bereich persön- 
licher Lebensgestaltung. Spannungen und 
Frustrationen belasten negativ das Ver- 
hältnis der Ehepartner, von Kindern und 
Eltern, die nachbarlichen Beziehungen. Es 
entwickelt sich ein wachsendes Vertrauen 
auf Hilfsorganisationen und ihre Inter- 
ventionen in Bereichen, die früher von der 
Familie und durch Nachbarschaftsbeziehungen 
abgedeckt worden sind. So entwickelt sich 
der Widerspruch, daß die Institution, die 
am meisten gefürchtet wird, die Polizei, 
zugleich auch am häufigsten in diese Elenäs- 
bezirke gerufen wird. 

Ein kohärenter analytischer Bezugsrahmen. 
muß die Möglichkeit berücksichtigen, daß 
diese Elendsbezirke heute nicht mehr eth- 
nische Bezirke im traditionellen Sinne sind 
wie die Wohnbezirke der Arbeitsimmigranten 
im Mittleren Westen und der Ostküste. Ob- 
wohl ethnisch homogen, teilen die Ghettos 
die speziellen Merkmale überdurchschnitt- 
licher Ausbeutung, Die Struktur heutiger 
Ghettos ist das Ergebnis von über hundert 
Jahren brutalster Ausbeutung, institutio- 
nalisiertem Rassismus, einer diskriminie- 
renden Gesetzgebung und außergesetzlicher 
Unterdrückung. Im Alltag heißt dies: äußerste 
Armut, außergewöhnlich hohe Arbeitslosen- 
raten und demoralisierende soziale Bedin- 
gungen, die Wurzeln dieses Problems liegen 
in den Arbeits- und Beschäftigungsbedin- 
gungen, die den kapitalistischen Produk- 
tionsprozeß charakterisieren. Arbeits-Immi- 
granten in den USA (die zu analysieren 
Gastil unterließ) sind einem Ausmaß an 
Ausbeutung unterzogen worden, das zuneh- 
mend zu einem globalen Phänomen der kapi- 
talistischen Ökonomie geworden ist. In 


den Konsequenzen führt dies zu einem An- 

griff auf den Lebensstandard der Arbeiter 
in diesen kapitalistischen Metropolen, zur 
Entwicklung einer weltweiten Reservearmee 


an 


Arbeitskräften und zur Abwertung quali- 


fizierter Arbeitskraft durch die Taylori- 
sierung des Arbeitsprozesses. Das Elend 


in 


den ethnischen Wohnbezirken ist nicht 


kulturell determiniert. 
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Jan Ehrhardt/Catharina Kunze 
Musterentwurf des Polizeirechtsstaates 


„Die Polizei hat die Aufgabe, die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung aufrecht- 
zuerhalten‘ 


Seit 1972 erarbeitet die Innenministerkonferenz 
eine Grundlage zur Vereinheitlichung des unter- 
schiedlichen Polizeirechts des Bundes und der 
Länder. Entsprechend dem Musterentwurf in der 
Fassung vom November 1977 sollen die Länder- 
parlamente jetzt die Eingriffsbefugnisse der 
Vollzugspolizeien novellieren. 
Die bisherige Kritik am Musterentwurf hat sich 
vor allem an der sogenannten Todesschußrege- 
lung festgernacht. Eine gründliche Untersuchung 
des Musterentwurfs mit Hilfe von Literatur und 
Rechtsprechung zum Polizeirecht zeigt, daß der 
Musterentwurf nicht nur einzelne Eingriffsbe- 
fugnisse erweitert und festschreibt, sondern 
Grundlegende Neuentwickiungen von Aufgaben 
und gesellschaftlicher Funktion der Polizei aus- 
drückt und dabei nur ein Zwischenergebnis dar- 
‚stellt. Die vorläufig wegen „Mißverständlich- 
keit‘‘ zurückgezögene Formulierung der Innen- 
ministerkonferenz, die Polizei habe die öffent- 
liche Sicherheit und Ordnung sufrechtzuerhal- 
ten, verweist auf die „gesellschaftssanitäre” 
(Herold, Bundeskriminalamt) Rolle der Polizei. 
Das Buch ist die erste umfassende juristische 
Analyse des Musterentwurfs und zugleich eine 
wichtige Grundlage für die politische Auseln- 
andarsetzung mit dem Polizeirechtsstaat. 
Verlag Klaus Guhl 
Postfach 191632 
1000 Berlin 19 
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II, STRUKTURDATEN ZUR POLIZEIENTWICKLUNG IN WESTEUROPA 


Bundesrepublik Deutschland: 
PERSONALSTÄRKE DER POLIZEIEN DES BUNDES UND DER LÄNDER: STAND: 1l.yuLı 1977 


In Nr.O von CILIP wurde u.a. ein Überblick über die Entwicklung der Personalatärke derPolizei- 
organe des Bundes und der Länder für die Jahre 1960 - 76 gegeben. Dia folgenden Angaben ent- 
stammen einer jährlich intern vom Bundesinnenministerium erstellten Statistik.Wir haben diese 
Tabellen der Zeitschrift der GdP, "Deutsche Polizei’, Heft #/1978, entnommen. 


ZAHL DER POLIZEIBEAMTEN DER LÄNDER 


Einwohnerzahl 
des Landes 


Ges. uniform. |Nichtuniform. | Weibliche 
Einzeldienst Polizei Polizei 


Pol.-Einzeldienst Polizei- Beraitschafts- | Sonstige 
insgesamt Schulen polizei (Reserve-St.) 


Einw.-Zahl : Stichtag Soll | Ist Ast | Soll 


Baden-Württemberg 


Bayern 


9119266 | 31. 12.78 
a 


10812336 | 30.06. 77 


2436| 2238 
3830: 2850 


Berlin 


1944489 31.03.77 


1836: 1519 


15037 | 14274 


24669 | 22488 


9m 877 
— 


Bremen 708 393 | 01. 04. 77 i 2778, 2536 


1136: 1109 8272| 6177 
el 


Hamburg 1692088 31.03. 77 


: f 
Hessen 5538432 | 01.01. 77 1932| 1865 i 10834 | 10574 | 2131 


+ 


RERER n 
7228 791 | 01.03. 77 2447| 2118 | 12403) 12244 2220 


Niedersachsen 


R | In nichtuniform. ; ' 
Nordrhein-Westfelen | 17.062 200 | 31. 03. 77 5270| 4959 Polizei enthalt. 30731 | 29886 5560 


Rheinland-Pfalz 3649001 | 31.12.78 5: 35 8380 6387 1145 


30 j 
Saarland 1088 961 | 31. 12. 76 2583! 2594 569 


SchleswigHolstein | 2584887 | 30.04. 77 706| 881 5287; 4883 915 


6142| -- 20 360119327 128.255 | 120950 [4220 |a3a7 |areag\asırı | 652 779 |158882 150247 


1) Sollstärke von weiblicher Polizei enthalten 


2) Die 180 weiblichen Polizeibeamten sind in der Ist-Stärke im gesamten uniformierten Einzeldienst und bei dar nichtuniformiertan Polizei enthalten. 
°) Stellen für auszubiklende Beamte z. Z. an der LPSN für Einzeldienst (S+K). 


Insgesamt: 


POLIZEIDICHTE 


- je 1 Polizeibeamter auf Einwohner - 


Länder Gesamte Polizei 


Einzeldienst der gesamten Polizei Kriminalpolizei 


Soll 


Baden-Württemberg ; | ; : 4318 


Bayern i i : : 3384 


Berlin s H ! R : 1280 
Bremen ; : ; : : 1540 : 1603 


Hamburg : 1: 1: 278,1. 1: 1489,5 : 1525,8 


Hessen : 431 1: 1:524 1: 2702 : 2793 


Niedersachsen :482 1:583 1: 590 1: 2721 1: 2960 


Nordrhein-Westfalen keins Angaben keine Angaben keine Angaben keine Angaben keine Angaben 


Rheinland-Pfalz ; $  1:572° 1: 573 1: 3270 1: 3270 


Saarland i 1: 420 1: 2778 1: 2836 


Schleswig-Holstein ; 1: 518 1: 3497 1: 3620 


Länder insgesamt 1: 1062,9 


Lönder und Bund 


Zahl der Polizelbeamten des Bundes 


1.) Grenzschutz-Einzeldienst 


3.) Polizeivollzugsbeamte bei der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages 


Soll Ist 


1.b) Bundesgrenzschutz-Verbände 


Grenzschutzkommando Süd 


Grenzschutzkommando Mitte 


Grenzschutzkommando West 


Grenzschutzkommando Nord 
Grenzschutzkommando Küste 


Grenzschutzschule 


Zusammenstellung 


Grenzschutzeinzeldienst 
Bundesgrenzschutzverbände 


Bundeskriminalamt 


Polizeivollzugsbeamte bei der 
Verwaltung d. Dt. Bundestages 


Hauptamtl, Bahnpolizeibeemte 
und Fahndungsdienst der DB 


Insgesamt 


[0] 


Stand: 1. Juli 1977 


2.) Bundeaskriminatamt 


Fahndungsdienst der DB 


Summe 3120 : 3032 


STÄRKE DER GESAMTEN POLIZEI- 


|VOLLZUGSBEAMTEN IM BUNDESGEBIET 


Länder 158 982 150 247 


Bund 2944 25 185 


Gesamtstärke 184 926 175432 ° 


S 
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Info für die Unterstützer des 3. Russell-Tribunals 
Nummer 3/4 — Dezember 1978 — herausgegeben in Westberlin 


kung 


Aus dem Inhalt dieser Nummer: 


Bilanz des Russell-Tribunals vor der 2. Sitzungsperiode e Zu den Themen 
Interview mit Rechtsanwalt Otto Schily zu den 


der 2. Sitzungsperiode: | 
Themen Verteidigerrechte und Haftbedingungen 


— Dokumentation zur 


Zensur im Kulturbereich — Zum Thema Verfassungsschutz: Der "Fall 


Faust‘‘ e Berufsverbote vor der Wende 
kussion um die ''Liberalisierung‘‘ des 
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III, RECHTSENTWICKLUNG 


Bundesrepublik Deutschland; 


"ZUM STAND DER VERABSCHIEDUNG DES 
MUSTERENTWURFS FÜR EIN EINHEIT- 
LICHES POLIZEIGESETZ DES BUNDES UND 
DER LÄNDER (ME) 


1972 beschloß die Innenministerkonferenz 
(folgend IMK), das Polizeirecht zu verein- 
heitlichen und beauftragte eine Arbeits- 
gruppe mit der Ausarbeitung eines ME, Zwei 
Jahre später wurde der erste Entwurf vor- 
gelegt, ein Jahr später wurden wesentliche 
Neuerungen des 1974er Entwurfs in Berlin 

mit Verabschiedung des Allgemeinen Sicher- 
heits- und Ordnungsgesetzes (kurz ASOG) 
geltendes Recht. Bis zu diesem Zeitpunkt 

gab es keine Öffentliche Diskussion, keinen 
sichtbaren Widerstand. Erst die skandal- 
trächtige Todesschußregelung des Entwurfs 
von 1975 brachte den ME in die Öffentliche 
Diskussion. Langsam wuchs in Teilen der 
Öffentlichkeit, bei Parteien und Jugendver- 
bänden, in Kirchenkreisen und Polizeige- 
werkschaften, in den Medien etc. das Bewußt- 
sein, daß die IMK (ein Gremium, in dem Innen- 
minister aller Regierungsparteien auf Län- 
derebene vertreten sind) hier sehr viel 

mehr vorhatte als nur eine Vereinheitlichung 
des Polizeirechts zwischen den Bundesländern. 


Es ist heute als erster Erfolg des viel- 
fältigen Widerstands gegen den ME anzusehen, 
daß bis jetzt erst Bayern sein Polizeirecht 
in Anlehnung an den ME novelliert hat. 

Nach Jahren einer kaum zu durchbrechenden 
Allparteienkoalition in der IMK zeichnet 
sich auch ab (hinweise schon im Oktober 1977), 
daß man sich nicht mehr auf eine in allen 
Regelungen einheitliche Fassung einigen 
konnte. j 

Schaut man die heute in verschiedenen Bun- 
desländern als Kabinettsentwürfe oder be- 
reits in den Landtag eingebrachte Regie- 
rungsentwürfe der neuen Polizeigesetze an, 
so ist zwar eine generelle Erweiterung 
polizeilicher Eingriffsbefugnisse in allen 
Entwürfen erkennbar. Das Ziel der Verein- 
heitlichung ist jedoch faktisch aufgegeben. 
Damit ist der Kampf um die Verhinderung 
des ME jedoch noch nicht ausgestanden. 
Gerade das Beispiel Bayern zeigt, wie 


schnell ein breit kritisiertes Gesetzes- 
vorhaben im parlamentarischen Verfahren 
durchgezogen und verabschiedet werden kann, 
wenn die Öffentlichkeit auch nur zeitweise 
"schläft". Die Novellierung des bayerischen 
Polizeiaufgabengesetzes zeigt zudem, wie 
schnell Parteien bzw. Parteivertreter um- 
kippen, die noch Wochen vorher, in den Bun- 
destagsdebatten um die Razziengesetze, sich 
mit dem Argument der Sicherung von rechts- 
staatlichen Garantien gegen parallele Rege- 
lungen in der Strafprozeßordnung teilweise 
gewehrt hatten. Mit Ausnahme je eines Ab- 
geordneten der SPD und FDP, die gegen das 
Gesetz stimmten, enthielten sich die SPD- 
und FDP-Fraktion der Stimme (vgl. hierzu 
das folgende Interview mit dem bayerischen 
SPD-Landtagsabgeordneten Schmolcke). 

Ein erneuter Öffentlicher Druck gegen die 
Verabschiedung des ME ist derzeit umso 
nötiger, als nun in fast allen Bundeslän- 
dern mit Kabinetts- oder Parlamentsvorlagen 
der konkrete Gesetzgebungsprozeß eingelei- 
tet wird. 

Der aktuelle Stand des Gesetzgebungsverfah- 
rens in den Bundesländern ist folgender: 


BAYERN 
Die novellierte Fassung des Polizeiauf- 
gabengesetzes (PAG) ist vom Landtag in 


letzter Lesung am 12.7.1978 verabschiedet 
worden und ab 1.Oktober 1978 geltendes. 


Recht. Sie weicht sowohl in einer Fülle 
von Detailformulierungen vom ME ab wie auch 
in ganz zentralen Punkten. Am einschnei- 
dendsten ist hierfür der Artikel 11 

(allg. Befugnisse), der der Polizei "not- 
wendige Maßnahmen" zugesteht, um u.a. 
"eine verfassungsfeindliche Handlung" ab- 
zuwehren, "die darauf gerichtet ist, die 
verfassungsgemäße Ordnung der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder einer ihrer Länder 
auf verfassungswidrige Weise zu stören 
oder zu ändern, ohne eine Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit zu verwirklichen" 
(Artikel 11, Abs. 2). 

Dem Sinn nach läßt sich diese Regelung 
bereits im Bayerischen PAG von 1963 
finden. 


RHEINLAND-PFALZ 


Dem Landtag ist am 23.3.1978 (Drucksache 
8/2993) ein Entwurf der Landesregierung 
vorgelegt worden. Er wird derzeit in den 


Außschüssen beraten und soll vor Ende der 
Legislaturperiode Mai 1979 verabschiedet 
‘werden. Der Entwurf hält sich voll an die 
Fassung der IMK. 


SAARLAND 


Dem Landtag ist am 27.2.1978 (Drucksache 
7/1002) ein Regierungsentwurf vorgelegt 
worden,der derzeit in den Ausschüssen bera- 
ten wird. Er ist im Wortlaut identisch mit 
der IMK-Fassung. 


BADEN-WÜRTTEMBERG 


Es liegt bisher nur ein Referentenentwurf 
vor, der noch nicht ins Parlament eingebracht 


worden ist. 


ÄRDRHEIN-WESTFALEN 


Die CDU-Opposition hat im April 1978 
einen auf der IMK-Fassung beruhenden 
Entwurf in den Landtag eingebracht. Im 
November hat Innenminister Hirsch dem 
Kabinett seinen Entwurf übergeben. Er ist 
bis jetzt nicht öffentlich zugänglich. 


NIEDERSACHSEN 

Das Kabinett hat im Juli 1978 einen Ent- 
wurf verabschiedet und inzwischen in die 
Anhörung gegeben, der nicht allgemein zu- 
gänglich ist. Als Regierungsvorlage soll 
der Entwurf in diesem Jahr in den Landtag 


eingebracht werden. 


HAMBURG 


RP wird noch am Referentenentwurf gearbeitet. 


HESSEN 


Dem neuen Landtag liegt bisher kein Entwurf 
vor. Die SPD-/FDP-Landesregierung hatte am 
5, Juli 1973 im alten Landtag angekündigt, 
daß sie in Bezug auf den Todesschuß und 
die Bewaffnung mit Handgranaten eine vom 
ME der IMK abweichende Fassung plane. 


BREMEN 


Der Bürgerschaft liegt bisher kein Entwurf 


vor. 


SCHLESWIG-HOLSTEIN 


Dem Parlament liegt bisher kein Entwurf vor. 


WEST-BERLIN 


In dieser Legislaturperiode, die im März 1979 
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ausläuft, steht der ME nicht mehr an. Aller- 
dings sind wesentliche Teile des ME bereits 
mit der Novellierung des Allgemeinen Sicher- 
heits- und Ordnungsgesetzes (ASOG) aus dem 
Jahre 1975 in Kraft gesetzt worden. = 


BUND 


Für die Polizeien des Bundes (also BGS 
und BKA-Vollzugsbeamte) muß der ME auch 
vom Bundestag verabschiedet werden. Die 
CDU/CSU-Fraktion hat bereits 1977 einen 
auf der IMK-Fassung vom Februar 1976 be- 
ruhenden Entwurf eingebracht. Seitens der 
Bundesregierung gibt es Vorarbeiten auf 
Referentenebene. Eine Befassung im Par- 
lament ist derzeit nicht absehbar. 


Neue Gesichtspunkte für die Auseinander- 
setzung mit dem Musterentwurf 

Für die Auseinandersetzung mit den Länder- 
entwürfen gelten im Prinzip die bereits seit 
längerer Zeit in Resolutionen und Publi- 
kationen formulierten Kritikpunkte, insbe- 
sondere an der Todesschußregelung, der Kon- 


trollstellenbefugnis, den Neuregelungen 
1) 


zur Identitätsfeststellung usw. 


Auf Landesebene wird es aber zudem zwingend 
notwendig, den exakten Wortlaut der Landes- 
entwürfe zu berücksichtigen, da es, wie 
bereits gesagt, durchaus Abweichungen vom 
Wortlaut der IMK-Fassung gibt und einzelne 
Länder in Einzelregelungen einen anderen 
Weg gehen bzw. gehen wollen. Weiterhin ist 
es auf Landesebene notwendig, die Neure- 
gelungen exakt zu vergleichen mit den 
entsprechenden Regelungen des jeweils gel- 
tenden Polizeirechts. So gehörte in den 
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meisten Bundesländern bis in die sechziger 
Jahre die Ausrüstung mit und die Ausbildung 
an Granatwerfern (neben MGs und Handgrana- 
ten) zur Polizei. Insoweit bedeutet die 
abschließende Aufführung zugelassener 
Polizeiwaffen im ME für viele Bundeslän- 
der eine punktuelle Abrüstung. Hier 
bedarf es auch der Exaktheit im Detail. 
Für das Bundesland Hessen hingegen würde 
der Wwaffenkatalog des ME eine waffentech- 
„nische. Aufrüstung bedeuten. 
In untärschiedlichem Maße gilt auch für 
andere ‚Regelungen des ME, daß sie bereits 
in einzelnen Bundesländern geltendes Recht 
sind. Das bedeutet natürlich nicht, daß 
sie nicht mehr kritikwürdig sind. So hat 
Baden-Württemberg die Befugnis zur Durch- 
suchung ganzer Wohnblöcke bereits 1977 
ins Polizeigesetz aufgenommen. 
Mit Verabschiedung der sogenannten "Razzien- 
gesetze" durch dem Bundestag im Februar 
1978 gibt es eine neue, weitere Argumen- 
tationslinie gegen die am ME orientierten 
Neuregelungen auf Landesebene. In dieser 
Novellierung der Strafprozeßordnung (folgend 
StPO, vgl. CILIP Nr.O, 5.22 ff.) erhielten 
die Staatsanwaltschaft und die Polizei als 
Hilfsorgan der Staatsanwaltschaft neue 
Befugnisse im Rahmen der Verfolgung konkreter 
Straftaten. 
Im Prinzip ging es bei dieser Novellierung 
der StPO um einen Teil der Befugnisse 
(Standardmaßnahmen), die auch im ME ange- 
strebt werden: 
1. um die Einrichtung von Kontrollstellen 
2. um die Erweiterung der Voraussetzungen 
zur Personalienfeststellung und er- 
kennungsdienstlicher Behandlung 
und " 
3. um größere Befugnisse zur Durchsuchung 
von Personen, Sachen und Wohnungen. 
Diese Befugnisse ergeben im Rahmen 
der StPO jedoch nur eine Handlungsgrund- 
lage für die Fälle, in denen die Polizei 
begangene Straftaten verfolgt und Straftäter 
fassen soll. Die andere Aufgabe der Polizei, 
die sogenannte Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, ist 
eben im Polizeirecht geregelt, das durch 
den ME vereinheitlicht werden sollte. 
Die Notwendigkeit einer Novellierung der 
StPO durch die sogenannten Razziengesetze 
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wurde unter anderem damit begründet, daß 
der Polizei im Rahmen ihrer gefahrenabweh- 
renden Tätigkeit - die in dem schon 1976 
vorgelegten ME neu geregelt werden sollte - 
keine größeren Befugnisse zustehen dürfen 
als im Rahmen der Strafverfolgung. Denn 

von einem freiheitlichen Gesellschafts- 
verständnis aus betrachtet ist es sicher- 
lich widersinnig, der Polizei dort, wo 

es um potentielle, zudem häufig noch 

schwer bestimmbare Gefahren geht, mehr 
Eingriffsrechte in die bürgerlichen Frei- 
heiten zuzugestehen als dort, wo es um die 
Verfolgung begangener Straftaten zu tun 

ist. Also sollte und wurde die StPO ge- 
ändert, um sie mit dem schon fertigen ME 

zu "harmonisieren". 

Die IMK und die Sicherheitsbürokraten dachten 
bei dieser Harmonisierungpraktisch an eine 
vollständige Übernahme der weiten ME-Rege- 
lungen in die Strafprozeßordnung. Mit dem 
Argument zwingender rechtsstaatlicher Ga- 
rantien hat die sozial -liberale Mehrheit 
des Bundestages - vor allem aufgrund des 
Drucks einer kleinen "Dissidentenfraktion" 
in der SPD - die Voraussetzungen für die 
Einrichtung von Kontrollstellen, der Iden- 
titätsfeststellung und der Durchsuchung 

von Wohnungen enger gefaßt, als dieses in 

den entsprechenden Regelungen des ME der 
Fall ist. 

Dieses Ungleichgewicht hat nun jedoch keines- 
wegs dazu geführt, daß die Innenminister = 
beim Polizeirecht entsprechende Einengungen 
vorgenommen hätten. Die vorliegenden Ge- 
setzesvorhaben der Länder halten vielmehr 
an den alten ME-Regelungen fest. 

Immerhin bietet sich aber jetzt die Möglich- 
keit, auf Länderebene gegen die entspre- 
chenden Regelungen des ME mit den Argumen- 
ten zu streiten, die die Bundesregierung 

und die Sprecher der SPD- und FDP-Fraktion 
noch im Februar 1978 im Bundestag eingeführt 
haben. Dies scheint gerade sinnvoll, wenn 
auf Länderebene der Versuch unternommen 
wird, öffentlichen Druck auf SPD- und FDP- 
Parlamentarier zur Verhinderung des ME 
auszuüben.) 
Noch ein weiteres Argument der sozial- 
liberalen Befürworter des ME erweist sich 
auf dem Hintergrunä der neueren Debatte 


als falsch. Während prominente Vertreter 


/ 
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der Exekutive wie der NRW-Innennminister 
Hirsch ständig erklären, daß der ME keine 
neue Rechtslage schafft, sondern die be- 
reits bestehende Rechtslage nur präzisiert, 
zeigt sich auf der anderen Seite, daß 
Apologeten des ME aus dem Lager konserva- 
tiver Juristen sehr wohl und deutlich for- 
mulieren, daß mit dem ME das deutsche Po- 
lizeirecht eine neue Qualität erhält in 
Richtung einer Grundrechtssuspendierung. °) 
Daß hinter dem ME tatsächlich eine neue 
Polizeikonzeption steht, die - zu Ende 
gedacht - wieder in Richtung von Vorbeuge- 
und Schutzhaft führt, läßt sich aus den 
Einzelregelungen des ME bereits analytisch 
herausarbeiten. Inzwischen hat aber auch 
ein prominenter Vertreter der Exekutive, 
Berlins Polizei-Vizepräsident Pfennig, 
in einem Beitrag in der Fachzeitschrift 
DIE POLIZEI, Heft 6/1978, die Katze aus 
dem Sack gelassen. In diesem Beitrag wird 
formuliert, daß es im Ergebnis mit dem ME 
darum geht, polizeiliche vorgehen gegen 

den Bürger aus präventiven Gründen unabhän- 
gig zu machen vom Vorliegen einer irgendwie 
noch konkretisierbaren Gefahrenlage oder 
des Verdachts einer Straftat. 


"Die polizeiliche Arbeit der Zukunft wird 
zunehmend bestimmt sein von präventiver 
Observation und Fahndung, um Schwerst- 
kriminalität und verbrecherische Aktionen 
zu verhindern. Der Ablauf der Ereignisse 
beweist, daß Aktionen, wie z.B. die Er- 
zwingung eines Baustopps bei Kernkraft- 
werken oder die Entführung und Ermordung 
von Schleyer, nur verhindert und aufgeklärt 
werden können, wenn die Polizei die Mög- 
lichkeit erhält, umfassend vorbeugend 
tätig zu werden oder bei ihrer repres- 
siven Tätigkeit auch eine große Anzahl 
von Unbeteiligten, also von Nichtstörern, 
in ihre Maßnahmen einbeziehen zu dürfen. 


Die Polizei muß die Möglichkeit haben, 
Kriminalität und Ordnungsstörungen bereits 
im Vorfeld bekämpfen zu können. Dazu muß 
sie die notwendigen Rechtsgrundlagen er- 
halten." 


Unverhüllter noch zeigt sich die exekutive 
Intention in einem internen Papier der von 
Innenministern und Justizministern beschick- 
ten "Harmonisierungskommission" von ME und 
StPO. In Bezug auf die unter dem Stichwort 
"vorbeugende Verbrechensbekämpfung" zusammen- 
gefaßten Maßnahmen (wie Razzien, erkennungs- 
dienstliche Maßnahmen, beobachtende Fahn- 
dung, Durchsuchen und Betreten von Wohnungen 
aus präventivpolizeilichen Gründen, Einrich- 
tung von Kontrollstellen zur Verhinderung 
von Straftaten) heißt es im Abschlußbericht 


der Kommission: 


"Eine Einstellung solcher Befugnisse in 

das Strafverfahrensrecht ist nicht möglich, 
da es sich hierbei um Tätigkeiten handelt, 
die entgegen der Struktur der Strafprozeß- 
ordnung keinen Bezug zu einer konkreten 
Straftat aufweisen und somit auch nicht 
von der Kompetenz nach Art. 74 Nr. 1 GG 
umfaßt sind. Andererseits stellen diese 
Tätigkeiten auch keine Gefahrenabwehr dar, 
da sie keine Gefahrenlage voraussetzen. 


Aus all diesen Gründen ist nach Auffassung 
der AGH eine Neufassung von $ 1 Abs.1 

ME erforderlich. Mit dem Formulierungs- 
vorschlag in der Synopse (Anlage 4) ist 
keine Erweiterung des originär-polizei- 
lichen Aufgabenbereiches beabsichtigt, 
sondern nur eine genauere Umschreibung 

als bisher." 


Konsequenterweise sprach sich die Kommission 
deshalb dafür aus, der Polizei global die 
Aufgabe "der Aufrechterhaltung öffentlicher 
Sicherheit und Ordnung" zuzuweisen. Diese 
Formulierung der Aufgabe der Polizei ver- 
deutlicht die Intention, die hinter den 
einzelnen Regelungen des ME steht, nämlich 
wegzukommen von festen Bindungen polizei- 
licher Eingriffsbefugnisse und hin zur ak- 
tiven polizeilichen Bestimmung dessen, 

was Sicherheit und Ordnung ist. 

Diese demonstrative Abkehr vom polizeilichen 
Gefahrenbegriff war der IMK offenbar doch 

zu prekär, so daß dieser Vorschlag der 
Harmonisierungskommission nicht aufgegriffen 
wurde. Man beließ es dabei, auf der Ebene 
der Einzelregelungen des ME den Gefahren- 
begriff aufzugeben. 

Erwähnt werden soll zum Schluß ein letztes 
Dokument zur Diskussion um den ME, das die 
Bundesregierung bzw. die IMK der Öffent- 
lichkeit vorenthalten hat, weil es im Er- 
gebnis quer zu den Absichten der Exekutive 
liegt. Im Herbst letzten Jahres hatte die 
IMK ein rechtsvergleichendes Gutachten 

in Auftrag gegeben, das die Regelungen des 
ME mit dem Polizeirecht in Westeuropa ver- 
Das Gutachten kommt, 


gleichen sollte. sum- 


marisch formuliert, zu folgendem Ergebnis: 
Für alle Regelungen des ME, in denen die 
Polizei aus präventiven Gründen Eingriffs- 
befugnisse erhält, ohne daß gegen die be- 
troffenen Bürger der Verdacht konkreter 
Straftaten oder Gefahrenverursachung for- 
muliert werden kann, sind keine ent- 
sprechenden Regelungen im Polizeirecht 
anderer westeuropäischer Länder zu finden. 
Es überrascht also nicht, daß dieses Gut- 


achten der Öffentlichkeit vorenthalten 
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wurde! 


1) Vgl. hierzu u.a. die ausführliche Stel- 
lungnahme der Humanistischen Union (zu 
beziehen über HU, Bräuhausstr. 2, 

8000 München 2); Funk/Werkentin, Der 
Todesschuß der Polizei, in: Kritische 
Justiz (KJ), Heft 2/1976; dies., Der 
Musterentwur£f für ein einheitliches 
Polizeigesetz, KJ, Heft 4/1976; Jan 
Ehrhardt/Catharina Kunze, Musterentwurf 
des Polizeirechtsstaates, Verlag K.Guhl, 
Berlin 1979 

2) Zu den SPD/FDP-Positionen vgl.die De- 
batte im Deutschen Bundestag, 72.Sitzung 
vom 16.Februar 1978, und folgendes Papier, 
das vom SPD-Bundestagsabgeordneten Dr. 
Rudolf Schöfberger, Bundeshaus, 5300 Bonn, 
anzufordern wäre: 

Bonn, 15.2.1978, An die Mitglieder der 
SPD-Bundestagsfraktion, "Zusammenstellung 
aller rechtsstaatlichen Sicherungen gegen 
den Mißbrauch der sogenannten Anti- 
Terror-Gesetze" 

3) Stellvertretend Prof.W.Martens, Die Grund- 
rechte im Recht der Gefahrenabwehr des 


ERNEST, er 


Musterentwurfs eines einheitlichen Polizei- 


gesetzes, in: Schriftenreihe der Polizei- 
Führungsakademie, Heft 2/1978 


DIE VERABSCHIEDUNG DES MUSTERENTWURFS IN 


BAYERN 


Ein Interview mit dem bayerischen SPD- 
Abgeordneten Joachim Schmolcke 


CILIP: Weshalb haben SPD und FDP im bayeri- 
schen Landtag der Novellierung zu- 

gestimmt? 

Schm.: Beide Parteien haben nicht zugestimmt, 
sondern sich der Stimme enthalten. Der 

Kollege Hirner von der FDP-Fraktion und ich, 

wir haben als einzige Abgeordnete gegen dies 

Gesetz gestimmt. 

Es ist umgekehrt zu fragen, warum trotz 

einer so gravierenden Gesetzesänderung meine 

Fraktion nicht dagegen gestimmt hat. Wenn 

Sie das alte bayerische Polizeigesetz mit 

der novellierten Fassung vergleichen, so 

werden Sie feststellen, daß der rechtspo- 

litisch und rechtsgeschichtlich entscheidende 

Vorzug, der das bayerische Polizeirecht 

traditionell vom norddeutschen positiv un- 

terschieden hat, das Enumerationsprinzip 

war. Dies beinhaltet, daß auf der einen 

Seite klar die Aufgaben der Polizei fest- 

gelegt waren, und korrespondierend auf der 

anderen Seite detailliert die Befugnisse, 

die die Polizei zur Erfüllung dieser Auf- 

gaben hatte. Dies unterscheidet sich sehr 

klar von der polizeilichen Generalklausel 

in der Tradition des preußischen Polizei- 

rechts. Rechtspolitisch bedeutsam ist also, 

und dies ist auch im Landtag deutlich for- 

muliert worden, die Abkehr von dem in der 

Rechtswissenschaft besonders hochgelobten 

Enumerationsprinzip. Aufgrund dieses Enu- 

merationsprinzips hatte Bayern im demokra 


tischen Sinne eine der fortschrittlich- 

sten Polizeigesetzgebungen. 

Es ist sicher einzusehen, daß die Verein- 
heitlichung des Polizeirechts der Bundeslän- 
der sinnvoll ist, etwa für den Fall, daß 
bayerische Polizeibeamte in anderen Bundes- 
ländern eingesetzt werden. Daß der bayeri- 
sche Landtag aber ohne Not den Spitzenrei- 
ter macht in Richtung einer rechtsstaatli- 
chen Rückwärtsentwicklung durch die Aufgabe 
des Enumerationsprinzips und Übernahme der 
preußischen polizeirechtlichen General- 
klausel, das steht am Anfang der Problematik. 
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CILIP: Jenseits dieses Problems ist an der regelungen gelten hingegen auch unter den 
Bedingungen des Polizeirechts. Der bayerische 


Entwurf enthält unmißverständlich diesen, wie 
man zynisch sagt, "Rettungsschuß" (Art. 45 


verabschiedeten Fassung des bayeri- 
schen Polizelaufgabengesetzes (PAG) zu er- 


kennen, daß selbst die Vereinheltlichung 
nicht erfolgt ist. PAG) - diese Verballhornung von Sprache ist 


ja nicht mehr hinnehmbar - als Zwangsmaß- 
nahme. D.h., das bisherige Rechtsprinzip, 


Das neue PAG weicht in einer Reihe von For- 


mulierungen vom Musterentwurf (ME) sprach- 
lich und inhaltlich ab. daß ein Polizist, der in Notwehr oder Not- 


hilfe einen Bürger tödlich getroffen hat, der 
Rechtfertigungspflicht unterlag, wird umge- 
kehrt. Er schießt jetzt tödlich in Anwen- 
dung befohlenen unmittelbaren Zwanges. Damit 


Schm.: Es läßt sich allerdings feststellen, 
daß man dem vorgeschobenen Grund der Ver- 
einheitlichung nicht näher gekommen ist. 


CILIP: Dieselbe Materie ist im Frühjahr 1973 
im Bundestag unter dem Stichwort 
"Razziengesetze" diskutiert und schließlich 
verabschiedet worden. Hier hat die sozial- 
liberale Mehrheit des Bundestages gegenüber 
en Forderungen der Innenministerkonferenz 
und der CDU/CSU-Fraktion rechtsstaatliche 
Begrenzungen etwa bei den Kontrollstellen- 


wird die von allen humanen Rechtspolitikern 
gewollte hohe Hemmschwelle des Tötens nicht 
nur quantitativ, sondern auch qualitativ 
herabgesetzt. Das ändert einfach das Klima. 
Der zweite Punkt ist der Schußwaffengebrauch 
gegen Menschenmengen (Art. 47 PAG). Da heißt 
es im Gesetz, ich zitiere: "Schußwaffen 


dürfen gegen Personen in einer Menschenmenge 
regelungen durchgesetzt. Diese Positionen 


sind im bayerischen Landtag von der SPD/ 
FDP-Fraktion preisgegeben worden. Zu erin- 
nern ist etwa an die Bindung der Errichtung 
von Kontrollstellen an eine richterliche 
Anordnung, die jetzt bei der parallelen 


Regelung im bayerischen PAG nicht mehr vor- 
gesehen ist. 


nur gebraucht werden, wenn von ihr oder aus 
ihr heraus schwerwiegende Gewalttaten be- 
gangen werden oder unmittelbar bevorstehen 
und andere Maßnahmen keinen Erfolg verspre- 
chen." Es heißt zwar weiter, daß auf Unbe- 
teiligte nicht geschossen werden darf, dies 
wird aber wie folgt, ich zitiere, einge- 
schränkt: "Wer sich aus einer solchen Men- 
Schm.: Man kann nicht sagen, daß meine 
re schenmenge nach wiederholter Androhung des 
Partei in den Ausschüssen nicht ver- 


‚ Schußwaffengebrauchs nicht entfernt, obwohl 
sucht hätte, durch Änderungsanträge, die 3 : 


ihm dies möglich ist, ist nicht als Unbe- 


alle abgelehnt worden sind, diese Positionen 
teiligter anzusehen." Entweder kann man 


zu retten. Nur die Konsequenz daraus, aus 

der Nichtannahme dieser Forderungen, nämlich 

Die für mich dann unabdingbare Ablehnung, 

die hat sie eben nicht vollzogen. 

CILIP: Was waren Ihre wichtigsten Gründe, sich 
der Stimmenthaltung Ihrer Fraktion 


das ganze vergessen, weil es unsinnig ist, 
nicht praktikabel, oder aber es ist jener 
Zynismus, den ich dahinter sehe, daß man 
einfach in Kauf nimmt, daß einer in einer 
Menschenmenge ist, die als gewalttätig ein- 
geschätzt wird, und man annimmt, er könnte 
nicht anzuschließen, sondern demonstrativ : 
: sich entfernen - obwohl das ja unmöglich 


diesem Gesetz Ihre Zustimmung zu verweigern? 
ist -. Jedenfalls darf dann geschossen wer- 


Schm.: Zunächst die Aufgabe des Enumerations- den, während es bisher ja so war, daß gegen 
prinzips, damit zusammenhängend der Menschenmengen schlimmstenfalls die chemi- 
Ersatz dieses Prinzips durch eine zu Miß- sche Keule eingesetzt werden konnte, Wasser- 
brauch geradezu herausfordernde Generalklau- werfer und ähnliches. 
sel, dann jene über die Regelungen in den Der dritte Punkt betrifft die sog. besonderen 
Razziengesetzen vom Februar 1978 noch hinaus- waffen wie Handgranaten und Maschinengewehre, 
gehenden Polizeibefugnisse - aber dies die offenbar zur allgemeinen Polizeiausrüstung 
scheinen noch Marginalien. Es kommen jetzt gehören und auf Anordnung des Innennministers 
die entscheidenden Punkte. Auf der einen eingesetzt werden können. Die Anträge der SPD, 
Seite hat der Hamburger Parteitag der SPD die Ausrüstung mit diesen Waffen entsprechend 
unmißverständlich beschlossen, eine geson- den Hamburger Parteitagsbeschlüssen zu be- 
derte Regelung des“mit an Sicherheit gren- schränken auf Spezialeinheiten - und dies 
zender Wahrscheinlichkeit tödlich wirkenden ist schlimm genug -, sind gleichfalls ab- 


Schusses" abzulehnen - Notwehr- und Nothilfe- 
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gelehnt worden, Wenn man sich daran erin- 
nert, daß der ehemalige bayerische Innen- 
minister Seidel mit massiver Polizeige- 
walt gegen ein fränkisches Grenzdorf vor- 
ging, dessen Bewohner nach der Eingemein- 
dung Widerstand gegen den Abtransport der 
Akten der Gemeindeverwaltung geleistet 
hatten, dann kann man sich ungefähr vor- 
stellen, was mit einem solchen Gesetz unter 
einem solchen Innenminister geschehen kann, 
Es heißt (Art. 48 Abs. 2 PAG): "Maschinen- 
gewehre und Handgranaten dürfen nicht ge- 
braucht werden, um fluchtunfähig zu machen. 
Handgranaten dürfen gegen Personen in einer 
Menschenmenge nicht gebraucht werden." Das 
heißt also beim Einsatz von Maschinengeweh- 
ren die Berechtigung zum gestreuten Töten. 
Der letzte Punkt betrifft den Schußwaffen- 
gebrauch gegen Kinder. Es heißt im Gesetz 
(Art. 45 Abs. 3 PAG): "Gegen Personen, die 
dem dußeren Eindruck nach noch nicht vier- 
zehn Jahre alt sind, dürfen Schußwaffen 
nicht gebraucht werden." Das Gesetz fährt 
aber fort: "Das gilt nicht, wenn der 
Schußwaffengebrauch das einzige Mittel zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 
oder Leben ist." Das ist ungeheuerlich. 
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Da wird also in einem unglaublichen Gesetzes- 
perfektionismus erst einmal aus Verschämt- 
heit gesagt, daß auf Kinder unter vierzehn 
nicht geschossen werden darf, dann wird aber 
als Ausnahmeregel bereits bei Abwehr einer 
Leibesgefahr das Verbot aufgehoben. 
CILIP: Trifft der Eindruck zu, daß das baye- 
rische PAG gleichsam unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit im Schnellverfahren ver- 
abschiedet wurde? 


Er —e.: a e  ————eE 


Schm.: Das ist wie eine Hauruck- oder Nacht- 
und Nebelaktion über die Bühne gegan- 
gen. Ich habe noch nie erlebt, daß im baye- 
rischen Landtag ein ähnlich einschneidendes 
Gesetz am Ende einer Legislaturperiode aus 
einer nicht verständlichen, durch keine ob- 
jektiven Notwendigkeiten begründeten Eile 
unter Ausschluß Öffentlicher Diskussion ver- 
abschiedet wurde.M&äine. Fraktion ging eigent- 
lich davon aus, daß das Gesetz. erst in der 
nächsten Legislaturperiode ansteht. Sie 
haben in den bayerischen Medien hierzu nur 
einen kurzen Artikel in der Süddeutschen 
Zeitung gefunden, der überschrieben war: 
"Es darf auch auf Kinder geschossen werden" 
- das war alles-. 
CILIP; Ist die Interpretation zulässig, daß 
die Entscheidung der SPD/FDP-Fraktion, 
nicht gegen das Gesetz zu stimmen, unter dem 
Eindruck des aktuellen Wahlkampfes gefallen 
ist? 
Schm.: Wenn man die berechtigte und begrün- 
dete Angst der Bevölkerung vor diesen 
empörenden Terrorkriminaltaten bedenkt - aber 
auch den Mißbrauch dieser Angst zur Ein- 
schränkung von Freiheitsrechten, die der Terro- 
rismusbekämpfung nicht dient -, so mag dies 
eine Rolle gespielt haben. Sehen Sie, auch 
die Weimarer Republik ist nicht am Mangel an 
Gesetzen zugrunde gegangen, sondern am Man- 
gel an Demokraten. Heute finden sich Paral- 
lelen. Da wird die Angst vor wirklich ab- 
scheulichen Terrortaten zum Vorwand für 
den Abbau von Freiheitsrechten genommen, wähn 
andere Opfer von Gewalt, z.B. Opfer von 
kriminellen Mordtaten, Verkehrstote und 
alte Leute, die ihre Wohnung verlieren, ins 
Obdachlosenasyl kommen und sich darum auf- 
hängen, in den Hintergrund gedrängt werden, 
obwohl ihre Zahl unvergleichbar höher ist 
als die der bedauernswerten Opfer terro- 
ristischer Mordanschläge. Hier mag es bei 
diesem oder jenem Abgeordneten eine Rolle 
gespielt haben, daß er fürchtete, wenn er 
seine Ablehnung dieses Gesetzes sehr deut- 
lich macht, in der Öffentlichkeit als Poli- 
tiker dargestellt zu werden, der es ablehnt, 
den Bürger durch wirksame Gesetze gegen 
den Terrorismus zu schützen. 
CILIP:; Ist in Ihrem politischen Freundes- 
kreis überlegt worden, eine Verfas- 
sungsklage gegen die .Todesschußregelung 


des bayerischen PAG anzustrengen? 


Schm,: In der Fraktion nicht, wohl aber haben 


politische Freunde das mit mir dis- 
kutlert. Die Diskussion ist noch nicht ab- 
ich hoffe aber, daß durch die 
Beschlüsse des Hamburger Parteitages zu 


geschlossen, 


diesem Punkt bei der Gesetzgebung in den an- 
deren Bundesländern meine Partei dafür sor- 
gen wird, daß die bayerische Gesetzgebung 
singulär bleibt. Somit besteht die Hoffnung, 
daß, wenn auch nicht gleich, auch das baye- 
rische PAG politisch revidierbar sein wird. 


CILIP: Sie haben hiermit schon auf die letzte 
Frage Übergeleitet. Wie beurteilen Sie 


die Möglichkeiten, auf den Gesetzgebungspro- 


zeß in den anderen Bundesländern so weit Ein- 


ju3 zu nehmen, daß das bayerische Modell 
nicht zum Vorbild wird? 
Schm.: Ich muß noch einmal auf den Hamburger 
Parteitag zurtickkommen, der sich ja 
intensiv mit diesen Fragen beschäftigt nat. 


So ist fast einstimmig insbesondere der Todes- 


schuß abgelehnt worden, und ich hoffe auf 


diesem Hintergrund, daß die Fraktionen meiner 


Partei in den Länderparlamenten gerade dort, 
wo von ihrer Entscheidung das Gesetzgebungs- 
ergebnis abhängt, eine dezidiertere Haltung 
einnehmen werden. 


CILIP: Die Tendenz, die breite Öffentlichkeit 


vom Gesetzgebungsprozeß in diesem Be- 
reich auszuschließen, scheint sich in Word- 
rhein-Westfalen und in Niedersachen zu wie- 
“’erholen. 
wıegende Reglerungsentwurf etwa der Humani- 
stischen Union zur Einsicht verweigert wor- 
den und auch der seit November 1978 vorlie- 
gende Entwurf des NRW-Innenministers Hirsch 
ist nicht allgemein zugänglich. 
Schm.: Hier sollten die politisch Interes- 

sierten vom schlechten bayerischen 
daß sie 
Denn was ist das für 


Lehrstück so viel gelernt haben, 
dies nicht zulassen. 


eine Gesetzgebung, die sich hinter verschlos- 


senen Türen möglichst unter Ausschlu2 der 


Öffentlichkeit vollzieht, Hier ist zu hoffen, 


daß zumindest meine politischen Freunde 
aus dem bayerischen Lehrstück die Konsequen- 
zen ziehen und das nicht zulassen. 
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So ist z.B. der seit Juli 1978 vor- 


IV, POLIZEI IN AKTION 


Frankreich: 


Wenn die Polizei demonstriert 
Am 4. 
Frankreich Demonstrationen der Beamten 
der Police Nationale statt, 
insgesamt ca. 12.000 Polizisten teilnah- 
men. Damit folgten mehr als 10% der Ge- 
samtzahl der Police Nationale dem Auf- 

Die Demonstra- 


Dezember letzten Jahres fanden in 


an denen 


ruf ihrer Gewerkschaften. 
tionen richteten sich gegen die Verab- 
schiedung des Haushalts des Innenmini- 
sterlums und dessen "notorische Mängel", 
die keinen genügenden Schutz der Bevöl- 
kerung zuließen, so die Polizeigewerk- 
schaften. 

Anläßlich dieser Demonstrationen - allein 
in Paris waren 4.ooo Polizisten be- 
teiligt - läßt sich der besondere Typus 
der französischen Organisation der in- 
neren Sicherheit erhellen. Denn zum Schutz 
der Regierungsgeb4äude wurden nicht Beamte 
der zivilen Police Nationale eingesetzt, 
sondern Einheiten des militärischen Stand- 
beins der französischen Sicherheiltsappa- 
rate: die Gendarmerie Mobile, ein kaser- 
nierter militärischer Teilapparat mit aus- 
schließlicher Einsatzbestimmung im Inneren 
des Landes. 


Mit schwerem Geschütz 
Frankfurter Rundschau, 13.10.1978 
Fahrscheinkontroilen mit Maschinenpistolen 


Im U-Bahnhof Grüneburgweg 


‘ wurde Frau 3 beim Verlansen des 


Bahnsteigs von Beamten der 'Stadt- 
werke 'bei einer shgänarinten Ab- 
gangskontrolle nach der Fahrkarte 
gefragt. Daneben standen einige 
Polizisten mit Maschinenpistolen. Ihr 
Eindruck: Hier wird nach Schwer- 
kriminellen gesucht. 

Der Eindruck war indes falsch, 
denn wie die Polizeipressestelle am 
Mittwoch auf Anfrage ausdrücklich 
bestätigte, galt die Aktion lediglich 
potentiellen Schwarzfahrern. Die 
Stadtwerke verweisen darauf, daß 
man ohne Polizei bei den Kontrollen 
nicht auskomme, well die allein be- 
fugt sei, Personalien festzustellen. 
Deren Auftreten dabei könne man 
Jedoch nicht beeinflussen, 

Polizeisprecher Kurt Kraus er- 
klärte, im allgemeinen verzichte man 
bei den Abgangskontrollen auf das 
Tragen der Maschinenpistolen. Doch 
wenn dabei Funkwagenbesatzungen 
eingesetzt würden, müßten die ihre 
MP mitnehmen. Der Innenminister 
hat nämlich ve daß die Schnell» 
feuerwaffen nicht unbeaufsichtift Im 
Wagen zurückbleiben dürften. habe 


FAHRScHEIN konrReuel 
KEINER VERLÄSST 
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Bundesrepublik Deutschland: 


Die mit den im Februar 1978 verabschie- 
deten Razzien-Gesetzen intendierte Praxis 
der effektiven Bekämpfung des Terrorismus 
findet nun auch ihre Anwendung bei der 
sog. normalen Kriminalitätsbekämpfung. 


Nach einem nur ins Versuchsstadium gelang- 
ten Raubüberfall auf einen Supermarkt in 
Berlin am 13.12.1978 hatte sich der Täter 
. den Angaben eines Zeugen zufolge in ein 
naheliegendes achtstöckiges Appartement- 
Hochhaus geflüchtet. Nach der Umstellung 
des Hauses durch 40 Polizeibeamte wurde 

ein beträchtlicher Teil der 215 Apparte- 
mentwohnungen Gegenstand der polizeilichen 
Maßnahmen: etwa 100 anwesende Personen 
wurden überprüft, 15 Appartements mit einem 
Nachschlüssel geöffnet. Danach wurde die 
Aktion - ausgeführt unter dem Schutz auf 
Türöffnungen zielender Maschinenpistolen - 
ergebnislos abgebrochen. (Der Tagesspiegel, 
Berlin, vom 14.12.1978) 

Nach dem 'normalen' Durchsuchungsrecht nach 
8 103 Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeßord- 
nung ist eine derartige Ausweitung des 
Burchsuchungsrechts nicht zulässig, da kei- 
nerlei Hinweise auf eine bestimmte Wohnung 
vorlagen. Die hier erfolgte systematische 
Durchsuchung eines Gebäudebereiches allein 
auf den Hinweis hin, daß sich der Täter 

in das Gebäude geflüchtet habe, wäre 

selbst nach den erweiterten Befugnissen 

der Razzien-Gesetze nur dann zulässig, wenn 
es sich um eine Straftat nach 3 129a Straf- 
gesetzbuch (Unterstützung terroristischer 
Vereinigungen) gehandelt hätte (9 103 Abs.1 
Satz 2 StPO). Dafür lagen jedoch keinerlei 


Hinweise vor. 


BÜRGERNÄHE? 

Aus der Antwort des Senats von West- 
Berlin auf eine Kleine Anfrage des 
Abgeordneten Lange zum Thema: Bessere 
Zusammenarbeit von Polizei und Staats- 
anwaltschaft: 

"Der Einsatz eines Staatsanwalts bei 


Sportveranstaltungen im Rahmen einer 
gemeinsamen Planung der beteiligten 
Strafverfolgungsbehörden ist ein weite- 
res Beispiel für die erfolgreiche 
Schwerpunktbildung und bürger- 
nah e Tätigkeit der Strafverfol- 
gungsbehörden." 


Quelle: Landespressedienst Berlin 
vom 3.April 1978 


England: 


DAS BLACK DOG-SYNDROM 


Zu den viel diskutierten Problemen in der 
englischen Polizei-Fachpresse des letzten 
Jahres zählt das black dog-Syndrom. CILIP 
möchte seinen Lesern dieses hochaktuelle 
Thema nicht vorenthalten. 

Der Begriff wurde geprägt, nachdem eine 
wissenschaftliche Untersuchung, die die Ur- 
sachen von Verkehrsunfällen durch Polizei- 
fahrzeuge zum Thema hatte, u.a.Zu dem Ergeb- 
nis kam, daß 72,35% der insgesamt 15.695 
Unfälle durch schwarze Hunde mitverursacht 
wurden. Dabei konnte der Statistik keine 
Dominanz einer bestimmten Rasse entnommen 
werden. Weiterhin ergab die repräsentative 
Umfrage, daß bei den Unfällen nur ein ein- 
ziger schwarzer Hund getötet wurde. In 
allen anderen Fällen verschwanden die Hunde 
und konnten nicht mehr aufgefunden werden. 
An den Polizeiautos entstand meist Sach- 
schaden. Einige der typischen Antworten 

von Polizeibeamten, die zum Unfallgeschehen 
befragt wurden, lauteten: "Der schwarze 
Hund rannte davon." - "Der schwarze Hund 
trottete heulend vondannen." - "Er ver- 
schwand mit schüttelndem Kopf." - "Ich 
versuchte, einem schwarzen Hund auszuwei- 
chen und fuhr gegen eine Mauer, einen 
Lampenmast, eine Kirche, ein Brückengelän- 
der etc." 

Aus der niedrigen Todesrate im Verhältnis 
zur Anzahl der beteiligten schwarzen Hunde 
kann man schließen, daß eine Dezimierung 
der Hundepopulation durch Polizeiautounfälle 
nicht zu befürchten sei. Andererseits könnten 
diese Fakten zu der Vermutung führen, daß 
hinter diesen Unfällen eine Verschwörung 
steckt mit dem Ziel, Polizisten zu verletzen 
oder zu diskreditieren. Eine extremistische 
Gruppe könnte schwarze Hunde so abgerichtet 
haben, daß sie Unfälle mit Polizeiautos pro- 
vozieren - so jedenfalls einige Überlegungen 
in der englischen Fachpresse. 

Aber auch in anderen europäischen Ländern 
und den USA sind Fälle bekannt, in denen 
schwarze Hunde in Unfälle mit Polizeiautos 
verwickelt sind. 

Interessant ist schließlich die Frage, warum 
die Hunde immer schwarz sind. Prof,K. Nyne 
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von der Houghla Universität verfaßte hierzu 
eine detaillierte Studie. Er kommt zu dem 
Schluß, daß dies mit dem alten Aberglauben 
zusammenhängt, daß Schwarz die Farbe des 
Teufels ist und besonders in Streßsituationen, 
wenn die Beförderung in Frage steht oder 

wenn die Ausfertigung einer großen Zahl von 
Berichten bevorsteht, das Sehen eines schwar- 
zen Hundes mit dem Wiederaufleben eines 
primitiven Todeswunsches oder der Todeser- 
wartung in Zusammenhang Steht. 

Die Police Federation, besorgt über das 

von schwarzen Hunden ausgehende Berufsrisiko 
der Polizeibeamten, machte deshalb auch 

schon den Vorschlag, eine "schwarze Hunde- 


versicherung" für die Beamten abzuschließen. 


A einem Leserbrief schildert eine besorgte 
Besitzerin eines schwarzen Hundes ihre Vor- 
sorgemaßnahmen. Sie rüstete ihren Hund mit 
einem mit oranger Leuchtfarbe bestrichenen 
Umhang und einem roten Blinklicht auf dem 
Kopf aus, 

Ein ähnliches Syndrom wurde auch in Nordir- 
land von der Royal Ulster Constabulary (RCU) 
bestätigt. Während in England und Wales die 
Hunde meist schwarz sind, können die Beam- 
ten der RUC in der Regel auch die Hunderasse 
benennen. Dies mag möglicherweise darin be- 
gründet liegen, daß die irischen Polizisten 
ein größeres Vorstellungsvermögen bezüglich 
Hunde haben. 

Constabulary Gazette, September 1978 


” olice Review, 1.Sept.1978, Nr.4468 
blice 'Review,22.Sept.1978, Nr.4471 
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V, POLIZEI IN EUROPA 


KONFERENZ DER EG-JUSTIZMINISTER 


Die Konferenz der EG-Justizminister 

verabschiedete am 10.10.1978 in Luxem- 

burg ein Abkommen über die Terrorbe- 

kämpfung. Dieses Abkommen richtet sich 

gegen dieselben Tatbestände, die auch 

die vom Europarat verabschiedete Anti- 

Terror-Konvention bezeichnet: 

Flugzeugentführungen, lebensgefährdende 

Angriffe auf Diplomaten, Attentate unter 

Zuhilfenahme von Bomben, Handgranaten, 

automatische Schußwaffen etc. 

Auch die Regelungen der beiden Abkommen 

läuft auf dasselbe hinaus: Sie lassen den 

jeweiligen nationalen Behörden die Wahl: 

zwischen 

- der Auslieferung, oder 

- der unverzüglichen gerichtlichen Verfol- 
gung durch die eigenen Behörden. 

Dies gilt auch bei politisch motivierten 

Taten. Diese sollen gerichtlich nicht von 

den anderen unterschieden werden; der Grund 

für diesen Gleichklang dürfte in folgenden 

Tatsachen zu suchen Sein: 

- in dem Bestreben, ein einheitliches Recht 
der EG-Länder zu schaffen und 

- in der nur zögernden Ratifizierung der 
europäischen Anti-Terror-Konvention durch 
die Europaratstaaten; bis Ende Oktober 
hatten nur 5 der 20 Mitglieder die Verein- 
barung durch ihre Parlamente passieren 
lassen (BRD, Schweden, Österreich, Däne- 
mark und Großbritannien). 

(Der Tagesspiegel, 11.10.1978) 


ZUSAMMENARBEIT SCHWEIZ - BRD 


In einem Artikel aus Anlaß des Besuches 
des Justizministers, des Bundesanwalts 
und des Leiters der Polizeiabteilung 

der Schweiz befaßte sich die Frankfurter 
Rundschau am 19.5.1978 ausführlicher mit 
der Zusammenarbeit beider Länder in Sachen 
Polizei. Diesem Artikel zufolge ist die 
BRD in der Schweiz u.a. an der Ausbildung 
von Anti-Terror-Sondereinheiten, am Auf- 
bau von polizeilichen Datenverarbeitungs- 
systemen und an der Abstimmung der Fahn- 
dung beteiligt. Dazu Auszüge aus dem 
Artikel: 
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Schweizer Polizisten nehmen Nachhilfe bei den Deutschen 


Unter dem Decknamen „Sophie“ läuft ein gemeinsames Programm gegen den Terrorismus ab 
Frankfurter Rundsohau, 19.5.1978, per Amstutz (Bern) 


. Gesprochen wird so gut wie nicht 
darüber, doch die Behauptung darf füg- 


ch gewagt werden: Enger als die Bun- |zer ister zu einem Gespräch über|list die Schweiz, um eidgendssische' 
desrepublik Deutschland und die|Fragen des Daten- und Persönlichkeits-[| Polizisten über Planung, Organisation 
Schweiz arbeiten gegenwärtig keine an- [schutzes, und auch den Präsidenten des| und Durchführung von prä 
dern Staaten’ Europas bei der Bekämp- |Bundeskriminalamtes (BKA) In Wiesba- schlägen. zu , Informie . Gegen 


fung des internationalen Terrorismus |den, Günter Herold, will Furgler erneut) 
zusammen. : d 

Daß der Schweizer Justizminister 
Kurt Furgler zusammen mit Bundesan- 
walt Rudolf Gerber und dem Direktor 
der eidgenössischen Polizeiabtellung 
Oscar Schürch offiziell in der Bundesre- 
publik wellt, um „Fragen des interna- 
tlonalen Terrorismus zu besprechen“, ist. 
nur ein weiterer Hinweis auf die enge 
Zusammenarbeit der beiden Nachbar- 
staaten in diesem Bereich. L«.m} 


nem Zug befreit. . 


Schon ‘ein Jahr nach dem blutigen 
bel den Olympischen Som- 


les und Bern (für die Wäneerwel) 
; " als Sophie“ sind Ber e Wet ) 
ae un seinen 178 Bundesgrenz lund Zürich (für die Ostschweiz) voll In 


sche Touristen, wenn sle durch unge-, 


de Zwischen Wiesbaden 'und Bohn Auf 
en 3 
der Autobahn plötzlich umstellt wurde. 
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VI, POLIZEIHILFE FÜR DIE DRITTE WELT 


AUF- UND AUSRÜSTUNG VON MILITÄR UND POLIZEI 
IN AFRIKA UND ASIEN DURCH DIE BUNDES- 
REPUBLIK DEUTSCHLAND 


Wenn auch die Bundesrepublik in den letzten 
Jahren zunehmend die Praxis des Exports von 
Kriegswaffen lockert, z.B. durch Unterlaufen 
der Bestimmungen, so spielt doch die BRD 

auf dem Sektor des Exports größerer waffen 
(Panzer, Flugzeuge, U-Boote) eine untergeord- 
nete Rolle (vgl. antimilitarismus informa- 
tionen 10/78 K-13; 8-9/78 K-11). Die Haupt- 
aktivitäten der Bundesregierung liegen auf 
einem Sektor, der äußerlich betrachtet we- 
niger spektakulär ist und geringres Aufsehen 
erregt, jedoch politisch betrachtet äußerst 
effektiv ist. Bundesrepublikanisches Mili- 
tär und Polizei tragen in vielen Ländern 
dazu bei, daß moderne schlagkräftige Militär-, 
Gendarmerietruppen und Polizeieinheiten ent- 
stehen. Kennzeichnenderweise scheint die 
Frage, welche Wirkung denn diese Hilfe für 
die Stabilisierung der in bestimmten Län- 
dern herrschenden Regime hat, keine Rolle 

zu spielen (etwa im Iran, in Äthiopien unter 
Haile Selassie und danach). Wichtig ist 

der politische Einfluß, der auf bestimmte 
Regime durch eine solche Hilfe ausgeübt 
werden kann, nicht die Wirkung einer sol- 
chen Hilfe auf die politischen Zustände 

in den betroffenen Ländern. In einer Begrün- 
dung für ein außerplanmäßiges Ausrüstungs- 
programm heißt es im Jahre 1976, daß solche 
Lieferungen von Ausrüstungsmaterial und die 


1äßlich seien, "denn in der Vergangenheit 
hat sich die außerordentliche Wirksamkeit 
dieser Hilfe und ihre besondere politische 
Ausstrahlungskraft erwiesen". Konsequenter- 
weise hat die Bundesregierung die Militär- 


und Polizeihilfe 1978 praktisch verdoppelt. 
1976 wurden ca. 24 Mio DM bereitgestellt, 
1978 waren es 48 Mio DM. 

Für ein Programm, das vor allem auf eine 
"politische Ausstrahlungskraft" aus ist, 
dürfte es auch konsequent sein, zwischen 
Polizei- und Militärhilfe keine großen 
Differenzierungen zu machen und in einzel- 
nen Ländern die "Polizeihilfen” auch über 
das Verteidigungsministerium und militäri- 
sche Berater abwickeln zu lassen (z.B. 

in Äthiopien bis zum Jahre 1977). Das mi- 
litärische Know-how kommt dabei den Be- 
dürfnissen vleler Regime sicherlich gele- 
gener als zivile Formen der Polizeihilfe. 


Auffallend an den Bewilligungen des 
Jahres 1978 - verglichen mit 1976 - ist, 

daß sich das Schwergewicht der "Sicherheits- 
politischen Entwicklungshilfe"” immer mehr 
auf den Sektor Polizei zu verschieben 
scheint. Insgesamt geht die Militär- und 
Polizeihilfe zur Zeit an 19 Staaten Afrikas 
und Asiens. Davon haben (1976 bzw. 1978) 
erhalten: 


Äthiopien 


erhielt Kraftfahrzeuge, Funkgeräte, Gene- 
ratoren, Werkstatteinrichtungen, medizini- 
sches und kriminaltechnisches Gerät. 
Ursprünglich war bis 1978 für die äthio- 
pischen Polizei- und Sicherheitskräfte 
Ausrüstung in Höhe von 5,8 Mio DM vor- 
gesehen. Das Programm wurde 1977 während 
der Kämpfe in der Ogaden-Region abge- 
brochen. . 
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Somalia 


mit Äthiopien praktisch im Kriegszustand 
erhielt in der gleichen Zeit Kfz-Werkstät- 
ten, Kraftfahrzeuge, 2 Flugzeuge und eine 
Feinmechanikerwerkstätte für die Polizei 

im Wert von 6,9 Mio DM. (wach der Geisel- 
befreiung in Mogadishu wurde die gute Koonpe- 
ration zwischen deutscher und somalischer 
Polizei in der Presse ausführlich gewür- 
digt.) Die Bundesregierung will Somalia 

1978 Ausrüstung im Wert von 2 Mio DM lie- 


fern. Zur Erneuerung und Verbesserung der 
Betriebsbereitschaft des Kfz-Parks liefert 
der Bund weitere Fahrzeuge, Ersatzteile 

und Werkstatteinrichtungen. Für das bereits 
gelieferte Funk-Fernschreibnetz sind Ersatz- 
komponenten, ortsfeste Stationen und In- 
standsetzungsmaßnahmen beabsichtigt. Die 
technische Fachausbildung von Somalliern 

will Bonn verstärken. Empfänger ist die 
Polizei Somallas. 


Liberia 


erhält erstmals 1973 eine Ausrüstungshilfe 
tn Höhe von 4 Mio DM, die vor allem für die 
Wnschaffung von Fahrzeugen für den Schutz 
der persönlichen Sicherheit von Staatsober- 
häuptern verwendet wird (BMW-Motorräder). 


Kenia 


bekam Krafträder, zwei Hubschrauber, Notfunk- 
geräte, Maschinen und Sondergeräte für den 
Sicherheitsdienst. Bis 1978 haben Armee und 
Polizei Fahrzeuge und Geräte im Wert von 

3,1 Mio DM erhalten. 


Obervolta 


erhält bis Ende 1978 4 Mio DM in Form von 
Pionier- und Straßenbaumaschinen, Werkstatt- 
einrichtungen und Generatoren. Für 1978 wurde 
eine weitere Million DM bewilligt. 


Togo 

wurde seit 1969 mit Maschinen und Geräten 
für 6 Mio DM beliefert. Mit Vertrag vom 31.8. 
1976.erhielt Togo eine Ausrüstungsbeihilfe 
von 2 Mio DM. Hierfür wurden Straßen-Transport- 
fahrzeuge, ein Abschleppwagen und ein Feld- 
hospital aus Überschußbeständen der Bundes- 
‚ehr geliefert. Bei seinem letzten Besuch 

#n Bonn bat der togolesische Staatspräsident 
um weitere Transport- und Versorgungsfahr- 
zeuge (für Wasser und Treibstoff) aus Über- 
schußbeständen der Bundeswehr. Er beab- 
sichtigt, Militäreinheiten schwerpunktmäßig 
in der Landwirtschaft produktiv einzusetzen. 


Niger 

Die (1976 in Höhe von 6 Mio DM und bis 1978 
abgewickelte) Ausrüstungshilfe konzentriert 
sich zunehmend auf die kritische Lage des 
Landes im Transportwesen. Der weite, dünn 
besiedelte Norden des Landes kann in absah- 
barer Zeit straßenmäßig nicht erschlossen 
werden. Lufttransport ist die einzig reali- 
stische Möglichkeit für die Regierung und 
Verwaltung. Es ist beabsichtigt, Niger 

durch Maßnahmen zur Modernisierung und Ratio- 
nalisierung der Lufttransportkapazität (z.B. 
dürch Hilfe bei Wartung und Instandsetzung 
bereits abgegebener Noratlas-Transportflug- 
zeuge) zu unterstützen. Darüber hinaus ist 

es erforderlich, die Ausstattung der Straßen- 
bau-Kompanie zu erhalten und zu verbessern. 
Um diese für das Land lebenswichtigen 
Projekte zu verwirklichen, werden für 1978 
zusätzlich 2 Mio DM benötigt. 


Mali 


wurde bis 1978 mit Kraftfahrzeugen, Pionier- 
und Straßenbaumaschinen für 5,6 Mio DM belie- 
fert, die der Ausrüstung von Armee und 
Polizei dienen. 


Sudan 


Gegenüber dem Sudan bestanden Ende 1975 aus 
einem früheren Abkommen noch Lieferverpflich- 
tungen in Höhe von 5,4 Mio DM (Abwicklung 
1976-1978). Im Anschlußprogramm 1976 bis 1978 
konnte der Sudan aus Mangel an Mitteln nicht 
berücksichtigt werden. Mit der Neuverpflich- 
tung von 2 Mio DM für 1978 sollen in der 
Hauptsache Vorhaben auf dem Gebiet des Trans- 
portwesens finanziert werden. Es ist insbe- 
sondere die Beschaffung von Tankfahrzeugen 
(für Wasser und Treibstoff), Abschleppwagen, 
Werkstattwagen und Ersatzteilvorrat in 
Aussicht genommen. 


Ruanda 


erhielt mit Vertrag vom 24.9.1976 erstmalig 
Ausrüstungshilfe in Höhe von 4 Mio DM, die 
bis 1978 abgewickelt werden soll. Mit dieser 
Hilfe soll Ruanda bei der Einrichtung eines 
Funknetzes für Armee, Polizei und Verwal- 
tung unterstützt werden. Die genehmigten Mit- 
tel reichen nur für die erste Ausbauphase. 
Für die zweite Phase werden 1978 Anlaufmit- 
tel in der beantragten Höhe von 0,5 Mio DM 
benötigt. 


Kamerun 


bekam mit Vertrag vom 3.8.1976 erstmals eine 
Ausrüstungshilfe über 3 Mio DM, mit der in 
der Hauptsache Versorgungsfahrzeuge (Unimogs, 
Ambulanzen, Wasserwagen, Feldküchen) beschafft 
wurden, Zur Fortsetzung dieser Hilfe werden 
1978 weitere 1,0 Mio DM benötigt. 


Marokko 


hat bis zum Jahre 1978 für 4,5 Mio DM Tank- 
wagen, Feuerlöschfahrzeuge, vier Hauptver- 
bandsplätze, mobile medizinische Stationen 
und eine Feldbäckerei für die Armee erhal- 
ten. 1978 sind weitere 3 Mio DM für Laza- 
rette, Kühlfahrzeuge u.ä. vorgesehen. Das 
marokkanische Innenministerium hat wieder- 
holt um deutsche Hilfe bei der Einrichtung 
einer Polizeischule gebeten. Der Einstieg in 


dieses Projekt bietet der BRD Gelegenheit, 
eine erwünschte Zusammenarbeit mit der 
marokkanischen Polizei in die Wege zu 


leiten. Für diesen Bereich wird für 1978 zu- 
nächst ein Mindestbetrag von 1 Mio DM 
benötigt. 

Tunesien 


erhielt bisher Ausrüstungshilfe im Wert von 
20 Mio DM, darunter Fahrzeuge, Kfz-Ersatz- 
teile, Fernmeldematerial, Sanitätsmaterial, 
Bekleidungs- und Uniformüberschüsse aus Be- 
ständen der Bundeswehr. Von 1976 bis 1978 
beträgt die Ausrüstungshilfe 4,5 Mio DM. Das 
Ausrüstungsmaterial ist für die tunesische 
Armee bestimmt. Ab 1978 sind weitere 

2,5 Mio DM für ähnliche Zwecke bereitgestellt. 
Ferner wurde deutsche Hilfe beim Ausbau eines 
Funk-Fernschreibnetzes vereinbart und dafür 
1973 1,5 Mio DM bereitgestellt. 


Jordanıen 


wurde bisher mit Kraftfahrzeugen, Feuer- 
löschfahrzeugen, Katastrophenschutz- und 
Fernnieldegerät, Lazarettausrüstung und kri- 
minaltechnischem Gerät in Höhe von 3 Mio. DM 
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beliefert. Von 1976 bis 1978 erhielt Jor- 
danien eine Ausrüstungshilfe in Höhe von 
1,6 Mio DM für die Ausstattung seiner Poli- 
zei (incl.Verkehrspolizei). Die Bundesre- 
gierung ist an einer weiteren Verbesserung 
der Zusammenarbeit mit der jordanischen 
Polizei im Hinblick auf die Bekämpfung der 
international organisierten Kriminalität 
und des internationalen Terrorismus be- 
sonders interessiert. Zur Ergänzung der 
noch dürftigen Ausstattung der jordanischen 
Polizei ist für 1978 ein zusätzlicher Betrag 
von 1 Mio DM eingeplant. Geliefertes Ge- 
rät war unter anderem: polizeitechnisches 
Gerät, Ausrüstung für eine stationäre 
Kfz-Prüfanlage, Generatoren, Radaranlagen, 
diverse Polizei-Kfz, Polizeibusse sowie 

ein mobiles Kriminallabor. 


Arabische Republik Jemen 


Für die mit Abkommen vom 24.4.1976 zuge- 
sagten 2 Mio DM wurden Transportmittel ge- 
liefert, um die Transportprobleme zwischen 
den Hafenstädten und der im Landesinnern 
liegenden Hauptstadt lösen zu helfen. Für 
weitere 0,3 Mio DM wird 1978 Polizeiaus- 
rüstung (u.a. kriminaltechnisches Gerät) ein- 
schließlich Beratung und Ausbildung gelie- 
fert. Begründung des Auswärtigen Amtes: 
Zur Festigung der Zusammenarbeit mit der 
jemenitischen Polizei und aus Gründen der 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
ist diese Maßnahme erforderlich. 

Iran 


Für 10 Mio DM wurden 125 graduierte Ingenieure, 
25 grad. Betriebswirte und 20 Meister, alle- 
saınt Armeeangehörige, ausgebildet (vgl.anti- 
militarismus-informationen 5/78 K-7 £. und 

6/73 K-9). 


Afghanistan 


Die Polizei bekam von 1958 bis 1976 techni- 
sche Hilfe in Höhe von 9,5 Mio DM. Das Bon- 
ner Außenamt will die erbetene Fortsetzung 
der Polizeihilfe (zwei Mio DM für 1976/77) 
durch Materiallieferungen und Beratung der 
afghanischen Polizeiführung durch zwei 
deutsche Polizeibeamte in Hinblick auf die 
politische Entwicklung im südostasiatischen 
Raum gewähren. Die Ausstattung der allge- 
meinen Polizei, der Verkehrs- und Krimi- 
nalpolizei ist noch sehr rückständig. Benö- 
tigt werden polizei- und kriminaltechni- 
sches Gerät für etwa 25 Dienststellen, ca. 
30 Sende- und Empfangsanlagen zur Verbes- 
serung des Funknetzes sowie Transportmittel 
einschließlich Ersatzteile. Für 1978 wird 
.eine Fortsetzungshilfe von 1 Mio DM für 
erforderlich gehalten. 


(Zusammengestellt aus: dpa, Hintergrund-, 
Archiv- und Informationsmaterial 10.6.1976; 
Wehrdienst Nr. 636 und 637/1977). 


Polizeihilfe für die 'Dritte Welt’ 


hilfe im Wert von ca. 150 Mio DM zukommen 

lassen. Mit der "Gießkannenverteilung' 

soll vor allem der deutschen Industrie die 

Tür zu weiteren kommerziellen Anschlußauf- 

trägen geöffnet werden. Auffallend ist, 

daß es sich bei den Empfängern fast nur 

um afrikanische Staaten handelt. 

Eine ganze Reihe von Ländern erhält zum 

ersten Mal Ausrüstungshilfe: 

- VR Benin und Dschibuti Lieferungen zum 
Aufbau der Polizei und Ausbildungshilfe 
in Deutschland 

- Tonga und West-Samoa Lieferungen und Aus- 
bildung für eine Seemannsschule 

- Kraftfahrzeuge vor allem für ihre Armeen: 
Malawi, Mauretanien, der Tschad, Malta 
und Zaire. Die beiden letzteren außerdem 
Fernmeldegeräte. In Zaire soll ein um- 
fassendes Grenzsicherungssystem ausgebaut 
werden. ” 

- Lesotho und Sambia erhalten nicht näher 
bezeichnete Lieferungen, 

- da "Indonesien (...) durch den Kauf von 
U-Booten mit Zubehör einen spürbaren Bei- 
trag zur Sicherung unserer Arbeitsplätze 
in der deutschen Werftindustrie geleistet 
hat", (vgl. ami 3/77 P-3), erhofft man 
sich mit technologischer Beratung und 
Ausbildungshilfe weitere Exportchancen. 

Zu den Ländern, die weitere Ausrüstungshilfe 

erhalten (Anschlußhilfe) gehören: 


- "Zur Ergänzung der noch dürftigen Aus- 
stattung"ihrer Polizeien:; Afghanistan, 
Algerien, Somalia, die AR Jemen und 
Jordanien. 

- Hauptsächlich Kraftfahrzeuge gehen an 
Kamerun, Togo, Ruanda und Kenia (dessen 
Sicherheitskräfte ihren Wagenpark inzwi- 
schen auf deutsche Fabrikate umgestellt 
haben). 

- Der Niger bekommt eine nicht genannte 
Zahl Dornier-Skyservant-Flugzeuge, Soma- 
lia bezieht zwei Stück. 

= Weitere Ausrüstungshilfe geht an: Marokko, 
Sudan, VR Kongo, Obervolta, Liberia, Mali 
und Tunesien, das mit 16,5 Mio DM der 
größte Empfänger von Ausrüstungshilfe ist. 

Duelle: Wehrdienst 13.11.1978 


US-Handsähsllen nur noch an 
menschenrechisfreundilche Siaaten 


Amerikanische Artikel zur Verbrechensbe- 
kämpfung wie Handschellen, Hand- und 
'Fußelsen und Analysatoren für Fingerab- 
drücke ‚dürfen künftig in die meisten Staa- 
ten nur nach vorheriger Genehmigung ver- 
kauft werden. Dies kündigte das amerlkani-, 
‚sche Handelsministerium en. Ein Sprecher 
erklärte, es müsse garantiert werden. daß 
„dieses Materlal im Sinn dar außenpoliti- 
schen Vorsteliungen der USA und im Ein- 
klang mit der Wahrung der Merschenrechte 
‘verwendet wird“. Bislang hatten lediglich 
‚die Sowjetunion, die osteuropäischen Län- 
der, Südafrika und Namibia eine Erlaubnis 
für den Kauf solcher Gegenstände benötigt. 
Die neue Bestimmung nimmt nur noch Ja- 
pen, Australien, Neusestand und die NATO- 
Mitgliedständer von der Bestimmung aus. 


aus: 
Die bayerische Polizei 
Heft 4/1978 


Ein neuer Markt für 
deutsche Polizeihilfe? 


Mexikos Polizisten versetzen 
und verkaufen Dienstwaffen 


Mexiko-Stadt (dpa). Rund 75 Proreht der 
30 000 Polizisten in Mexiko-Stadt haben nach 
einer jetzt bekanntgewordenen polizeilichen 
Untersuchung: ihre Dienstwaffe entweder ver- 
toren, im Pfandhaus versetzt oder verkauft. 
Polizeidirektor General Arturo Durazo Mo- 
reno will deshalb von den Gehältern der Be- 
amten, die im Dienst keine Waffe tragen, 
2000 DM: Geldbuße abziehen. nlsichzeitig 
‘droht ihnen eine t5tägige Suspendiezung vom 
Dienst. Viele Polizisten, heißt es in dem Un- 
tersudhungsberiht, würden ihre neuan 
Watien verkaufen und sich dann alte zulegen, 
um ihr Gehalt aufzubessern. Alle Beamten, 
so die neue Order, müssen künftig nadı 
Schichtwechsel’ die Revolver bei ihrer Dianst- 
stelle abgeben, Früher durften sie die Walte 
ständig tragen. 


aus; 
Der Tagesspiegel, 7.1.79 


VIL. OFFENTLICHE KONTROLLE DER POLIZEI 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 


PARLAMENTARISCHE KONTROLLE DER 
GEHEIMDIENSTE? 


Die Tätigkeit der Geheimdienste in der 
Bundesrepublik Deutschland - also Bundes- 
nachrichtendienst (BND), Militärischer 
Abschirmdienst (MAD) und Verfassungsschutz 
(V£S) - vollzieht sich auch institutionell 
abseits der allgemeinen politischen Orga- 
nisation der BRD: Sind die politischen 
Machtträger normalerweise nach dem Prin- 
zip der Gewaltenteilung organisiert, so 
ist im Bereich der Geheimdienste diese 

und damit auch die gerichtliche Kontrolle 

der Nachrichtenbeschaffung ausdrücklich 

ausgeschlossen (vgl. & 9 Abs. 5 des Abhör- 
gesetzes von 1968 - G 1o). Das dritte 

Standbein rechtsstaatlicher Staatsorga- 

nisation - die Gerichte - hat hier nichts 

zu suchen. 

Das Abhörgesetz von 1968 (G 10) verkör- 

perte jedoch noch insoweit ein legitimes 

Bedürfnis des Parlaments nach Kontrolle 

der Geheimdienste, als es - wenn auch 

zaghaft - dem besonders einzurichtenden 

Parlamentarischen Kontroll-Ausschuß die 

Möglichkeit einräumte, "Anordnungen, 

die die Kommission für unzulässig oder 

nicht zulässig erklärt", aufzuheben (Art.9 

Abs. 2). Daß faktisch die Ausübung dieses 

Kontrollrechts nur in geringem Maße 

erfolgte, wurde unlängst wieder an der V£S- 

Affäre Faust deutlich. 

Das Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle 

der Nachrichtendienste vom 11.4.1978 

jedoch, (Begründung: "Einige bekanntgewor- 

dene nachrichtendienstliche Vorgänge der 
letzten Zeit verdeutlichen die Notwendig- 
keit gesetzgeberischer Maßnahmen", so in 

der Bundestagsdrucksache 8/1599 vom 8.3. 

1978) kann nicht anders als ein Kontroll- 

aussch1luß - Gesetz bezeichnet 

werden: 

- An eine etwaige Behandlung bzw. Erörterung 
nachrichtendienstlicher Tätigkeit in dem 
Kontroll-Ausschuß schließen sich kelnar- 
lei Sanktionsmöglichkeiten an. 


24 


- Die behandelten Themen unterliegen für 
Gegenwart und Zukunft der strikten Geheim- 
haltung. 

- Die Abhängigkeit der Kommissionsmitglie- 
der von ihrer Parlamentsfraktion ist der- 
art festgeschrieben, daß ein Kommissions- 
altglied seinen Sitz verliert, wenn es aus 
der Parlamentsfraktion im Bundestag aus- 
scheidet. 

- Die Kontrolltätigkeit des Ausschusses 
beinhaltet keine originären Untersuchungs- 
rechte, sondern besteht allein in einem 
Unterrichtungsanspruch gegenüber der Bun- 
desregierung als dem politischen Verant- 
wortungsträger. 

- Dieser Unterrichtungsanspruch ist selbst 
noch weiter eingeschränkt, da "Zeit, Art 
und Umfang der Unterrichtung der Kontroll- 
kommission (...) unter Beachtung des not- 
wendigen Schutzes des Nachrichtenzugangs 
durch die politische Verantwortung der 
Bundesregierung bestimmt (wird)". 

(Art. 3 Abs. 2) 
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Die nur ornamentale Beteiligung einzelner 
Parlamentsangehöriger gegenüber einer zu- 
mindest theoretisch eingeräumten Rechts- 
kontrolle nach dem Abhörgesetz von 1968 
liegt allerdings auch in dessen unter- 
schledlich gesetzlich fixiertem Kontroll- 
bereich. Beschränkt sich das Abhörgesetz 
von 1968 auf die Rechtmäßigkeitskontrolle 
einzelner konkreter Überwachungsvorgänge 
(bei den sog. Katalogtaten), so umfaßt 
der Unterrichtungsanspruch nach dem Gesetz 
vom 11.4.1973 "die allgemeine Tätigkeit 


Bei diesem Gesetz von "parlamentarischer 
Kontrolle zu sprechen (so die Bezeichnung 
des Gesetzes), ist angesichts der verord- 
neten Geheimhaltung und der auf absichtlich 


"folgenlos" gestellten bloßen Erörterung 
(Evers in: NJW 1978, S. 1445) nicht einmal 


Ohne Kommentar: 


"Die Befugnis, den Betroffenen von 
einer Abhörmaßnahme nicht in Kennt- 
nis zu setzen und ihre Überprüfung 
an eine Stelle, die kein Gericht 
ist, zu verweisen, dient also der 
Effektivität des Verfassungs- 
schutzes und macht eigentlich das 
Abhören und Briefeöffnen erst 
sinnvoll." 


Bundesverfassungsgericht - 2. Senat - 
Urteil vom 15.12.1970 - Entscheidungs- 
sammlung Bd. 30 


mehr ein Euphemismus. Das Parlament ist 
nach diesem Gesetz nichts anderes als un- 
tertäniger Bittsteller gegenüber einer 
quasi-souveränen Exekutive, Es stellt sich 
die Frage nach der verfassungsrechtlichen 
Zulässigkeit solcher parlamentarischen 
Selbstentleibung. 


‚Has wehan .a-Snchen dag, wo wir vom 
Verfambihästähutt nicht ma. ee; Afttiurig 


haben." wertlos, 
der Nachrichtendienste" und daneben "Vor- 
gänge von besonderer Bedeutung" (Art. 3 


Abs. 1): im Gegensatz zur Einzelaktkontrolle 


also auch Struktur und operationelle Potenz 
der Apparate, eben nachrichtendienstlicher 
Alltag. Das Parlament schloß sich aber durch 
Ausschluß stärkerer Kontrollrechte und durch 
Beschränkung auf einen bloßen Unterrichts- 
anspruch selbst von jenem Bereich aus, der 
die Grundlage für die vielen unbekannt ge- 
bliebenen Rechtswidrigkeiten darstellt, die 
neben den wenigen bekannt gewordenen und 
damit auch gleich skandalträchtigen Affären 
vermutet werden dürfen. 

Es verlangt nicht einmal eine "uneinge- 
schränkte Unterrichtung", wie dies noch 

im ursprünglichen Entwurf vorgesehen war, 
sondern will nur noch "entsprechend" - was 
immer das auch heißen mag - unterrichtet 
werden (vgl. Bundestagsdrucksache 8/1599, 


DIE PERSONELLE ZUSAMMENSETZUNG DES 
KONTROLLAUSSCHUSSES: 

Am 13. April 1978 wählte der Bundestag 
folgende Abgeordnete in den Ausschuß: 
von der CDU/CSU-Fraktion die Herren 


Kohl, Strauß und Vogel; 

von der SPD-Fraktion die Herren 
Wehner, Jahn und Emmerlich; 

von der FDP-Fraktion die Herren 
Mischnick und Engelhard. 


3 Abs. 
sich allein dem Ermessen (nach Art, Weise 


Synopse zu Art. 1), und unterwirft 
und Umfang der Unterrichtung) der Bundes- 
regierung. 

Nicht die Nachrichtendienste selbst sollen 
'kontrolliert’ werden, sondern nur etwaige 
entsprechende Verlautbarungen der Bundes- 
regierung: "Der Ausschuß legt Wert auf die 
Feststellung, daß der Kontrolle durch die 
Parlamentarische Kontrollkommission nicht 
die Nachrichtendienste, sondern die Bun- 
desregierung unterliegen." (Bericht der 
Abgeordneten Klein (Göttingen) und Dürr 

zum Entwurf des Rechtsausschusses Bundes- 
tagsdrucksache 8/1599 II). 

Und in gleicher Weise, wie die Kontrolle 
der Nachrichtendienste unter Ausklammerung 
der eigentlich zu kontrollierenden Behör- 
den vor sich gehen soll, so ist es erklär- 
tes Ziel des Gesetzes vom 11.4.1978, "die 
Wahrnehmung der parlamentarischen Kontroll- 
pefugnisse sowelt wie möglich bei der Kon- 
trollkommission zu konzentrieren". (Bundes- 
tagsdrucksache, a.a.O., Bericht III zu $ 1). 


Der oft beklagte Bedeutungsverlust des Par- 
lamentes scheint eine neue Stufe erreicht 
zu haben. Die "Ausbalanctierung des parla- 
mentarischen Kontrollanspruchs gegenüber 
nachrichtendienstlichen Notwendigkeiten" 
vollzieht sich nicht mehr allein im Bereich 
der faktischen Entmachtung des Parlaments 
durch die Exekutive, sondern diese Macht- 
verschlebung wird durch Überführung in die 
Legalordnung qua Gesetz auch rechtlich fest- 
geschrieben. 

Diese faktische Selbstentmachtung des Par- 
laments durch vornehme Selbstbeschränkung 
wurde im September 1978 zudem durch eine 
nahezu komödiantische Theaterhandlung deut- 
lich, mittels derer die Immunität eines 


Bundestags-Abgeordneten aufgehoben wurde. 
Der dem Bundestag vorliegende Antrag auf 
Aufhebung der Immunität eines Abgeordneten 
enthielt keinerlei Hinweis weder hinsicht- 
lich der Art des Vorwurfs,noch hinsicht- 
lich der Person des betroffenen Abgeordne- 
ten. Das Parlament stimmte sozusagen blind 
ab. Während die Parlamentarier wider- 
spruchslos akzeptierten, daß sie Entschei- 
dungen zu einem Vorgang treffen sollten, 
über den sie offiziell nicht informiert 
wurden, berichtete die Tagespresse bereits 
umfangreich über die Art der Vorwürfe 

und die Person des Abgeordneten. 


Deutscher Bundestag 


Stenographlscher Bericht 


102. Sitzung 


Bonn, Freitag, den 1. Septambar 1978 


Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 
hier: Durchsuchungsmaßnahmen 


— Drucksache 8/2070 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Kunz (Berlin) 


Wünscht der Berichterstatter das Wort? 
(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Nein!) 


— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort ander- 
weitig gewünscht? -— Das ist auch nicht der Fall. 


Dann kummen wir zur Abstimmung. Wer der Be- 
schlußempfehlung des 1. Ausschusses auf Druck- 
sache 8/2070 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. -— Ich bitte um die Gegenprobn. 
— Enthaltungen? -—- Dann hat das lJaus audı hier 
einstimmig zugestimmt und die Beschlußempfehlung 
dementsprechend angenommen. 


Bei derartig willfähriger Unterordnung 
des Parlaments unter die Vorgaben der er- 
mittelnden Strafverfolgungsbehörden ge- 
rinnt das Fundamentalrecht der Immunität 
(Art. 
tion. 
Im Zusammenhang mit dieser Affäre - ausge- 
löst durch die Behauptung des in den Westen 
übergelaufenen rumänischen Geheimdienstlers 
Pacepa, daß der SPD-Abgeordnete Holtz 
nachrichtendienstliche Kontakte habe, 
den Überlegungen seitens der Exekutive ge- 
äußert, die dahin gingen, die auch infor- 
melle Zusammenarbeit von "Spitzenpoliti- 
d.h. die Unterrichtung der Fraktions- 


46 Grundgesetz) zur reinen Akklama- 


wur- 


kern", 
vorsitzenden durch den Verfassungsschutz, 
einzuschränken. Bisherige Praxis war es, 
etwaige Erkenntnisse der Nachrichtendienste 
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uber möglicherweise problematische (Ost-) 
Kontakte von Abgeordneten an die Fraktions- 
spitzen weiterzugeben. (Vgl. Innere Sicher- 
heit, 1978, Nr.46, 5.23). 
_Scheint sich eine derartige Überwachung 
von Parlamentariern durch den Verfassungs- 
schutz nahtlos in das Rechtsstaatsverständ- 
nis der Exekutive einzupassen, so gehen 
die Überlegungen nun dahin, auch diese in- 
formelle Zusammenarbeit durch Unterrichtung 
von "Spitzenpolitikern“ einzuschränken bzw. 
zu unterlassen, um damit nicht die Ermitt- 
lungstätigkeit der Behörden zu verhindern. 
(vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
14.10.1978), 


USA 


PROBLEME UND ERFAHRUNGEN MIT DEM 
FREEDOM OF INFORMATION ACT (FOIA) 


Ein Interview mit John Shattuck, Mit- 
arbeiter der amerikanischen Bürgerrechts- 
organisation A.C.L.U, 


(American Civil Libertiesa Union) 


CILIP:1. Würden Sie bitte zunächst die 
grundlegenden Merkmale des FoIA be- 
schreiben? 
Shat.:Der FoIA ist ein Gesetz, das dem Bür- 
ger das Recht gibt, Regierungsdokumente 
einzusehen. Theoretisch steht jede Form von 
Dokumentarmaterial, das in Regierungsakten 
aufgenommen ist, dem Bürger zur Einsicht of- 
fen.Dieses Recht hat sowohl sehr breit ge- 
faßte Zugangsregelungen wie gleichzeitig 
auch sehr breit gefaßte Ausnahmeregelungen. 
So sind z.B. polizeiliche bzw. geheimdienst- 
liche Ermittlungsinformationen oder Infor- 
mationen, die die Privatsphäre eines Bür- 
gers betreffen, nicht allgemein zugänglich. 
Praktisch läuft es so, daß ein Bürger einen 
Brief an eine Regierungsbehörde schreibt, 
z.B. an das rBI, und mitteilt, daß es alle 
verfügbaren Informationen, die diese Behörde 
z.B. zum Fall "Wolf-Dieter Narr" hat, ihm 
zur Verfügung stellen soll. Das FBI würde 
dann in einem Brief antworten und mitteilen, 
daß man eine Akte, Wolf-Dieter Warr betref- 
fend, angelegt habe und daß man bereit sei, 
folgende Teile dieser Akte zur Verfügung zu 
stellen, gleichzeitig aber ein Teil des 
Aktenmaterials einer Ausnahmeregelung unter- 
liege und nicht öffentlich gemacht werden 
könne. Wenn der Bürger mit diesen Ausnahme- 
regelungen nicht einverstanden ist und 
wünscht, daß mehr Informationen offenge- 
legt werden, kann er vor Gericht gehen und 
die Regierungsbehörde per Gericht zwingen, 
diese Ausnahmeregelungen zu rechtfertigen. 
Das ist theoretisch der Weg, nach dem dieses 
Gesetz Anwendung findet. In der Praxis na- 
türlich stehen sehr häufig recht wenig In- 
formationen von sensitiver Natur zur Ver- 
fügung, die z.B. für einen Wissenschaftler, 
der über die Polizei arbeiten möchte, von 
Interesse sein könnten. 


TITTEN 
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CILIP:2. wir kommen auf diesen Punkt später 
zurück. Zunächst die Frage, was führte 
zur Verabschiedung des FoIA im Jahre 1967 
und was sind die Merkmale der Novellierung 
im Jahre 1974? 
Shat.:Es ist zunächst interessant, festzu- 
halten, daß das Gesetz zu einem Zeit- 
punkt verabschiedet wurde, als es das allge- 
mein Öffentliche Interesse an Regierungsdoku- 
menten noch nicht in dem Ausmaße gab, wie 
es heute vorhanden ist. Im wesentlichen war 
dieses Gesetz das Ergebnis des öffentlichen 
Drucks der Presse und des Drucks von Bür- 
gerrechtsorganisationen wie die A.C.L.U. 
Aber seine Verabschiedung im Jahre 1967 er- 
folgte fast unter Ausschluß der Öffentlich- 
keit. Es wurde im wesentlichen als eine gute 
Regierungsmaßnahme betrachtet. Selbstver- 
ständlich konnte niemand etwas gegen ein 
Informationsrecht (freedom of information) 
einwenden, Aber das Gesetz war in der Form, 
wie es 1967 verabschiedet wurde, so schwach, 
so relativ ineffektiv, daß es sowohl die 
Zurückhaltung von Behördenonformationen recht- 
fertigte wie den Zugang zu diesem Informa- 
tionen. 1974 wurde das Gesetz ergänzt, so 
daß mehr Ermittlungsinformationen (investi- 
gative information) zugänglich wurden, z.B. 


Informationen Über den FBI und über natio- 
nale Sicherhei'tsprobleme, z.B. Informationen 


vom CIA. Ich glaube, daß dies ein unmittel- 
bares Ergebnis der sog. Watergate-Affäre 


war ynd des Absetzungsverfahrens gegen Richard 


Nixon. In dieser Affäre konnten die breite 
Öffentlichkeit und der Kongreß die Erfahrung 
machen, daß es in der Regierung zu viel Ge- 
heimniskrämerei gab und daß die Geheimniskrä- 
merei eine der grundsätzlichen Ursachen des 
Machtmißbrauchs in der Nixon-Administration 
war. Gegen die Erweiterungen des FoIA aus 
dem Jahre 1974 gab es starken Widerstand 
seitens der Ford-Administration, dem FBI und 
dem CIA. Der Kongreß verabschiedete jedoch 
das Gesetz mit überwältigender Mehrheit. 
Dies macht deutlich, daß die Novellierung 
des FoIA 1974 als Reformmaßnahme im Gefolge 
der Watergate-Affäre betrachtet wurde. 
CILIP:3. Lassen Sie mich nun auf die größeren 
Probleme im Zusammenhang mit diesen 
Gesetz kommen. Jede Gesetzgebung hat in der 
Regel zwei Funktionen: zum einen eine mehr 
symbolische zur Befriedigung spezifischer 
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wählergruppenerwartungen, zum anderen eine 
mehr reale, zur Veränderung gewisser Verhal- 
tensformen sozialer Interaktionen, Könnten 
Sie bitte versuchen, den FoIA unter dieser 
Perspektive einzuschätzen? 
Shat.:Ich glaube, daß dies ein recht guter 
Weg ist, um zu den Problemen zu kom- 
men, die ich bereits in der Antwort auf die 
ersten Fragen zu diskutieren angefangen habe. 
Die formale Struktur des Gesetzes und seine 
Bezeichnung selbst als "Freedom of Informa- 
tion" (Informationsfreiheit) deuten darauf 
hin, daß die Offenlegung bzw. der Zugang 
zu Regierungsakten in einem großen Ausmaße 
gestattet wird. In der Tat hat die Art, in 


der der FoIA durchgesetzt wurde, 
in großem Umiany unterstrichen, daß in vie- 


len Behörden Geheimniskrämerei herrscht und 
da3 viele Behörden Dokumente zurückhalten. 
Gerade kürzlich hat Präsident Carter, der 
noch in seinem Wahlkampf gegen die Geheimnis- 
krämerei der staatlichen Behörden auftrat 
und der die verschiedensten Versprechungen 
machte, daß er die Regierungsakten offenle- 
gen würde, sich gegen Bürger gewandt, die 
als geheim eingestufte, aber für die Öffent- 
lichkeit wichtige Behördeninformationen offen- 
legen wollten. Ich möchte dies an einem Bei- 
spiel spezifizieren. Frank Snepp, ein frü- 
herer CIA-Beschäftigter, schrieb im letzten 
Jahr ein Buch, das den Rückzug aus Vietnam 
beschreibt. Es ging insbesondere um den 
hastigen Rückzug des CIA und die Art, in 

der viele Agenten des CIA zurückgelassen 
worden sind. Es war ein höchst kritisches 
Buch. Als Reaktion darauf unternahm die 
Carter-Administration Maßnahmen, die selbst 
die Nixon-Administration niemals zu tun 
bereit war. Der Autor Snepp wurde des Ver- 
tragsbruchs angeklagt mit der Begründung, 
daß er versäumt hätte, sein Buch zunächst 
dem CIA zur Zensur vorzulegen. Der CIA 
behauptete nicht, daß Snepp als geheim ein- 
gestufte Informationen offengelegt hätte, 
sondern ausschließlich, daß er ein Buch, 

das sich kritisch mit dem CIA beschäftigt, 
nicht vorher dem CIA zur Freigabe vorgelegt 
hätte. Natürlich widerspricht diese Straf- 
verfolgung direkt allen Versprechungen der 
Carter-Administration und dem Inhalt des 
FoIA. Aber in der Tat denke ich, daß dieses 
Beispiel die Haltung der Regierung und ihre 
Bestrebungen, sensitive Informationen der 
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Die hier (vgl.folgende Seiten) abgebilde- 
ten Aufkleber kommen aus England. Sie 
wurden im Rahmen einer Kampagne gegen die 
geplante Verurteilung zweier Journalisten 
und eines ehemaligen Soldaten wegen Ver- 


Öffentlichkeit vorzuenthalten, deutlicher 
macht, als dies der formalen Struktur des 
FoIA zu entnehmen wäre. 
CILIP; 4, Lassen Sie uns nun auf die effektive 
Funktion des Gesetzes detaillierter 
kommen. Das Gesetz definiert in der Tat auf 
der einen Seite das Recht des Bürgers, sich 
auch aus Regierungsakten zu informieren, 
aber es ist gleichzeitig begrenzt auf Behör- 
den der Bundesregierung. Das Gesetz hat zu- 
dem viele Ausnahmeregelungen. Sind diese 
Ausnahmeregelungen nicht zum eigentlich be- 
stimmenden Merkmal dieses Gesetzes geworden? 
Shat.: Gewiß sind die Ausnahmeregelungen 
zweifellos der kontroverseste Teil 
des Gesetzes und jener Teil, auf den wir uns 
beziehen, wenn wir vor die Gerichte gehen, 
und meine Organisation, die A.C.L.U., ver- 
bringt einen großen Teil ihrer Zeit damit, 
um vor Gerichten diese Ausnahmeregelungen 
zu überwinden. Wenn ein Verwaltungsgesetz 
wie der FoIA verabschiedet ist, werden jene 
Prozesse, die das entsprechende Gesetz zu 
regulieren intendiert, formalisiert. So wird 
durch die Ausnahmeregelungen des FoIA die 
Möglichkeit für die staatlichen Behörden, 
polizeiliche bzw. geheimdienstliche Ermitt- 
lungsinformationen zurückzuhalten, nun erst- 
mals rechtlich fixiert. D.h., daß das FBI 
z.B. nicht mehr der exessiven Geheimnis- 
krämerei in Bezug auf Ermittlungsinforma- 
tionen beschuldigt werden kann, wenn die 
zurückhaltung der Informationen durch die 
Ausnahmeregelungen des FOIA abgedeckt ist. 


D.h., daß, wenn das FBI die Freigabe von 
Informationen nicht wünscht, es nicht mehr 
das FBI selbst, sondern das Gesetz ist, das 
die formalen Möglichkeiten hierfür gibt. 
Daher glaube ich, daß durch diese Ausnahme- 
regelung die Gefahr besteht, daß das Gesetz 
in den Bereichen unwirksam wird, die von 
größtem Interesse für diejenigen sind, die 
Zugang zu Regierungsakten über die Art und 
Weise, in der Polizeiagenturen Operieren, 
und die Art und Weise, in der die politi- 
schen Aktivitäten der Bürger durch die Poli- 
zei beeinflußt und kontrolliert werden, 
haben möchten. Indem man diese Art von In- 
formationen durch ein Gesetz, das Freiheit 
der Informationen gewährleisten soll, aus 
dem Gesetzesbereich ausnimmt, schafft man 
eine formelle Basis für die Zurückhaltung 
dieser Informationen, die es vorher nicht 
gab. j 


CILIP! 4a. Welche Ausnahmeregelungen haben 


sich als wirksamstes Mittel für die 
Exekutive herausgestellt, geheime Infor- 
mationen vor der Öffentlichkeit zu verber- 
gen und Informationen über solche Operatio- 
nen zurückzuhalten? 
Shat.:Die beiden führenden Ausnahmeregelungen 

betreffen zum einen Ermittlungsakten 
und zum anderen die als geheim eingestuften 
Informationen. Die erste Ausnahmeregelung, 
die Ermittlungsakten betraf, war 1967, als 
das Gesetz verabschiedet wurde, so breit an- 
gelegt, daß praktisch keinerlei Informationen 
des FBI offengelegt werden mußten. Als im 
Jahre 1974, also in der Watergate-Periode, 
das Gesetz novelliert wurde, wurde die Aus- 
nahmeregelung nun begrenzt auf "informer"- 
Informationen, d.h. über geheim operierende 
Agenten und andere Leute, die aktiv für das 
FBI spionierten, wie auch Informationen, 
die laufende Ermittlungen beeinflussen wür- 
den. Aber auch dies sind noch sehr umfas- 
sende Ausnahmeregelungen, die die Möglichkeit, 
wichtige Informationen vom FBI zu erhalten, 


sehr bedrohen. Was die als geheim eingestuf- 
ten Informationen betrifft, so wurde auch 


diese einschränkende Regelung 1974 in der 
Weise erweitert, daß die Gerichte nun dar- 
über zu entscheiden haben, ob gewisse In- 
formationen zu recht oder zu unrecht als 
geheim eingestuft worden sind oder ob es 
Informationen sind, die die nationale 
Sicherheit beeinflussen. Aber auch hierin 
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sehen wir immer noch eine extrem breite 
Ausnahmeregelung, die die Gefahr mit sich 
bringt, die Zurückhaltung von Informatio- 
nen rechtlich zu autorisieren, wofür es 
vorher keine gesetzliche Legitimation gab. 
CILIP;5. Vom deutschen Gesichtspunkt ist 
auffallend, da3 Morton Halperin in 
einer Fallsammlung über den FoIA, an der 
Sie auch mitgearbeitet haben, zu folgender 
Schlußfolgerung kommt: "Die Behörden ver- 
suchen, die Ausnahmeregelungen möglichst 
breit zu definieren und benutzen eine 
Vielfalt an Möglichkeiten, um den Bürger 
zu entmutigen, sich auf den FoIA zu beru- 
fen....Die Gerichte hingegen interpre- 
tiertern die meisten Ausnahmeregelungen 
eng und schufen prozessuale Abhilfen...." 
könnten Sie bitte einige Beispiele für 
diese sehr allgemeine Einschätzung geben? 
Im Unterschied zu den Behörden auf der 
einen scheinen die Gerichte auf der anderen 
Seite ziemlich liberal zu sein. 
Shat.: Nun, ich möchte als Beispiel einen 
der von mir vertretenen Fälle dar- 
stellen, der seit langer Zeit vor Gericht 
anhängig ist. Seit einiger Zeit versuchen 
wir, die Akten des berühmten Hiss-Falles 
zu erlangen. Alger Hiss wurde, wie Sie wahr- 
scheinlich wissen, in der McCarty-Periode 
wegen Meineids und Spionage angeklagt, und 
der FBI hat eine sehr umfangreiche Akte 


Staategeheimniese 
eind zum Verbreiten da! 


über ihn. Natürlich hat dieser Fall einen 
gewissen Symbolwert für die ganze Periode 
des "Kalten Krieges". Als wir zum ersten 
Mal vor fünf Jahren diesen Fall vortrugen, 
erhielten wir überhaupt nichts. Das FBI er- 
klärte daß es eine Akte hätte, aber es wäre 
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nicht bereit, irgendwelche Unterlagen heraus- 
zugeben. Später, als die Novellierung des 
FoIA verabschiedet war, widersetzte sich 

das FBI weiterhin der Offenlegung irgend- 
welcher Unterlagen, aber zumindest teilte 
uns die Behörde mit, daß sie ca. 53 ooo 
Aktenseiten über Alger Hiss hätte. Das FBI 
machte einen Teil dieser Akten zugänglich, 
vertrat aber grundsätzlich die Position, 

daß Hiss noch am Leben sei und daß viele 

der Informanten zu identifizieren wären und 
deshalb durch Geheimhaltung weiterhin zu 
schützen wären, und daß schließlich Hiss 
möglicherweise auf dem Klagewege versuchen 
würde, seine Verurteilung rückgängig zu 
machen. Wir gingen deshalb vor ein Gericht. 
Das Gericht verlangte vom FBI - und dies 

war ein dramatischer Schritt vorwärts in 
Bezug auf die Verfahrensrechte unter dem 
FOIA - alle 53 000 Seiten einzeln zu kenn- 
zeichnen und einen Index vorzulegen, in dem 
Seite für Seite aufgeführt ist und mitge- 
teilt wird, ob hier etwa Informationen ent- 
halten sind, die sich auf Informanten be- 
ziehen, ob dort Informationen enthalten 
sind, die sich auf laufende Untersuchungen 
beziehen und deswegen nicht offengelegt wer- 
den dürfen. Das FBI war zumindest genötigt, 
auf einer sehr detaillierten Basis zu be- 
gründen, warum es sich auf diese Ausnahme- 
regelung berief. Nachdem das FBI einen ent- 
sprechenden Index vorgelegt hatte, unter- 
suchte das Gericht selbst die entsprechenden 
Dokumente und entschied, daß die Ausnahme- 
regelungen auf dieses Material nicht. ange- 
wendet werden dürften, Entsprechend ordnete 
das Gericht die Offenlegung dieser Informa- 
tionen an. Im Ergebnis wurden ca. 25 ooo 
bis 3o 000 Seiten der Hiss-Untersuchungsak- 
ten offengelegt, 

Nun, das Problem bei diesem Klageweg ist 
allerdings, daß nur sehr wenig Leute die 
Zeit und Energie aufwenden können, die wir, 
die A.C.L.U., zur Verfügung hatten, um sie 
in diesen Fall hineinzustecken. Wir waren 
bereit, fünf oder sechs Jahre für diesen 
Fall aufzuwenden, weil wir den Eindruck 
hatten, daß die Akten extrem bedeutsam waren, 
Ein privater Anwalt wäre niemals in der Lage, 
dieses Ausmaß an Zeit aufzuwenden. Glück- 
licherweise gewährt der FoIA Anwaltsgebühren, 
so daß im Falle einer erfolgreichen Klage 
ein Anwalt die aufgewandte Zeit bezahlt be- 


kommt. Aber die Energie, die man hier hinein- 

stecken muß, ist enorm. 

CILIP:6. Lassen Sie mich auf eine frühere 
Frage zurückkommen, die Sie schon fast 

komplett beantwortet haben. Aber ich möchte 

doch noch auf weitere Informationen hinaus. 

Eine Ausnahme scheint mir die wichtigste 

zu sein. Das Gesetz ist nicht anwendbar auf 

Vorgänge, die die nationale Verteidigungs- 

oder Außenpolitik anbelangen und als geheim 


eingestuft worden sind. Halperin unterstreicht 


diesen Eindruck durch die Erklärung: "Die 
Gerichte interpretieren zwei Ausnäahmerege- 
lungen - diese, die Bezug haben zu nationalen 
Verteidigungsangelegenheiten ... und jene, 
die zu polizeilichen oder geheimdienstlichen 
Ermittlungsakten zählen, sehr breit." Gibt 
dies nicht den Behörden und den Gerichten 


die Möglichkeit, fast alle wichtigen Infor- 
mationen unter diese Ausnahmeregelungen 
zu subsumieren? 
Shat.:Natürlich, wichtige Informationen, 
die den nationalen Sicherheitsapparat 
berühren, also das FBI und der CIA, zwei 
Apparate, deren Operationen mich und viele 
Ihrer Leser sicher beunruhigen, fallen dar- 
unter. 
Jedoch möchte ich noch auf einen weiteren 
Anwendungsbereich des FoOIA hinweisen. Es 
gibt auch eine Menge anderer Informationen, 
die keinen unmittelbaren politischen Charak- 
ter haben, aber für den einzelnen Bürger 
von Bedeutung sind, weil sie ihn selbst be- 
treffen, die unter dem FoIA routinemäßig 
offengelegt werden. So mag z.B. ein Bürger 
durch die Einsicht in seine Sozialversiche- 
rungsakten herausbekommen, warum er nicht 
die rechtmäßigen Leistungen aus der Sozial- 
versicherung erhält. Andere Akten z.B,., 
die deutlich machen, warum die Regierung am 
Verkauf des Landes einer bestimmten Farmers 
interessiert ist, sind für den entsprechenden 
Farmer interessant, der sein Land nicht zu 
verkaufen wünscht und deshalb die Anfrage 
beim Landwirtschaftsministerium startet, um 
herauszufinden, warum er sein Land verkau- 
fen soll. Diese Art von Informationen sind 
in der Tat sehr breit verfügbar, aber es 
handelt sich offensichtlich nicht um 
Ermittlungsunterlagen oder Informationen, 
die die nationale Sicherheit betreffen. So 
arbeitet in gewisser Welse dleses Gesetz 
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sehr gut in der "nicht-politischen" Sphäre. 
Aber sobald man sich in der politischen 
und polizeilichen Sphäre bewegt, dann steht 
es außer Frage, daß die Ausnahmeregelungen 
extrem breit angewandt werden. . 
CILIP: 6a.Sicherlich hat dieses Gesetz auch 
einen politischen Charakter, wenn es 
im sog. "nicht-politischen" Bereich ange- 
wandt wird. Ich meine damit insbesondere 
die sich ändernden Verhaltensmuster der Bür- 
ger und ihre Courage, entsprechende Infor- 
mationen von den Behörden zu verlangen. 
Shat.: Ich denke in der Tat, daß dieses Ge- 
setz das öffentliche Verhalten gegen- 
über den Behörden verändert hat. Viele Bür- 
ger der Vereinigten Staaten stehen der Re- 
gierung und ihrem Machtapparat sehr skeptisch 
gegenüber. Ich würde nicht behaupten wollen, 
daß der FoIA der Grund hierfür ist, aber 
er ist sicher ein wichtiger Faktor. Einer 
der Gründe, warum viele Bürger nicht mehr 
der Bürokratie vertrauen, d.h. auch, nicht 


nur nicht mehr länger der Bürokratie vertrauen, 


sondern sich auch nicht mehr vor der Büro- 
kratie fürchten, ist, daß sie wissen, daß 
sie nun ein Mittel haben, um Informationen 
von der Bürokratie zu erhalten. Selbstver- 
ständlich ist das für den nationalen Sicher- 
heitsbereich nicht in dem Maße zutreffend. 
CILIP;7, Lassen Sie mich bitte zurückkommen 
auf die Art und Weise, in der die Bü- 
rokratie versucht, die beabsichtigten Ziele 
der FoIA-Gesetzgebung zu unterlaufen. Würden 
Sie dies etwas breiter darstellen? Was unter- 
nehmen die Behörden, um die Möglichkeit zum 
Erhalt von Informationen zu behindern? 
Shat.:Ja, mein beliebtes Beispiel ist eines, 
das kürzlich bekannt geworden ist über 
die Praktiken des CIA. Der CIA hat zwei Arten 
von Akten. Sie haben diejenigen, die sie die 
Agenturakten nennen, die auch in einem Index 
verzeichnet sind, und daneben haben sie ihre 
"soft" ("weichen") Akten. Bei den "weichen" 
Akten handelt es sich um Schriftstücke, die 
nicht in der zentralen Registratur aufgenom- 
men worden sind und die nur für jene Per- 
sonen zur Verfügung stehen, die an einem 
bestimmten Fall arbeiten und aus diesen Ak- 
ten die entsprechenden Informationen erhal- 
ten. So waren 2.B. die meisten CIA-Akten 
über den Krieg in Angola sog. "weiche" 
Akten. Deshalb waren sie weder in der zen- 
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tralen CIA-Registratur aufgenommen noch tionen, die sich auf Bundesbehörden bezie- 
waren sie auf Verlangen zugänglich. Wenn hen. Bedeutet dies nicht, daß sehr wichtige 
ich in diesem Fall an die CIA geschrieben Bereiche des öffentlichen Interesses total 
und gefordert hätte, daß die Behörde mir ausgenommen sind, insbesondere alle Handlun- 
alle Akten, die sie über die CIA-Ausgaben gen der Polizeikräfte, die unter den Zustän- 
für Angola hat, zur Verfügung stellen sollte, digkeitsbereich der einzelnen Bundesstaaten 
würden sie ihre zentrale Registratur durch- fallen? 
sehen und keinerlei Akten finden. Als Ant- Shat.: Auf der Ebene der Bundesstaaten gibt 
wort auf meine Anfrage würde ich die Nach- es vergleichbare Gesetze. Manche 
richt bekommen, daß der zentrale CIA-Akten- Staaten haben bessere FoIA-Gesetze verab- 
index über Angola nichts enthält. So werden schiedet als jenes auf Bundesebene, andere 
die weichen Akten, die sie in ihren Büros Einzelstaaten haben engere Gesetze, schließ- 
haben,vorm öffentlichen Zugang geschützt. lich haben manche Einzelstaaten keine ent- 
Es gibt sicher auch noch sehr viele andere sprechenden gesetzlichen Regelungen. 
Beispiele für diese Praxis der Behörden. Eines der Probleme in Bezug auf die einheit- 
CILI?:8. Ich möchte nun eine Frage zu einem liche Kodifizierung polizellichen Handelns 
spezifischen Problem der Implementation in den Vereinigten Staaten ist der födera- 
dleses Gesetzes, um ein neues Modewort der tive Charakter unseres politischen Systens. 
politischen Wissenschaften zu gebrauchen, Es kommt äußerst selten vor, daß der Kongreß 
stellen. "Das Gesetz verlangt," um erneut versucht, polizeiliche Aktivitäten für alle 
Halperins Einleitung zu zitieren, "die Staaten zu steuern oder daß er versucht, 
Freigabe von allen Teilakten, die nicht unter Gesetze für alle Einzelstaaten und lokalen 
die Ausnahmeregelungen fallen, und die In Verwaltungen wie für die nationale Ebene 
einer vernünftigen Weise aus dem Gesamtvor- zu verabschieden. So trifft Ihre Vermutung 
gang herausgezogen werden können." Wie kann zu, daß der FoIA begrenzt ist, da er nur 
der Bürger diesen Auswahlprozeß kontrollie- auf Bundesebene anwendbar ist. Aber das ist 
ren? Welche Rechte hat ein entsprechender nicht verwunderlich, da dies dem födera- 
Interessent in Bezug auf die Macht der Be- listischen Prinzip entspricht, nach dem die 
hörden, festzulegen, was eine Ausnahme ist Bundesgesetzgebung in den Vereinigten Staa- 
und wie das Material ausgewählt werden soll? ten funktioniert. 
Shat.:Nun, der einzige Weg, den man effektiv CILIP, 10.Was sind Ihre Ansichten über die 
gehen kann, ist der vor das Gericht. Erfolgsaussichten des FoIA? Können Sie 
Dashalb habe ich das Beispiel des Hiss-Falles diese Frage bitte beantworten unter Berück- 
WWesraucht, an dem der Sinn des Klageweges - sichtigung Ihrer Aktivitäten, d.h. der A.C.L.U. 


und anderer Institutionen in diesem Feld? 

Shat.: Wir haben den FoIA benutzt, um Zugang 
zu FBI- und CIA-Akten aus der Zeit 

während und nach der Watergate-Episode zu 


zur Durchsetzung des Gesetzes deutlich ge- 
worden ist. 

Die Behörden zur Aussindern und Offenlegung 
nicht unter die Ausnahmeregelungen fallender 
Informationen zu bewegen, ist ohne die Dro- 
hung mit der Klage fast unmöglich. Deshalb 
würde ich als Anwalt eines Bürgers in einem rung von FBI und CIA beitragen konnten. Wir 


FoIA-Verfahren in meinem Brief den Behörden haben z.B. alle Akten des FBI angefordert, 
vorab mitteilen, daß für den Fall, daß die sich mit dem counter-intelligence-Pro- 
sie sich nicht an das Gesetz halten, wir 
gegebenenfalls bereit sind, den Klageweg 

zu beschreiten. Dadurch droht man der Büro- 
kratie mit Gerichtsverfahren. Ohne diese 
Drohung ist die Durchsetzung des Gesetzes 
vielfach nicht möglich. 

CILIP: 9, Der FoIA ist, soweit mir bekannt, 
anwendbar nur auf Handlungen und Informa- 


erhalten. Dies war ein Weg, um Öffentlich 
Informationen zu sammeln, die zur Reformie- 


gramm des FBI und seinen Anstrengungen, poli- 
tische Aktivitäten zu stören und Gewalt zu 
provozieren, beschäftigen. Ein großer Teil 
dieser Akten ist nun offengelegt worden als 
ein Ergebnis der Klage der A.C.L.U. Aber 

das ist nicht alles. Wir strengen auch pri- 
vate Gerichtsverfahren an für Leute, die 
durch die Regierungsbehörden benachteiligt 
worden sind. So war ich z.B. Marton Halperins 


CILIP: 
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Anwalt in seiner Klage gegen Richard Nixon 
und andere Mitglieder der Nixon-Regierung. 
Diese Klage bezog sich auf das Abhören von 
Halperins Telefon über 21 Monate. Diese 
Klage war sehr viel erfolgreicher, als der 
FOIA jemals sein kann. Sie bezog sich darauf, 
einen großen Teil von Informationen darüber 
zu erhalten, wie das Weiße Haus unter Nixon 
in seinen frühen Tagen vorging, um politi- 
sche Kritiker auszuhorchen. Die Informationen, 
die wir in der Halperin-Klage erhielten, um- 
faßten 10 o0oo - 15 o00 Seiten. 

wir bekamen auch das Recht zur Vernehmung. 
D.h., wir konnten verschiedene Beamte des 
Weißen Hauses einschließlich Nixon selbst 
unter Eid befragen. Ich selbst vernahm 

Nixon nach seinem Rücktritt. Wir waren auch 
in der Lage, Kissinger, Haldeman, Ehrlichman 
und andere zu vernehmen. Hierzu hätten wir 
nie durch den FoIA das Recht bekommen, aber 
weil Halperin ein Privatkläger war, waren 
wir in der Lage, durch dieses Verfahren ein 
Großteil an Informationen zu erhalten, Wenn 
man den Wert des FoIA abwägt gegenüber den 
älteren traditionellen Formen der Klage, 

so sind wahrscheinlich die traditionellen 
Formen erfolgreicher, wenn es darum geht, 
Zugang zu Polizeiakten und anderen sensi- 
tiven Materialien zu bekommen. Bei den 
traditionellen Klagen, d.h. der Klage einer 
betroffenen Privatperson, gibt es keine Aus- 
nahmeregelungen für Informationen, obwohl 
diese Informationen dann jedoch nicht not- 
wendigerweise öffentlich werden. In dem Ver- 
fahren von Halperin wurden die Informatio- 
nen, die wir erhielten, und die Antworten 
auf unsere Verhöre unter eine Gerichtsent- 
scheidung gestellt, die bedeutet, daß wir 
nicht die Freiheit hatten, der Öffentlich- 
keit die entsprechenden Informationen zugäng- 
lich zu machen ohne die ausdrückliche Er- 
laubnis des Gerichts. Aber es gab für die 
Regierung keinerlei Möglichkeit, diese In- 
formationen zurückzuhalten, es sei denn, 

daß der Präsident sich auf sein Exekutiv- 
privileg berufen würde. Dieses Exekutiv- 
privileg ermöglicht sehr viel weitreichen- 
dere Einschränkungen als die Ausnahmerege- 
lungen unter dem FoIA. Da das Exekutivpri- 
vileg im Halperin-Fall nicht angewandt wurde, 
kam eine Fülle an Material heraus. 


11. Bedeutet die gesetzliche Fixie- 


CILIP; 


rung des "Freedom of Information" 
nicht auch eine Gefahr insoweit, als sie 
zwei Ausnahmeregelungen legalisiert? Wird 
dadurch nicht erneut eine unausgeglichene 
Entwicklung begünstigt? 
Shat.: Das ist natürlich eine ständige theo- 

retische und praktische Frage für 

Bürgerrechtsanwälte wie mich. Dies gilt 
natürlich nicht nur für den FoIA, sondern 
auch für andere Reformgesetze, die wir zu 
erreichen versuchen: All diese Gesetze 
autorisieren möglicherweise Regierungsprak- 
tiken, die zuvor rechtlich nur sehr vage 
definiert waren. Um es erneut an einem Bei- 
spiel deutlich zu machen, schauen Sie auf 
den gegenwärtigen Gesetzentwurf, der zur 
Zeit im Kongreß diskutiert wird. Nach dieser 
Gesetzesvorlage soll das Abhören von Tele- 
fongesprächen an die Entscheidung eines Ge- 
richtes gebunden werden. Dieses Gesetz würde 
in beträchtlichem Umfang die Abhörmaßnahmen 
legalisieren und sie nicht mehr, wie bisher, 
im undurchsichtigen Machtbereich des Präsi- 
denten belassen, ohne eine Autorisierung 
durch den Kongreß. Auf der anderen Seite 
würde dieser Gesetzentwurf die Gerichte in 
das Verfahren inkorporieren und die Gerichte 
in die Überprüfung entsprechender Abhöran- 
träge einschalten, Die A.C,L.U. hat diesem 
Gesetzentwurf in den letzten Jahren wieder- 
holt widersprochen und gleichzeitig ver- 
sucht, Verbesserungen zu erreichen. Schließ- 
lich haben wir auch die meisten Verbesserun- 
gen durchsetzen können. So stehen wir jetz 
vor der Frage, Ob der Entwurf in seiner 
heutigen Form verabschiedet werden sollte, 
und wir stimmen dem sehr zögernd zu. Diese 
Verbesserungen, die wir durchgesetzt haben, 
bringen uns von A zu B, wenn auch nicht von 
A zu C. Das Gesetz beseitigt nicht das Ab- 
hören von Telefongesprächen, begrenzt je- 
doch diese Praxis, Gleichzeitig wird je- 
doch dieses Gesetz das Abhören von Telefon- 
gesprächen auf gesetzlicher Grundlage auto- 
risieren. Dasselbe Problem gilt natürlich 
auch für vergleichbare Gesetze zur Kon- 
trolle des FBI und schließlich auch für 
eine Gesetzgebung, die dem CIA bestimmte 
Befugnisse gibt. 
12. Hier eine letzte Frage zum FoIa. 

Ich habe alle diese Fragen gestellt, 
um einige wesentliche Merkmale zu "Theorie!" 
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und "Praxis" 


des FOIA zu erfahren. Aber 
diese Fr gen sind auch unter einem spezifi- 
schen I .ceresse gestellt worden. Wie Sie 
wissen, sind heute wieder und zunehmend alle 
liberalen Demokratien der westlichen Welt 
durch die Expansion der offiziellen Geheim- 
haltungspraxis gefährdet, die neue arcana 
imperii. Denken Sie, daß der FoIA eine spe- 
zifisch nordamerikanische Maßnahme ist, die 
nur im Kontext der amerikanischen Traditio- 
nen verstanden werden kann, oder glauben Sie, 
daß es möglich sein könnte, diesen Gedanken 
in etwas unterschiedliche rechtliche, poli- 
tische und historische Traditionen, z.B. 

die Bundesrepublik, zu übertragen? 

Shat: Soweit ich die Tradition der Geheim- 
haltungspraxis der Regierungen der 
meisten anderen westlichen Demokratien kenne, 
dürfte es schwierig sein, den FoIA direkt 

zu Übertragen. Das Land, das natürlich den 
Vereinigten Staaten am nächsten steht und 

in mancher Beziehung Vorbild war, ist 
Großbritannien. Hier gibt es eine lange Tra- 
Aition bürokratischer Geheimhaltungskrämerel, 
die in der Tat wahrscheinlich breiter ist 

als sonst in irgendeinem Land der westlichen 
Welt. Es ist in Großbritannien gängige Praxis, 
jedwede Regierungsinformationen zurückzuhal- 
ten und jeden anzuklagen, der entsprechende 
Informationen öffentlich macht. Das Beispiel 
Großbritannien mit seiner Geheimhaltungs- 
praxis, die mehr oder weniger in anderen 
Staaten Westeuropas anzutreffen ist, macht 
Kle Schwierigkeiten deutlich, den FoIA in 
andere Länder zu Übertragen bzw. in ähnlicher 
Form durchzusetzen. 


(Vgl. hierzu die Dokumentation des Gesetzes- 
ge Seite 44 - 45 und den folgenden Bei 
rag 


DAS RECHT AUF FREIEN ZUGANG ZU INFORMATIONEN 


"FREEDOM OF INFORMATION” 


Ein Überblick über Gesetzgebung und Praxis 
des Zugangs zu Dokumenten von Regierungen 
und staatlichen Verwaltungsapparaten 


3.A. Barram (Mitglied des LV Berlin der j 
Humanistischen Union) und Utemaria Bujeweki 


Vorbemerkung 

Öffentliche Meinung ist konstitulerend für 
eine Demokratie, und öffentliche Meinung 
setzt einen freien Informationszugang voraus. 
Freier Informationszugang wird damit zu 
einem Indikator demokratischer Staatsorga- 
nisation. 

Reglerung und Verwaltung sammeln, verarbel- 
beurteilen und speichern Unmengen von 
Informationen, die unmittelbar den Bürger 
betreffen. Schon allein deshalb bedarf der 
Informationsanspruch des Bürgers keiner 
besonderen Legitimierung. Legitimiert werden 
sollte allerdings der Geheimhaltungsan- 


ten, 


spruch von Verwaltung und Regierung; die 

bisher in die Diskussion eingebrachten Ar- 

gumente sind recht schwach: 

- Öffentlichkeit beeinflußt störend das 
Funktionieren von Regierung und Verwal- 
tung und beeinträchtigt die Effizienz 
staatlichen Handelns; 

- die Involviertheit der Gerichte bei der 
Durchsetzung des Informationsanspruchs 
widerspricht dem Prinzip ministerieller 
Verantwortlichkelt; 

- die Kosten solcher Verwaltungsvorgänge 
wären zu hoch. 

Solche Argumente sind nicht dazu geeignet, 

das Vertrauen des Bürgers in seine Regie- 

rung zu verstärken. Demokratische Machtaus- 
übung bedarf Transparenz, dies zeigt be- 


sonders deutlich das Beispiel Watergate; 
allerdings gehören auch weniger spektaku- 


läre Fälle von staatlichem Machtmißbrauch 
nicht in nichtöffentliche Gremien, 
an die Öffentlichkeit. 

Ein Beispiel für den Erfolg einer gesetz- 
lichen Informationspflicht ist die Ent- 
hüllung der Praktiken des CIA und des FBI 
in den USA (der Verfolgung von religiösen 


sondern 


und Menschenrechtsgruppen, Anstiftung zu 
Mord und Gewalt, der Verletzung von indi- 


y 
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viduellen Freiheitsrechten und Grundrech- 
ten ) ebenso wurde die Aufdeckung von Kor- 
ruption und Ineffizienz verschiedener 
Regierungsbehörden möglich durch den 
Freedom of Information Act (Gesetz über 
das Recht zur freien Information). Kon- 
greßabgeordnete, Bürgerrechtsorganisationen, 
Schriftsteller und Vertreter der Presse 
und der Öffentlichkeit haben regen Ge- 
brauch von dem Gesetz gemacht. Dies hatte 
und hat eine Vielzahl von Untersuchungen 
und Anhörungen des Kongresses zur Folge. 
Dies wiederum führte zur Verstärkung der 
Kontrolle der Legislative über die Wach- 
richtendienste. 
Da die meisten Mitgliedsländer des 
Europarates der Öffentlichkeit den Zugang 
zu der großen Mehrheit der offiziellen 
Akten und Aufzeichnungen verwehren, 
haben Abgeordnete der Mitgliedsländer über 
das Problem der Offenheit von Regierungen 
beraten und fordern eine gesetzliche Rege- 
lung. Diese sollte folgendes beinhalten; !) 
1. Persönliche Informationen, die über eine 
Person gesammelt wurden, müssen dieser 
zugänglich sein, und diese muß das Recht 
haben, falsche Angaben korrigieren 
bzw. streichen zu lassen. 


2. Verbot der Weitergabe und Verbreitung 
von personenbezogenen Daten, wenn dies 


zur Verletzung der Privatsphäre führt, 
3. Schaffung der Möglichkeit, offizielle 

Informationen der Verwendung durch die 

Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
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4. Die Garantie eines unverzüglichen Ge- 
richtsentscheides im Falle der Vorent- 
haltung von Informationen durch offizielle 
Stellen. 


Der Europarat begründet das Recht 

auf freien Zugang zu offiziellen Dokumenten 
und das Recht, personenbezogene Daten zu 
verändern und zu korrigieren,mit der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention: Artikel 
lo garantiert Rede- und Meinungsfreiheit. 
Dieses Recht schließt die Freiheit, Infor- 
mationen zu erhalten und zu erteilen, mit 
ein.?) 
Es wird empfohlen, daß die Geheimhaltungs- 
regelungen abgeschafft und durch ein moder- 
nes Konzept einer offenen Verwaltung er- 
setzt werden. Die Forderung nach freiem 
Informationszugang schließt durchaus nicht 
eine partielle Geheimhaltung aus. Der 

Schutz der Privatsphäre muß gesic’.ert sein, 
alle anderen Ausnahmen einer Veröffentlichung 
müssen eng begrenzt und rational sein und 

dem Prinzip behördlicher Transparenz nicht 
widersprechen. Das"freie Ermessen" einer 
Behörde, Informationen vorzuenthalten, sollte 
mithin auf ein Mindestmaß reduziert werden. 


USA 


Zu den "Selbstreinigungsbestrebungen" der 
USA gehört unzweifelhaft auch die Gesetz- 
gebung zur Informationsfreiheit (FoIA), 

die von Lyndon B. Johnson am amerikanischen 
Unabhängigkeitstag 1966 mit deklamato- 
rischen Effekt unterzeichnet wurde, jedoch 
erst ein Jahr später, am 4. Juni 1967, in 
Kraft trat. ') 

Es sollte der Beginn einer neuen Ära staat- 
licher Transparenz und Verantwortlichkeit 
gegenüber dem Bürger sein. 

Das Ende einer langen Periode bürokratischer 
Verschwiegenheit, die die Vereinigten 
Staaten von England ererbt hatten, wurde 
erwartet. Man glaubte, daß dieses GeSetz 
endgültig ein Kapitel amerikanischer Ge- 
schichte schließen würde, das gekennzeich- 
net war von einem kontinuierlichen Kampf 
der Interessen zwischen Bürger und Verwal- 
tung und in welchem die einen Durchschau- 
barkeit forderten und die anderen ängst- 
lich bestrebt waren, amtliche Geheimhaltung 
zu hüten und zu bewahren. 

Die Befürworter der Gesetzesvorlage vertrau- 
ten darauf, daß mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Informationsfreiheit das Recht 
der Regierten, über das Handeln ihrer Re- 
gierung Bescheid zu wissen, endgültig ctab- 
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en 


liert sei. 

In der Anwendung des Gesetzes durch die 
Verwaltung versank dieses jedoch sehr 
schnell in der Bedeutungslosigkeit. Diese 
nutzte die Gesetzeslücken und vor allem 
die fehlenden Ausführungsbestimmungen. Es 
wurden immense Gebühren für Auskünfte er- 
hoben, durch ein fehlendes Zeitlimit wurde 
die Herausgabe von Unterlagen monatelang 


verzögert. Die Gerichte hatten nicht die 
Möglichkeit, als geheim klassifizierte 


Unterlagen einzusehen, um die Rechtmäßig- 
keit der Klassifizierung zu überprüfen. 
Der Ermessensspielraum der Behörden war 
unbegrenzt. 
R. Nader, eine der treibenden Kräfte in 
Sachen Menschenrechte in den USA, meinte, 
daß eine Gesetzgebung, "die mit liberaler 
Rhetorik eingebracht wurde, durch raffi- 
nierte behördliche Spitzfindigkeit be- 
schnitten wird". (zitiert aus: The New 
Zealand Law Journal, 19.7.1977). 
In Zusammenhang mit der Watergate-Affäre 
und den für die Öffentlichkeit immer be- 
drohlicher werdenden unkontrollierbaren 
Machtbefugnissen der Nachrichtendienste 
wurden Initiativen ergriffen, das Gesetz 
zu novellleren. Nach zahlreichen Anhö- 
rungen im Congress wurden 1974 Gesetzes- 
 zusätze gegen das Veto von Präsident Ford 
mit überwaltigender Mehrheit von beiden 
Häusern verabschiedet. Der modifizierte 


FoIA trat am 19. Februar 1975 in Kraft.) 


Gegenstand der parlamentarischen Auseinan- 
dersetzungen waren in erster Linie die Kri- 
terien der Geheimnis-Klassifizierung und 

die damit in Zusammenhang stehenden gericht- 
lichen Kompetenzfragen zur Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit einer Verweigerung. 

Sie mündete in der Autorisierung der Ge- 
richte, unter Ausschluß der Öffentlichkeit 


3) einer in einem Rechts- 


Akten einzusehen, 
streit unterlegenen Behörde die Kosten 

des Verfahrens aufzuerlegen und in Sank- 
tionsmöglichkelten gegen Beamte, die ermes- 
sensfehlerhaft entscheiden.) 

Der modifizierte FoIA enthält ferner Be- 
stimmungen und Sanktionsmechanismen bezüg- 


lich der Offenlegung von Richtlinien, Aus- 
legungsgrundsätzen, Leitfäden und Dienst- 


anweilsungen, Informationen und Einzelun- 


terlagen sowie über die Anfertigung von 
Indexverzeichnissen. 

Mit der Novellierung des FoIA wurde die 
Offenlegung aller Reglerungs- und Behör- 
denakten zum Prinzip erklärt. Die Ausnah- 
men, die in dem Gesetz von 1966 

zur Regel geworden waren, wurden einge- 
schränkt und präzisiert. 

Gesetzlich verankert sind neun Bereiche, 
die das Recht auf Information einschränken. 
Sie werden im folgenden zitiert. Kritisiert 
und in der Praxis umstritten ist hierbei 
die Interpretation der Bereiche 

(1) Nationale Verteidigung und Außenpolitik 


5) 


und 

(7) Ermittlungsakten und geheimdienstliche 
Tätigkeit von CIA und FBI (vgl. Interview 
mit J.Shattuck). 

von der Veröffentlichung ausgeschlossen 
sind Unterlagen und Dokumente, die sich 
auf Angelegenheiten beziehen, 


"(1) (A) deren Geheimhaltung eigens auf- 
grund der durch Regierungsanordnung fest- 
gelegten Kriterien im Interesse der na- 
tionalen Verteidigung oder Außenpolitik 
gestattet ist und die (B) tatsächlich 
zutreffend gemäß dieser Regierungsan- 
ordnung für geheim erklärt worden sind." 


Prof. Rankin weist in diesem Zusammenhang 
darauf hin, daß es allerdings in der ameri- 
kanischen Verfassung keinen Hinweis darauf 


gibt, daß der Präsident befugt ist, Doku- 
mente zu klassifizieren, ©) 
"(2) die ausschließlich mit den internen 
Regelungen für Bedienstete und Verwal-- 
tungspraktiken den Behörde in Beziehung 
stehen; 
(3) die von der Veröffentlichung eigene 
dureh ein Gesetz (außerhalb von $ 552 b 
dieses Abschnitte) ausgenommen sind, vor- 
ausgesetzt, dieses Gesetz (A) verlangt, 
daß die Angelegenheiten der Öffentlichkeit 
in einer Weise vorenthalten werden, die 
hierfür keinen Ermessensspielraum läßt 
oder (B) formuliert bestimmte Kriterien 
für die Vorenthaltung oder verweist auf 
bestimmte Arten vorzuenthaltender Ange- 
legenheiten." 


Bis 1976 blieb unklar, wieweit diese Aus- 
nahmeregelung interpretierbar ist. Der 
Supreme Court vertritt seit diesem Zeit- 
punkt die Anschauung, daß allgemeine 
Klassifizierungen keine Rechtsgültigkeit 
besitzen und eine solche Klassifizie- 
rung nicht im Ermessensspielraum der Be- 
hörde liegt.) 


"(4) die Geschäftsgeheimnisse und geschäft- 
liohe oder finanzielle Informationen sind, 
die von einer Person erlangt und recht- 
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lich geschützt oder vertraulich eind, 

(5) die zwischen Behörden oder innerhalb 
von Behörden ausgetauschte Memoranden oder 
Briefe betreffen, die im Falle eines Rechts- 
streits mit der Behörde nach geltendem 
Recht für keine andere Partei als eine 
Behörde zugänglich wären; 

(6) Personalakten, ärztliche Unterlagen 
und ähnliche Akten, deren Veröffent- 
lichung einen eindeutigen unzulässigen 
Eingriff in die Privatheit darstellen 
würden; " 


Gegenüber dieser Ausnahme besteht jedoch 
die Pflicht, Fall-Zusammenfassungen ohne 
Angabe von persönlichen Daten für eine 
Veröffentlichung freizugeben. 


"(7) Ermittlungsakten, die zum Zweck der 
Rechtsedurchsetzung zusammengestellt wor- 
den sind, aber nur,soweit die Bereitstel- 
lung solcher Akten solcher Akten (A) Maß- 
nahmen der Rechtsdurchsetzung stören 
würde, (B) eine Person ihres Rechte auf 
einen ordnungsgemäßen Prozeß oder ein un- 
parteiisches Behördenverfahren berauben 
würde, (C) einen unzulässigen Eingriff 
in die Privatsphäre darstellen würde, 

(D) die Identität einer vertraulichen 
Informationsquelle und, im Falle einer 
Akte, die von einer Rechtsdurchsetzunge- 
behörde im Verlauf eines strafrechtlichen 
Ermittlungeverfahrens oder von einer 
Behörde, die eine rechtmäßige geheimdienat- 
liche Ermittlung im Interease der natio- 
nalen Sicherheit durchführt, angelegt 
wurde, vertrauliche Informationen, die 


USA 


In den USA haben die Strafverfolgungsor- 
gane auf Bundesebene seit der Revision des 
FOIA 1974 ca. 36 Mio. Dollar ausgegeben, 

um Anfragen auf Grundlage des FoIA zu be- 
antworten. Das meiste Geld wurde für die Ge- 
hälter der mit dieser Aufgabe beschäftigten 


®: Organizing Notes,Vol.2,N0:7(1978) 


nur von der vertraulichen Informations- 
quelle geliefert wurden, aufdecken würde, 
(E) Ermittlungstechniken oder Verfahrens- 
weisen aufdecken würde oder (F) das Leben 
oder die physische Sicherheit von Ermitt- 
lLungsbeamten gefährden würde; 

(8) die enthalten sind oder in Beziehung 
stehen zu Untersuchungs- oder Zustands- 
berichten, die von, für oder zum Gebrauch 
einer für die Verwaltung oder Überwachung 
des Finanzwesens zuständigen Behörde an- 
gefertigt wurden; oder 

(9) geologische und geophysikalische In- 
formationen und Daten einschließlich 
Landkarten die Quellen betreffen." 


Wenn auch diese Ausnahmen noch genügend 
behördlichen Interpretationsspielraum bie- 
ten, so muß dennoch festgestellt werden, 
daß diese Ausnahmeregelungen immerhin 
präziser gestaltet sind als in Ländern mit 
vergleichbarer Gesetzgebung. 


SCHWEDEN 


In Schweden wird das Recht auf Zugang 

zu Regierungsakten durch die Verfassung 
garantiert. 

In Kapitel 2 (Die Grundfreiheiten und Rechte) 
findet sich in Art. 1 die Garantie der 


” während an dleser 


Informationsfreiheit. 
Stelle allgemein jedem Bürger das Informa- 
tionsrecht zugebilligt wird, beschreibt 
Art. 13 die Informationen, die nicht er- 
teilt werden dürfen. 
Veröffentlichungen von Papieren, die 

- die Sicherheit des Königreiches, 

- die nationale Wirtschaft, 

- die öffentliche, Ordnung und Sicherheit, 
- die Integrität des Individuums, 

- die Privatsphäre 

und 

- die Verbrechensbekämpfung 


Dazu gehören die 


gefährden. Ferner kann eine Information 

dann verweigert werden, wenn bestimmte Grün- 
de dagegen sprechen. 

Das schwedische Pressegesetz von 1976/77 
konkretisiert das in der schwedischen Verfas- 
sung garantierte Recht auf freien Informa- 
tionszugang. In Art. 1 des 1, Kapitels wird 
zunächst das Recht auf Information zum Zwecke 
der Publizierung bejaht. 

In Art. 2 des 2. Kapitels werden jedoch 
"notwendige" Einschränkungen gemacht, die 
sich auch hier auf eine potentielle Ge- 
fährdung der Sicherheit des Königreiches, 
der Beziehungen zu anderen Staaten und 
internationalen Organisationen, der Finanz-, 
Geld- und Devisenpolitik, der Verbrechens- 
bekämpfung u.a. beziehen. 

Art. 13 bestimmt feste Gebührensätze für 
behördliche Vervielfältigungsarbeiten und 
ermöglicht eine Einsichtnahme "vor Ort”, 
wenn die Informationen aus technischen 

und anderen Gründen nicht vervielfältigt 
werden können. 

Das bei einem Informationsersuchen angewandt 
Verfahren ist einfach: Das entsprechende 
Dokument wird bei der jeweiligen Behörde 
oder direkt beim zuständigen Beamten an- 
gefordert. Dieser entscheidet, ob ein Doku- 
ment vertraulich und deshalb zur Weiter- 
gabe nicht geeignet oder aber öffentlich 
und damit zugänglich ist. 

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, daß 
ein Papier dann als öffentlich gilt, wenn 


es nicht durch Gesetz von vornherein als 
geheim klassifiziert ist. Dazu gehören 
die bereits erwähnten und vor allem die 
im schwedischen "Geheimhaltungs-Gesetz" 
von 1937 (ergänzt 1962) enthaltenen Aus- 
nahmen. 
Abgesehen von diesen Bestimmungen liegt 
es im Ermessen der Behörde resp. des Beam- 
ten, zu entscheiden, ob es für eine Ver- 
Ööffentlichung geeignet ist oder nicht; 
normalerweise wird auf entsprechenden Ak- 
ten ein Einschätzungsvermerk gemacht, der 
zwar nicht bindend, jedoch meist ent- 
scheidungsrelevant ist.3) 
Die Beamten sind verpflichtet, ohne Ver- 
zögerung zu reagieren, dem Antragsteller 
aht im Falle unangemessener Verzögerung 
Sder Informationsverweigerung das Recht zu, 
die übergeordnete Behörde einzuschalten.) 
Im Falle erneuter negativer Bescheidung 
sind die Gerichte zuständig. Sowohl die 
Vorenthaltung von Informationen als auch 
die Veröffentlichung geheimer Informationen 
ist strafbewehrt, 
Das "Schwedische Modell" gewinnt innerhalb 
der Diskussion um Informationsfreiheit in 
den anderen skandinavischen Staaten 
einen berechtigten hohen Stellenwert 
bezüglich der Forderung nach Transparenz 
von Regierung und Verwaltung oder gar 
nach "partizipierender Demokratie". 
Kritisch angemerkt werden muß jedoch,daß 
die nicht immer klar definierten Ausnahmen 
_kie der relativ große Ermessensspiel- 
raum der Behörden die auf den ersten Blick 
fortschrittliche Gesetzgebung nicht uner- 
heblich einschränken. 
Drei Beispiele verdeutlichen die Handha- 
bung des schwedischen Informationsgesetzes: 
Ein Bürger, der Einzelheiten Über polizei- 
liche Maßnahmen gegen organisiertes Ver- 
brechen erfahren will, wird keine auf 
Dokumenten basierende Auskunft erhalten. 
Im vorliegenden Fall kann er jedoch einen 
Bericht des schwedischen Polizeichefs an 
den Justizminister einsehen, in welchem 
etwa die Umstände beschrieben sind, die 
zur Überwachung eines Treffens von Kommu- 
nisten durch die Geheimpolizei führten. 
Weiterhin konnten von einem Bürger Berichte 
der Königlich Schwedischen Kommission ein- 
gesehen werden, der nach Daten über den 


5) 


Umweltschutz suchte. Er erfuhr dadurch von 
der kommerziellen Nutzung von Waldreserva- 
ten, die zu deren Zerstörung führten, 

von dem Mißbrauch von DNT sowie einer An- 
zahl anderer giftiger Substanzen, die Spei- 
sen und Getränken beigefügt wurden. 

Zwar sind Fernschreiben, Dokumente, Briefe, 
Sitzungsprotokolle 6) 
riums klassifiziert und dürfen von Journa- 


listen nicht eingesehen, wohl aber von einem 


Beamten teilweise verlesen werden, 


FINNLAND, DÄNEMARK, NORWEGEN !) 


Das finnische Gesetz zur Informations- 
freiheit wurde 1951, das Dänemarks und 
das Norwegens 1970 verabschiedet. Während 
das finnische Gesetz dem schwedischen 
äußerst ähnlich ist, bieten das dänische 
und norwegische Gesetz weit geringere 
Informationsrechte. In Finnland hat prin- 


zipiell jeder Bürger das Recht, Regierungs- 


akten einzusehen und im Falle einer Ver- 
weigerung gerichtlich vorzugehen. Die 
Anzahl der Ausnahmebestimmungen ist jedoch 
wesentlich größer als in Schweden. Nicht 
veröffentlicht werden dürfen: 


- "offizielle Dokumente", die als "Anträge, 
Entwürfe, Berichte, Meinungen, Memoranden 


oder andere Studien" qualifiziert sind; 
- jedes Material, das sich auf die natio- 
nale Sicherheit, die Außenbeziehungen, 
den Polizeiapparat, persönliche Sphäre, 
Geschäftssachen oder Rechtsverfahren der 


Regierung oder einzelner Personen bezieht, 
Durch die Allgemeinheit der Ausnahmeregelun- 
gen erfährt das Gesetz erhebliche Einschrän- 


kungen. 

Ähnlich ist es in Dänemark und Norwegen, 
so daß man durchaus behaupten kann, daß 
hier der Verschluß von Regierungsdoku- 
menten die Regel und die Veröffentlichung 
die Ausnahme ist. 

In Dänemark wird z.B. mit Formeln operiert 
wie "wo Geheimhaltung durch den spezifi- 


schen Charakter der Umstände es erfordert", 


um einen Öffentlichen Zugang zu Dokumenten 
zu vermeiden. Norwegen verweigert u.a. die 
Einsicht allein schon, wenn Regie- 
rungsvertreter meinen, daß Dokumen- 

te in die falschen Hände kommen könnten 
und die Verbreitung den öffentlichen und 


etc. des Außenministe- 
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privaten Interessen schaden könnte. 
Sowohl in Dänemark als auch in Norwegen 
bezieht sich der Zugang zu Informationen 
nur auf Dokumente, die nach dem Tage des 
Inkrafttretens des Gesetzes entstanden 
sind. 

Der Sinn einer solchen Gesetzgebung hat 
- so scheint es - in diesen Ländern nur 
Legitimationscharakter. Es ändert sich 
nichts an der Praxis, Regierung und Ver- 
waltung der Kontrolle durch den Bürger 
zu entziehen. 


UNITED KINGDOM 


Das englische Gesetz zur Geheimhaltung 
(Official Secrets Act) !) kann praktisch 
jede Information über Maßnahmen der 
Regierung und Verwaltung verhindern. Seit 
Jahren wird eine Novellierung des Secrets 
Acts und insbesondere die Abschaffung des 
Absatzes 2 des amtlichen Geheimhaltungs- 
gesetzes gefordert. Dieser Absatz des Ge- 
setzes kann jede Verbreitung jeder amt- 
lichen Information eines Beamten der 
Krone oder deren Empfang bzw. spätere 


Mitteilung zum Verbrechen machen. 


AUBREY/BERRY/CAMPBELL 
DEFENCE CAMPAIGN 
e/o 374 Trays Inn Road, London Yci, 


Widerstände gegen die Novellierung kommen 
aus der Beamtenschaft (civil servants), 
die traditionell konservativ ist und sich 
bemüht, den status quo der Geheimhaltung 
und der gesellschaftlichen Anonymität zu 


——e ee 


wahren. 
Seit einiger Zeit hat sich eine Bewegung 
etabliert, die auf eine Veränderung des 
vorfindlichen Zustandes insistiert. Die 
Auseinandersetzung darüber wird zwar außer- 
halb des Parlamentes geführt, trotzdem aber 
auch von Parlamentsmitgliedern unterstützt. 
Das englische Komitee für Freiheit der In- 
formation (All Party Committee for 
Freedom of Information) hat inzwischen 
eine Diskussionsgrundlage in Form einer 
Gesetzesvorlage vorgelegt. Hierin werden 
in sechs Punkten die Hauptforderungen be- 
nannt: 

1. Das Recht zu wiesen 


... alle offiziellen Informationen sind 
der öffentlichen Nutzung zugänglich zu 
machen. 

2. Das Recht der Privatsphäre 

Die erate hauptsächliche Ausnahme einer 
freien Verbreitung der Information ist 
die der Privatsphäre. Persönliche Infor- 
mationen sollen nicht frei bekanntgege- 


ben oder verbreitet werden, wenn diea 
ein unrechtmäßiges Eindrıngen ın die 


Privatsphäre begründen würde. 

3. Das Recht zu untersuchen 

Jeder sollte das Recht haben, Akten 

zu untersuchen, die ihn persönlich 
berühren, um deren Glaubwürdigkeit 

zu prüfen... 

4. Das _ Recht zur Korrektur 

Jeder sollte das Recht haben, Informa- 
tionen zu seiner Person, die nach- 
weislich falsch sind, zu korrigieren. 


5. Das Recht, daß nur einwandfreie Infor- 
mationen verbreitet und von der Verwaltung 
Denutzt werden dürfen 

Dieser Punkt trifft vielleicht die Verwal- 
tung am meisten. Von jedem Organ der öf- 
fentliohen Verwaltung soll gefordert ver- 
den, daß seine Informationen so genau 

und umfassend wie möglich sind, ehe sie 


für die Entscheidungsfindung herangezogen 
werden. 


6. Daa Recht auf schnelles Gerichtsver- 
fahren er der Durce setzung der oben 
enannten Rechte 

Dabet soll die Beweislast im Falle der 


Zurückhaltung von Informationen ... bei 
den Behörden liegen und die Kosten von 
der Regierung getragen werden, wenn der 
..„.Kläger obsiegt. 


Der Entwurf sieht ferner vor, daß von dem 
Prinzip des Rechts auf Information nur auf- 
grund genau definierter Ausnahmeregelun- 
gen abgewichen werden kann, 
Vom Zugang sollen Informationen 
ausgenommen sein, die folgende Bereiche 
tangieren:;: 

1, Die Privatsphäre 


Bezogen auf sowohl computerisierte als 
auch nichteomputerisierte Daten 


2. Militärische Informationen 
Davon nicht betroffen sollen Informa- 
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tionen sein, die sich auf den Ver- 
teidigungshaushalt und die militä- 
riscohe Schlagkraft beziehen. 


3. Polizeiliche Informationen 
insbesondere dann, wenn dadurch laufende 
Untersuchungen gefährdet werden. 


4, Informationen über die innere 
Steherheit 


Ausgenommen sind hier nur solche Innere- 
Sioherheits-Aktivitäten, die nach "Treu 
und Glauben" (bona fide) durchgeführt 
werden. Wenn das Gegenteil bewiesen wer- 
den kann, gilt die Auenahmeregelung nicht 
mehr. Auch hier kommt also den Gerichten 
entecheidende Bedeutung zu. 


5. Handelegeheimniase und finanzielle 

Angaben von Privatpersonen oder Unter- 
nehmen, die vertraulich der Regierung 

überlassen wurden. 


6. Medizinische Daten 

?. Kabinettsprotokolle 

ma Bol denn de Hehrheit der Kabinetts- 
_#tglieder spricht sich dagegen aus. 2) 
Das "All Party Committee for Freedom of 
Information" bezieht sich in seiner Kampagne 
für einen "Freedom of Information and Privacy 
Act for the United Kingdom" auf die Infor- 
mationsrechte in Schweden und den USA. 


uaby fragt YOU R phone? 


"Wer überwacht Dein Telefon?" 


FRANKREICH 


In Frankreich gibt es noch keine Gesetz- 
gebung zur Informationsfreiheit. 

Eine 1971 vom Ministerpräsidenten eingesetzte 
Kommission für die "Coordination of Admini- 
strative Documentation" legte 1974 ihren 
Bericht vor, in dem sie Vorschläge zur Ver- 
besserung der Zugänglichkeit zu amtlichen 
Dokumenten unterbreitet. Daraufhin erarbei- 
tete eine 1975 eingesetzte Arbeitsgruppe 
unter Vorsitz eines Mitgliedes des Conseil 
d'’Etat einen Gesetzentwurf ("Rapport Tricot") 
und legte ihn 1976 dem Ministerpräsidenten. 


vor, ” 


Am 6. 1978 verabschiedete das franzö- 
sische Parlament - im wesentlichen den Vor- 


Jan. 


schlägen der Arbeitsgruppe folgend - ein 
(loi sur l'informatique 
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auch den Zugang von Privatpersonen zu be- 


Datenschutzgesetz 
et des libert&s), das in seinen Art. 
hördlichen Daten regelt. Das Gesetz ist 
jedoch noch nicht in Kraft getreten. Es 
enthält eine Vorbereitungszeit von zwei 
Jahren; innerhalb dieser Zeit kann es je- 
doch sukzessive durch Dekret wirksam werden. 
Dieses Informationsrecht beschränkt sich 
jedoch nur auf personenbezogene Daten. 
Grundsätzlich besteht die behördliche Pflicht, 
dem Informationsersuchen des Antragstellers 
nachzukommen. Gegen negative Entscheidungen 
können sowohl die Verwaltungsgerichte als 
auch die Commission nationale de l'infor- 
matique et des libertäs angerufen werden. 
Personenbezogene Daten aus den Bereichen 

der Staatssicherheit, der Verteidigung und 
der Polizei sind von der direkten Anfrage 

bei den betreffenden Behörden ausgeschlos- 
sen und sind nur via Anfrage bei der Com- 


mission de l'informatique et des libert&s 
zu erlangen, wobei die Entscheidung der 


Commission nur noch beschränkt überprüf- 
bar ist.) 

Eine Gesetzesvorlage, die den Zugang auch 
zu nicht personenbezogenen Daten eröff- 
nen soll, ist zur Zeit in der parlamenta- 
rischen Diskussion (Le Monde vom 29.6.78). 
Sie zielt darauf ab, 


Verwaltungsanordnungen, darunter auch die 


sowohl alle internen 


für das französische Verwaltungssystem 
zugrundeliegenden "instructions", als auch 
solche Daten von der Kenntnisgabe auszu- 
schließen, die in irgendeiner Weise Namen 
von Personen enthalten. 

Für die Offenlegung von amtlichen Dokumenten 
finden bislang die Bestimmungen des Straf- 
gesetzbuches und "Allgemeine Dienstvor- 
schriften für den öffentlichen Dienst" 
Anwendung. 

Die Art. 70 ff. des französischen Strafge- 
setzbuches stellen die Weitergabe von 
geheimen Informationen, insbesondere wenn 
sie die nationale Verteidigung berühren, 
unter Strafe. Andererseits gibt es jedoch 
für Informationen, die nicht als geheim 
klassifiziert sind, keine Geheimhaltungs- 


verpflichtung. In der "Allgemeinen Dienst- 
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vorschrift für den öffentlichen Dienst" 


heißt es dazu: 


"...jeder Beamte unterliegt der Verpflich- 
tung beruflicher Diskretion über alles, 

was sich auf Tatsachen bezieht, von denen 

er dureh Aueübung oder in Verbindung mit 

der Ausübung seiner Funktion Kenntnie 
erhält. Jede Weiterleitung oder Mitteilung 
von internen Papieren oder Dokumenten gegen- 
über Dritten, die im Widerspruch zu den 
Vorschriften steht, iset etrengetene ver- 
boten. Abgesehen von den ausdrücklich in 

den gegenwärtigen Vorschriften dafür vor- 
gesehenen Fällen darf ein Beamter von dieser 
Verpflichtung zur Diskretion nicht entbun- 
den werden, noch von dem im Paragraphen 
festgelegten Verbot ausgenommen werden, 

es sei denn mit Genehmigung des 

Ministere, dem er unterstellt ist." 3) 


In der Praxis kommt der Unterschied zwi- 
schen der Verpflichtung zur expliziten 
Geheimhaltung nicht-geheimer Informationen 
und der Verpflichtung zur Diskretion nicht 
zum, Tragen: Es gibt kein Gesetz, daß eine 
Behörde verpflichtet, Informationen der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Ge- 
bunden an die Dienstvorschrift muß die 
Verpflichtung zur Diskretion als kodifizier- 
ter Geheimhaltungsanspruch herhalten, so 

daß nur auf ministerieller Ebene über die 
Veröffentlichung nicht-geheimer Informa- 
tionen entschieden werden kann. Das geht 

so weit, daß bis auf Angaben über Geburt, 
Eheschließung, Tod, Krankheit und finanzielle 
Angaben selbst dann nicht in Regierungsakten 
eingesehen werden darf, wenn eine Selbstbe- 
troffenheit vorliegt.*) 
Eine Reihe von Beispielen zeigt, wie wertvoll 
eine solche Gesetzgebung sein kann, wenn es 
gilt, staatliche Machtausübung einer Kontrolle 
durch die Öffentlichkeit zu entziehen. So 
wurde z.B. 1973, als ein Senatsausschuß 

die behördliche Praxis des Telefonabhörens 
überprüfen sollte (Affaire Le Canarol en- 
chaine), konsequenterweise auf Art. 70 f£. 

des Strafgesetzbuches rekurriert: 


"Die Untersuchungebereiche des Ausachusses 
zur Überwachung der Durchführung von Tele- 
fonabhörungen der Regierungsbehörden sind 
durch die Schweigepflicht bezüglich der 
nationalen Verteidigung, von der mich nie- 
mand befreien darf, geschütst...Aufgrund 
des verpflichtenden Charakters dieser Be- 
stimmungen bin ieh nieht in der Lage, 

der Aufforderung des Ausschusses, vor ihm 
zu erscheinen, Folge zu leisten." 5) 


Zum Schluß sei noch angemerkt, daß das fran- 
zösische Gemeindeverwaltungsgesetz die Ver- 
öffentlichung von Sitzungsprotokollen und 


deren chronologische Registrierung vorsieht) 


und gegenüber Parlamentsmitgliedern das 
Instrument der schriftlichen Anfragen 
gesetzlich gesichert ist, 
Dies kann jedoch nicht als eine außer- 
gewöhnliche staatliche Bereitschaft gewer- 
tet werden, den Regierungs- und Verwal- 
tungsapparat für den Bürger transparenter 


erscheinen zu lassen. 


ÖSTERREICH 


In Österreich gibt es kein Gesetz zur 
Informationsfreiheit. Allerdings wurde 1973 
ein Bundesgesetz verabschiedet, das die 
Bundesministerien verpflichtet, auf Anfra- 
gen von Bürgern zu antworten. ') 
setzlich eingeführte Auskunftspflicht ist 
jedoch auf der anderen Seite wieder einge- 


Diese ge- 


schränkt: Auskunft ja, aber nur so weit 
ein Ministerium nicht zur staatlichen Ge- 
heimhaltung, wie es die österreichische 
Verfassung vorschreibt, verpflichtet ist.?) 
Des weiteren findet das Gesetz nur auf 
der Bundesebene Anwendung. Es verpflichtet 
keine Behörde auf Landesebene, einem Bür- 

e Bezüglich der 
Wahrung staatlicher Geheimhaltung ist die 
rechtliche Situation in Österreich unklar. 
Die Verpflichtung der Regierung zur Geheim- 
haltung ist gesetzlich nicht klar definiert. 
Das Gesetz von 1973 enthält zudem keine 
Regelungen, die eine Behörde verpflichten, 
einem Antragsteller Regierungsakten zu 


ger Auskunft zu geben. 


4) 


zeigen, zu kopieren oder auszuhändigen. 
Auf der Grundlage dieses Gesetzes gibt es 
keine rechtliche Durchsetzungsmöglichkeit 
im Falle der Informationsverweigerung. 
Unklar bleibt, inwiefern das Recht jedes 
österreichischen Bürgers, gegen einen Ver- 
waltungsbescheid Rechtsmittel einzulegen, 
auch auf das Recht auf Information aus ; 
Regierungsbehörden, Anwendung finden kann.) 
Die Diskussion in Österreich um die Infor- | 
mationsfreiheit hat sich derzeit ausschließ- 
lich mit der Interpretationsbreite des Bun- 
desgesetzes von 1973 beschäftigt. Ansätze 
zu einer grundsätzlich neuen Regelung wie 
etwa in Schweden und den USA wurden bisher 
noch nicht unternommen. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


Art, 5 Abs. 1 Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland gibt jedem das Recht, "sich 

aus allgemein zugänglichen Quellen unge- 
hindert zu unterrichten". 

Innerhalb der Diskussion um das Recht der 
Informationsfreiheit, insbesondere des Rechts 
der Einsichtnahme in amtliche Akten, wird 
und kann jedoch aus diesem Grundrecht kein 
Anspruch auf Akteneinsicht abgeleitet werden. 
Dies wurde in einer grundlegenden Ent- 
scheidung zum Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG des 

OVG Münster bestätigt. 

Ein sich eventuell daraus ergebender Rechts- 
anspruch auf Akteneinsicht wurde deshalb 
rerneint, weil behördliche Akten keine all- 
jemein zugänglichen Quellen im Sinne des 
zweiten Halbsatzes des Art. 5 Abs. 1 GG 

sind und "weil die der öffentlichen Ein- 
sicht nicht allgemein zugänglich sind". 
Dieser restriktiven Handhabung wird ent- 
gegengehalten, daß das Informationsbedürfnis 
der Bürger durch die Berichterstattung der 
Medien gewährleistet und befriedigt werden 
könnte. Zwar genießt die Presse einen be- 
vorzugten Informationsstatus gegenüber 

dem einfachen Bürger, 2) ihre Kontrollmög- 
lichkeit über staatliches Handeln ist je- 
doch durch eine Reihe von Gesetzen ebenso 
limitiert. 

Zwar heißt es z.B. im Berliner Pressegesetz 
von 1965 in $ 4 Abs. 1: 


"Dia Behörden sind verpflichtet, den Ver- 
jeretern der Presse, die eich ale aolche 
ausweisen, aur Erfüllung ihrer Öffent- 
lichen Aufgabe Auskünfte zu erteilen," 


und in Abs. 3: 


"Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde 
Auskünfte an die Presse verbieten, sind 
unzulässig." 


Demgegenüber steht jedoch der Abs. 2 des $ 4: 


"Auskünfte können nur verweigert werden, 

soweit 

1. Vorschriften über die Geheimhaltung ent- 
gegenetehen oder 

2. Maßnahmen ihrem Wesen'nach dauernd oder 
zeitweise geheimgehalten werden missen, 
weil ihre Bekanntgabe die öffentlichen 
een schädigen oder gefährden würde 
oder 

3. hierdureh die sachgerechte Durehführung 
eines echwebenden Verfahrens vereitelt, 
eraohwert, verzögert oder gefährdst 
werden könnte oder 

4. ein schutswürdigee privates Interesse 
verletst würde.” 


Das Recht zur Akteneinsicht wird durch $ 29 
VwVfG geregelt. Demnach können Akten oder 


a 


TE en 


deren Teile nur dann eıngesehen werden, wenn 

sie ein Verwaltungsverfahren betreffen, und 

dann nur vom Zeitpunkt der Einleitung des 

Verfahrens an und nur als Verfahrensbetei- 

ligter.°) Akteneinsicht entfällt dann, wenn 

eine Behörde dadurch in ihrer Aufgabenerfül- 
lung beeinträchtigt werden würde, wenn die 

Veröffentlichung der Bundesrepublik oder 

einem Bundesland schaden würde, wenn eine 

gesetzliche Geheimhaltungspflicht besteht, 
wenn es sich aus der Sache ergibt, sie 
geheimzuhalten.*’ 

Das durch $ 25 VwVfG garantierte Auskunfts- 

recht bezieht sich ebenfalls nur auf eine 

erforderliche Auskunft über die den Betel- 
ligten im Verwaltungsverfahren zustehenden 

Rechte und die ihnen obliegenden Pflichten" 

(Abs. 2). 

An dieser Gesetzgebung kann auch die Presse 

nicht vorbei, so daß zusammenfassend fest- 

gestellt werden muß, daß: 

1. die Presse auf die Informationen ange- 
wiesen ist, die die Behörden verbreiten, 
wobei es alleinim Ermessen 
einer Behörde liegt, darüber zu ent- 
scheiden 


"Zugang zu Ihrem Dossier? 


Das darf doch wohl nicht wahr sein!" 
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2. die Kontrollfunktion der Presse dadurch 
entscheidend beeinflußt, wenn nicht gar 
verhindert wird 


3."Informationsrechte nach dem VuVfG in 
erster Linie die Rechtswahrung der Ver- 
fahrensbeteiligten zum Ziel haben. 
Nicht das 'Üffentlichkeiteprinaip mit 
Geheimhaltungsvorbehalt' wird vom 
VuVfG statuiert; vielmehr wird das Ge- 
heimhaltungseprinaip um einen - eng 
definierten - Öffentlichkeitsvorbehalt 
zugunsten Verfahrensbeteiligter er- 
weitert." 5) 


Angesichts dieser Tatsache fordert der Deut- 
sche Presserat mit Recht die Modifizierung 

des $ 353 StGB. Hierin wird die Weitergabe 

von Informationen unter Strafe gestellt, 

die als geheimhaltungsbedürftig gekennzeichnet 
sind. Selbst in einem verwaltungsgericht- 
lichen Prozeß ist die Überprüfung der Recht- 
mäßigkeit der Geheimhaltung einer Informa- 
tion nicht zulässig ($ 99 Verwaltungsgerichts- 
ordnung). Das Verwaltungsgericht muß sich 

mit der glaubhaften Versicherung der Behörde 
begnügen, daß die Bekanntgabe des Inhalts 
einer Akte Schaden für das "Wohl des Bun- 


oder eines Bundeslandes mit sich brin- 
6) 


des 
gen würde. 
Es ist anzunehmen, daß Forderungen bezüg- 
lich einer Veränderung des jetzigen Zustandes 
auf heftige Widerstände der Verwaltung 

stoßen würden. Bis jetzt konnte sie sich 
erfolgreich einer Transparenz und Kontrolle 
durch den Bürger entziehen. Eine reformierte 
Gesetzgebung muß diese Tatsache berücksich- 
tigen und von vornherein Mechanismen ein- 
bauen, die eine Umgehung durch einem Ver- 
öffentlichungsverbot widersprechende Geheim- 
haltungsstrategien, wie sie in den USA 
zunächst nach der Gesetzgebung von 1967 
praktiziert wurde, unmöglich machen. 

Die deutsche Datenschutzgesetzgebung ist 
sowohl für die Behörden des Bundes und der 
Länder weitgehend vollzogen. Die Informa- 
tionsrechte des Bürgers sind dabei ein- 
heitlich nur auf personenbezogene Daten 
gerichtet, schließen also den Bereich aller 
übrigen Verwaltungsvorgänge aus. Aber 

selbst dieser reduzierte Informationsan- 
spruch des Bürgers ist von vornherein durch 
den prinzipiellen Ausschluß aller bei 
Polizei, Strafverfolgungsbehörden und dem 
Verfassungsschutz gespeicherten Daten 
minimiert. Gleichzeitig sind noch zusätz- 


liche Beschränkungen dahingehend vorhanden, 
daß alle übrigen Behörden auch dann Daten 
verweigern können, wenn diese zu einer 
Gefährdung ihrer Aufgaben führen können, 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung be- 
rühren oder Nachteile für das Wohl des Bun- 
des oder eines Landes mit sich bringen. 
Selbst ein Datenübermittlungsvorgang von 
personenbezogenen Daten aus einem nicht 

per se ausgeschlossenen Bereich etwa an die 
Polizei unterliegt der Auskunftssperre 
(vgl. $ 13 des Bundesdatenschutzgesetzes). 
Hierbei ist sogar strittig, ob die be- 
treffenden Daten nicht allein schon durch 
die Tatsache des Aktes der Übermittlung 

an die Polizei vom Auskunftsrecht ausge- 
schlossen werden nach dem Motto: Staats- 
wohl vor Bürgerwohl. (vgl. Ordemann- 
Schomerus, Bundesdatenschutzgesetz mit 
Erläuterungen, 2. Aufl. 1978). 
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public to government records - Freedom 
of Information Draft Report by Mr. Lewis 

2) ebenda, III. Explanatory Memorandum und 
Doc. 3651 (Statutory report of the 
Committee of Ministers) 


USA 


1) Titel 5 U.S.Code Section 552 

2) Siehe Morton H. Halperin, Freedom of 
Information Act; Overview and Intro- 
duction, in: Christine M. Marwick (Hrsg. ' 
Litigation Under the Amended Federal 
Freedom of Information Act, Washington, 
D.C., 2. Auflage 1977, S. 9 
Siehe auch: Freedom of Information Act 
and Amendments of 1974, Source Book, 
Joint Committee Print, 94, Kongreß, 

1. Sitzungsperiode (März 1975) 

3) Näheres hierzu: Morton H. Halperin, 
a.a.0., S, 15 ££. 

4) 5 U.S. Code, & 552 (a) (4) (6); 
zu gerichtlichen Gebührenregelungen 
und gerichtlicher Verfahrensstrategie 
siehe: Jack D. Novik/John H.F.Shattuck/ 
Larry ?. Elleworth, in: Christine =“. 
Marvick, a.a.0. 

5) Public Law 93-502, 5 U.S.C. 

6) Murray Rankin, Freedom of Information 
in Canada, Will the doors stay shut? 
Eine Untersuchung im Auftrage der 
Canadian Bar Association und der 
Juristischen Fakultät der Universität 
Victoria, August 1977, S. 47, Anm.14 

7) Unklarheit herrscht über die tatsächliche 
Anzahl solcher speziellen Gesetze zur 
Geheimhaltung, angenommen werden mind. 
100; vgl. Joachim Scherer, Verwaltung 
und Öffentlichkeit, Baden-Baden 1978, 
S. 273 Anm. 387 


E27 n ee 
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SCHWEDEN 


1) vgl, Constitutional Documents of Sweden- 
Amendments to the Instrument of Govern- 
ment, The Riksdag Act, The Freedom of 
the Press Act, adopted by the Riksdag 
at its 1976/77 ordinary session, 
Published by the Swedish Riksdag 

2) vgl. Stanley V. Anderson, "Public Access 
to the Government Files in Sweden", in: 
The American Journal of Comparative Law, 
21.Jg., 1973, S. 424 

3) Kapitel 2, Art. 14 des Schwedischen Pres- 
segesetzes; vgl. Stanley V.Anderson, 
a.a.0., S, 424, Anm. 23 

4) Ebenda, Kapitel 2, Art. 8-13, Anm. 22 

5) Alle in: Svenska Publikation Nr.93, 
Sept. 1975 

6) Schwedisches Pressegesetz, Kapitel 2, 
Art. 3 und 4 


FINNLAND, DÄNEMARK, NORWEGEN 


1) Dieses Kapitel stellt einen zusammenfas- 
senden Überblick über einen Bericht, 
gegeben anläßlich eines Kolloquiums 
des Europarates, dar; Quelle: 
Proceedings of the Colloquy of the Counsel 
of Europe on Freedom of Information and 
the duty for the public authorities 
to make available Information, durchge- 
führt vom Expertenkomitee für Menschen- 
rechte in Zusammenarbeit mit der Rechts- 
fakultät der Universität Graz, Graz, 

21. - 23. September 1976, S. 14 £. 


UNITED KINGDOM 


1) Siehe hierzu auch: Methodische 
Probleme der Polizeiforschung, in: 
CILIP, Nr. O, Berlin, März 1978,8.7 

2) A Freedom of Information and Privacy 
Act for the United Kingdom, All Party 
Committee for Freedom of Information, 
London, 0.J. /1978/, S. 6 
(Anschrift: 3 Elsiedene Road, London N 21) 


FRANKREICH 


1) Louis Fougere, Freedom of Information, 
Bericht anläßlich des Kolloquiums 
des Europasrates zur Informations- 
freiheit, a.a.0., S. 51 £. 

2) Andr@ Holleaux, La Loi du 6 Janvier 1978 
sur l'informique et les libert&s, Revue 
administrative, Jan. 1978, No. 182, p.160 

3) Art. 1o der Allgemeinen Dienstvorschriften 
v. 4. Februar 1959, aus dem Englischen 
übersetzt nach: Louis Fougere, Free- 
dom of Information and Communication 
to Persons of Public Documents in French 
Theory and Practice - Present Situation 
and Plan for Reform, Bericht anläßlich 
des Kolloqulums des Europarates zur 
Informationsfreiheit, a.a.0. 

4) vgl. Art. 378 des französischen Straf- 
gesetzbuches und Louis Fougere, a.a.0. 

5) Aus dem Englischen übersetzt nach: Louis 
Fougere, a.a.O., Original siehe: 
Documents parlamentaires, Senat, lere 
session ordinaire de 1973 - 1974, Rapport 
No. 30, S. 85 

6) Art. 30 - 34 

7) Aufgrund von Verordnungen vom 30.Dezember 
1958 und 2. Januar 1959 sind die Regie- 
rungsbehörden außerdem verpflichtet, 
dem Parlament Dokumente bezüglich 
finanzieller Transaktionen zur Verfügung 
zu stellen; vgl. Louis Fougere, a.a.0. 


ÖSTERREICH 


1) Gesetz vom 11.Juni 1973, BGBl. Nr. 389 

2) ebenda, Abs. 3, $5 

3) vgl. Ludwig Adamovich, The Obligation of 
Austrian Government Departments to 
Provide Information in Response to 
enquiries by Citizens as a Means towards 
Promoting Freedom of Information; Bericht 
anläßlich des Kolloquiums für Freedom 
of Information, a.a.0., S. 3 

4) ebenda; Art. 20 $ 2 der Österreichischen 
Verfassung verpflichtet alle Beamten zur 
Schweigepflicht bezüglich aller Angele- 
genheiten in Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit 

5) ebenda 


BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


1) OVGE 14, 199, 201; siehe auch OVG Rhein- 
land-Pfalz, AS 3 134, 136; BVerwG, Deut- 
sches Verwaltungsblatt 1966, 575 £. 

2) Die Pressegesetzgebung ist Landessache, 
auf Bundesebene gibt es nur eine Rahmen- 
gesetzgebung. 

3) siehe $$ 13 Abs. 1 und 2, 29 Abs. 1 Ver- 
waltungsverfahrensgesetz 

4) $ 29 Abs. 2 VwV£G 

5) Joachim Scherer, a.a.0., S. 23 

6) vgl. ebenda, S. 81 


WIE FOTOGEN IST DIE POLIZEI? 


Am 25.9.1978 entschied das Oberlandgericht 
Celle (vgl. NJW, Heft 1/1979,5.57 £.) dar- 
über, ob das Fotografieren eines als recht- 
mäßig erachteten Polizeieinsatzes bei einer 


Demonstration als unmittelbar bevorstehende 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung gewertet werden könne und damit die 


Festnahme der Fotografin rechtens sei. 
Aus der Urteilsbegründung: 


".. denn nach den getroffenen Feststellungen 
verfolgte die Zeugin H. ein anderes Ziel: 
Sie wollte die Abbildungen zur Darstellung 
eines 'Polizeiüberfalls' veröffentlichen. 
Dies heißt aber, daß die Beamten durch den 
unberechtigten Vorwurf rechtswidrigen Tätig- 
werdens bloßgestellt werden sollten. Damit 
war gegen sie ein außerhalb der zeitge- 
schichtlichen Dokumentation liegender An- 
griff geplant, der auch den Rahmen einer in 
Wahrnehmung politischer Interessen liegenden 
tendenziösen Berichterstattung überschreiten 
.sollte." 


Mithin war die Fotograrin zurecht festgenom- 
men worden - so das Oberlandgericht. 


uh 


X, DOKUMENTATION 


{C} Notwithstanding_any other provision of law, the defendant 


shall serve au answer or otherwise plead to any gonpleint made 
under this subrection within thirty days after service upon the 


defendant of the pleading in which such complaint Is made, unlnss 
the court otherwis® diiects for aood -ause shown. 


THE FEDERAL FREEDOM OF INFORMATION AcT* 
m Er Se NE FRLRL FON ACH 


(Aus: Christine M.Marwick (Hrsg.), Litiga- Brsseesäng t 
tion Under the Amended Federal Freedom Sees en 


all cases and i or 
of Information Act, Washington, D.C., sugument ai_the een every varı 
2. Auflage 1977) 


{E) The court may assess ayninst the United Stiates roasanable 
aktion costs reasonably incurred In 


attorney fees and other liti. 1 sonably in 
any Eur der this s n which the complalnant has substantially 


Brevalled. 


{E) Whenever the court orders the production of any agency records 
Impengeriy wichheid from the conplainant and assesses against the 
United Sıates reasonable attorney fens and other litigatlon costs, 
nd ths court Additionally Issues a written finding that the 
ireumstances surrounding the withholding ralse questions whether 


{l) Each agency shall separately state and currently publish in agency pt el acted arbitrarily or capricicusi; wIeh zespart 12 ta 


the Federal Register for the guidance of the public-- witni the Civil Service Comnission_shall nrompt! 
a e P to determine whother disciplinary action is warranted 


Ioyes_ who was primarily responsible for 
Fi after invest. ion and conalder- 


8552. Public information; agency rules, opinions, orders, records, 
and proceedings. 


(a) Each agency shall make available to the public information 
© as follows: 


{A) descriptions of its central and field organization and 
the established places at which, the employees land in the case 
of a uniformed service, the members) from whom, and the methods 
whereby, the public may obtain information, make submittals or 
requasts, or obtain doecisions; 


cer_ or employee Or his representative. Tha administrative 


anägznz 
har: y shall täke the corrective action that tha Commission 
reccmmunds. 


(6) In_the event of noncompliance with the order of the court, the 
iC) rules of procedure, descriptions of forms available or the district court may zunien for contempt the reaponalble employees, an 
places at which forms may be obtained, and instructions as to In_the casa Sf a uniformad service, the renpo.aIbls member. 


the scope and contents of all papers, reports, or examinations; 


{B} statements of the general course and method by which its 
Eunctions are channeled and determined, including tha nature and 
requirements of all formal and informal procedures available; 


(5) Each agency having more than one membsr shall maintain and 
mako availabla for public iInspection a record of the finsl votes of 


(D) substantive rules of general applicability adopted 
u Ener H er each member in every agency proceeding. , 


authorized by law, and statements of general policy or interpretat- 
lona of general applicability formulated and adopted by the 
agencyr and 


(6) (A) Each Agency, upon any reguest for records made under 
Paragraph (1), REN) of this subsaction, shall-- 

{1) determine within ten days {excepting Saturdays, Sundays, and 
legal public holidays) after the receipt 37 any such regu whacher 
to comply with such request and shall immediately notify tho person 
making such raquest of suci determination and the rensans afor, 
and of the right of such person to apncal to the head o? the agancy 


{F) each amendment, revision, or repeal of the foregoing. 


Except to the extent that a person has actual and timely notice of 
the terms thereof, a person may not in any manner be required 

to resort to, or bu adversely affected by, a matter raquired to be 
published in the Federal Register and not so published. For the 
purpose of this parayraph, matter rergonably available to the class any adverse determination) and 


of persons affected thereby is decmed published in the Federal ithi, 
Register when incorporated by reference tlierein with the approval (il) make_ a determination with gespect way eal yiehin 
o£ the Director of the Federal Register. Bu days Texgepting Saturdeys, Sunday a a ei al public 
Boligaye) after the recelpt of such appaal. If on appeal Eng dental 
(2) Each agency, in accordance with published rules, shall make of_the east for Eegoräs ie in the wnole era ba: an Be ed na 
available for public i tion and ing-- ayeney. shalt _noetT he person making Bu ee ar. Is: 
” ar for judicial roview of that determination under paragraph Äh of 
this_subsec 


11 


(A) Einal opinions, including concurring and dissenting opiniona, 
as well as orders, made in the adjudication of casası 


{B) In unusual circumstances as specified in this ee 
the time Jimits prescribed in either clause Ti) or clause (li) o 
subparagraph (A) may be extended by written notice to the person 

mak equest setting forth the reasons for such extension and 
which a determination is expected to be diepatched. No 
shall specify a date that would result in an extension 
X_mor ten working days. As used in this subparagraph, 'unusual 
<ircumstanecs' means, but only to the extent reasonably necessary to 
the_proper processing of the particular request-- 


(B} those statements of policy and interpretations which 
have been adopted by the agency and are not published in the 
Federal Register, and making sucl 

(C}) administrative staff manuals and instructions to staff that the date_o: 
affect a member of the public; such notice 


unless the materials are promptly published and copies offered for 
sale, To the extent required to prevant a claarly unwarranted 


invasion of personal privacy, an agency may delate identifying details 
whan it makes availnble or publiahes an opinion, statement of 

policy, interpretation, or staff manual or instruction, However, 

Sn sach caan tho justification for the deletion shall be axplained 


fully a weikang: Each agency shall also maintain and make available 
for_public inspection and copying current indexes providin ö 
Identifying Information for the publie as to an Km en 
adopted, or_promulgated after July 4, 1967, and required by this 
paragraph to be made availabie or published, Each agency shall 
ar publish, quarterly or more Frequently, and distribute 


sale or otherwise) copies of cach index or supplements thereto 
unless it detormines by order published In the Federal Register that 
the publication would be unnecessary and impracticahle, in which 
case the agency shall nonetheless provide copies of such Index on 
request at a cost not to exceced the direct cost of duplication. 
A final order, opinion, statenent of policy, Interpretation, or 
ataff manual or instruction that affects a member of the public 
may be relied on, used, or cited as precedent by an agency against 
a party other than an agency only if-- 


(i) it has been indexed and either made available or published 
aa pravided by this paragraph; or 


(ii) the party has actual and timely notice of the tarms thereof. 


(3) ErSerT with respect to the records made available under 
Paragraphs and (2) of this suhbsection, each agency, upon an 


ee Sr _recoris which TA) reasonably describes such rocords and 


is made in accordance with published rules stating tne time, 
place, feas (if any), and procedures to Be folloucd, shall make the 
records promptly available to any person, 


{4} (A) In order to carry out the provisions of this section, 


each agency shall promulgate regulations, Pursusnt to notice and 
receipt of public comment, specifying a Ankesrn schedula of fees 
Ber zeab @ to all constituent units of such agency. Such ces shall 
e 


mited to rcasonable standard sharges for ocuments_ search and 
Auplication and provide for recovery of only the direct coats of 
such search and Guplication. Documents sha urnished without 
charge or at a reduced charge where the agency determines that 
waiver or reduction of the fee is in the public interest because 
füurnishing the information can be considered as primariiy benefiting 


the general public. 


{B) On complaint, the district court of’ tha United States in the 
district In which the complainant resides, or has his principa 
place of business, or in which the agency records are situated, 
ex_In the District of Columbia, has jurisdiction to enioin the 
agency from withholding agency Tecords and to order the Prsauction 
of any agency records ımproperly withheld from the complainant. In 
such a’case tha court shall determine the matter de nova, and may 
exanine the contents Of such agency records in camera to deternine 


whether such records or any part thereof shaj]l be withhald under 
any of the exenptions set forth in subsection Ib} of this section, 
and_the burden is on the agency to sustain its actions. ._; 


“Ihe 1974 Amendmants ars Uunderscoreds 
the 1976 Anendment ia double underscored. 


tion 557 


(1) the _need_to search for and collect the reguasted racords 
from fiald facilities or other oatablishmenta that are separate 
from thu office processing tha request) 


{il) the need to search for, collect, and appropriately 
examine Aa voluminous amount of neparats and dist.inct records which 
are demanded in a single requeut; or 

{iii} the _need_for consultation, which shall be conducted with 
all practicable speed, with Another agency having & „ubstantlal 
interest in the determination of the request or among two or more 
components of the agency having substantjal subJect-matter 


c) Any pernen making a request to any agency for records under 
BR Lan ti), 72), EE Sf this sehsortiin e all be deemed to 
Farce "exhausted his administrative rencdies with respect to such 
request ıf the agency falls to conply with the applicahle time 
jimit provisions of this paragraph, If the Government can show 
exceptional circumstänces oxist and that the agency i8 xereising 
Aue dillgenee In responding to the request, the court may retain 
Juriedicetion and allow the agency additional time to complatc its 
review of the records. Üpon any determination by an agency to comply 
with a” I_be ma 


with & request for records, tha reco shal @ pronptly 


available to such person making such requcst. Any notification of 
denial_ of any request far records under this suhsection shall set 
forth ihe names and titles or positions of h_person responsible 


for the denlal of such request. 


(b) This section does not apply to matters that are-- 


{1} (A) specifically authorized under criteria established by an 


Executive order to be kept secret In the interest of national defense 
or foreign policy and Di are_In 
to _suc ecutive order; 


act properiy classified pursuant 


(2) related solely to the internal personnel rules and practices of 


an egency: 


o_ matter 


(4) trade secrets and commercial or financial information obtained 
from a person and privileged or confidential; 


(5) inter-agency or intra-agency memorandums or lctters which would 
not be available by law to a party other than an agency in litigation 


with the agency; 


(6) personnel and medical filea and similar files the disclosuro 
of which would constitute a clearly unwarranted invaeion of peraonal 


privacy; 


{N} investigatory records compiled for law enforcsment purpores, but 
only to the extent that the production nf such records would (A) 
fere with enforccment proceedings, {B) deprive A son ot a rigl 
a fair trial or an impartial adjudication, (C) co itute_ an unwa. 
Invasion of_personal privacy, (D) disclose the identitv of a confid 
tial scurce and, in_the case of a reco eompilcd by a criminal Iuw 
enforcement authority in the course oF ceriminal jinvestigation, or 

an ageney conducting a law£ul nati ty intelligence 
investigation, confidential informat 
tial source, (E) disclose investigat 


(8) contained in or related to examination, operating, or condition 
reports prepared by, on behalf of, or for the use of an Agency respon- 
sible for the regulation or supervision of financial institutions; or 


(9) geological and geophysical information and data, including 
maps, concerning wells. 


Any reasonably segreıjable portion of a record shall be provided to 
any person recuesting such record after deletion of the portions 
whiel @ exempt Under thıs subsection. 


(ce) This section does not authorize withholding of information or 
limit the availability or records to the public, except as specifically 
stated in this section. Thig scetion is not authority to withhold 
information from Congress. 


(d} On_or before March 1 of each calendar year, each agency shall 
submit a report covering the preccding calendar r to the Speaker 
of the !louse of Represenvatives and President of_ the Senate for 
referral to the appropriate committees of the Congress. The report 
shall inciude-r 


{1} the number of detcerminations mado by such agency not 
to comply with requests for records made to such agancy under 
auhsecstion (a) and the reason» for cach such determination, 


{2) the number of appeals made by persons under subsection 
la)(6}, the resuit of such appeals, and the rerson for tha 
action upon each appeal that results in a denial of Information; 


the_names and titles or positions of each 
sible for tho derial of records regiestad under 


the number of Instanges of participation for vach; 


(4) the results of each proceeding conducted purauant to 
subsection (a F), ine Ing a report of the disciplinary 
Section Alnst the afr EEE TTEERETWETTTTE 
action taken against the Srficer or employea who was rerponsible 
Tor impröparly withholding records or an explanation of why 
disciplinary action was nor taken, 


{5) a_copy of every rule made by such agency regarding this 


section; 


arson respon- 
section, änd 


(#) a_copy of the fcc schedule and the total amount of fees 
sollectiätby the agıncy For making records available ünder this 


section; an 


(7) such other information as indicates efforts to administer 
fully this section. 


The Attorney General shall submit an annual report on or before 
Narch lo, «ach calendar year “hich shall include For the prlor 
calenda 


a listing or the number of cases arısiny under this 
thr disposItion of 


[PYECHEN 
of the ec 


agency 


(e) For purposes of this section, the term 'agency' as defined 
in sectTon 55l(i) of this title Includes any executive departmene 
military department, Government corporation, Government controlled 


gorporntion, or other establishment in the executive branch of the 
Government (including the Executive Office of the President), or any 


Independent reyulatory agency. 


LEGISLATIVE HISTORY: 1966 Act 


{l) The most significant legislative materials concerning 
the original FOIA have been reprinted in Subcomm. 
on Adm. Prac. and Proc. of the Senate Comm. on the 
Judiciary, Freedom of Information Act Source Book; 
Legislative Materials, Cases, Articles, S. Doc. 
93-82, 93d Cong., 2d Sess. (Comm. Print 1974). 


(2) HEARINGS: 

Senate Committee on the Judiciary, Hearinga on S. 1160, 
May 12, 13, 14, and 21, 1965. 

Senate Committee on the Judiciary, Hearings on S. 1663, 
July 21, 22, and 23, 1964. 

House Committee on Government Operations, Hearings on 
H.R. 5012, March 30 and 31, April 1, 2, and 5, 1956 
{and Appendix). 


(3) SENATE PASSAGE - 88th CONGRESS: 
8. Rept. No. 1219, ABth Cong,, 2d Sess, (S. 1666). 
Considered and passed Senate, July 28, 1964, 110 Cong. 
Rec. 17086. 
On motion to reconsider, July 31, 1964, 110 Cong. Rec, 
17666. 


(4) REPORTS ON S. 1160 - B9th CONGRESS: 
8. Rep. No. 813, 89th Cong. 1st Sesa., Committee on the 
Judiciary, October 4, 1965. 
HB. Rept. No. 1497, 89th Cony., 2d Sess., Committee on 
Goverment Operationa, May 9, 1966. 
(5) FLOOR CONSIDERATION OF S. 1160 - 89th CONGRESS: 
Considered and passed Senate, October 13, 1965, 
111 Cong, Rec. 26820. 
Considered and passed House, June 20, 1966, 112 Cong, 
Roc. 13007. 


LEGISLATIVE HISTORY: 1974 Amendments 


{1) The most significant legislative materials concerning 
the 1974 amendments to the FOIA have been reprinted 
in Subeomm. on Govt. Information and Individual 
Rights of the House Comm. on Govt. Opr. et al,, 
Freedom of Information Act and Amendments oT 1974. 


{P.L. 93-502), 94th Cong., 1st Sess. i 
Beine 1335 r I: (Joint Comm, 


{2} HEARINGS: 
House Committee on Government Operations, May 2, 7, 8 
10, and 16, 1973. en 
Senate Committee on the Judiciary, April 10, 11, 12, May &, 
9, 10, 16, June 7, 8, 11, and 26, 1972 (and Appendix). 


(3) HOUSE REPORTS: 


No. 93-876 (Comm, on Government Operations) and No. 
93-1380 (Comm. on Conference). 


(4)  SENATE REPORTS: 
No. 93-853 accompanying $. 2543 (Comm. on the Judiciary) 
and No, 93-1200 (Comm. of Conference). 


(5) CONGRESSIONAL RECORD, Vol. 120 (1974) ı 
March 14, considered and passad House. 
May 30, considered and passed Senate, amended in lieu of 
Ss. 2543. 
October 1, Senate aqreed to conference report. 
Octoher 7, Housc ayreed to conference report. 


{6) WFEKLY COMPILATION OF PRESIDENTIAL DOCUMENTS, Vol. 10, 
No. 42; 
October 17, vetocd; Presidential message. 


{7} CONGRESSIONAL RECORD, Vol. 120 (1974): 
November 20, House averrode veto. 
November 2l, Senatc overrode veto, 


LEGISLATIVE HISTORY: 1976 Amendment 


(NOTE: Congress in passing the "Government in the Sunshine 
Act," P.L. 94-409, 94th Cong. , 2d Sass., 5.5, Sept. 13, 1976, 
90 5TAT 1241, amended section 552{b) (3), the FOIA examption 
relnting to other statutes. The pages cited in the legislative 
history are those pages rolated specifically to the amendment 
of the third exemption to the FOIA). 


{l) WNOUSE REPORTS: 
No. 94-880, Part I (Committee on Government Operations) 
9-10, 22-23, 25; 
No. 94-880, Part II (Committee on tha Judiciary) pp. 3-4, 
7, 14-16, 25, and 
No. 94-1441 (Committee of Conference) 


{2} SENATE REPORTS: 
No. 94-354, to accompany S.5 (Committee on Government 
Operations), and 
No. 94-1441 (Committee of Conference) 


13} CONGRESSIONAL RECORD, Daily ed. (1976} 
Juiy 28, pp. 7867, 7871-73, 7886, 7897-98: considered 
and passed House 
July 29, pp. E4187089: remarka of Rep. McCloskey 
August 31, pp. H3258-62: House agreed to Conferance Report, 
and S1S0493-45: Senate agreed to Conference Report 


(4) WEEKLY COMPILATION OF PRESIDENTIAL DOCUMENTS, Val. 12 (1976) 


No. 42: p. 1334 
Sept. 13, 1976, signed; Presidential statement. 
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Xl, ANFRAGEN, KOOPERATIONSMÜGLICHKEITEN, KONTAKTE 


ARBEITSTAGUNG_ UBER 


- POLIZEIMASSNAHMEN 
- POLIZEIENTWICKLUNG 
- POLIZEIGESETZGEBUNG 


Februar 1979, bis Sonntag, 
findet in den Räumen der 


"Vom Samstag, 17. 
18.Februar 1979, 
Evangelischen Studentengemeinde in Mainz 
eine Arbeitstagung statt, Sie wird veran- 

verschiedenen 

regionalen Initiativen gegen das 'einheit- 
liche Polizeigesetz' und der Humanistischen 


staltet von der ESG Mainz, 


Union, Ortsverein Mainz/Wiesbaden, 
Folgende Arbeitsgruppen werden bei der Tagung 
eingerichtet: 


1. Konzepte "Innerer Sicherheit! 
Zentralisierung der Polizei 

. Umrüstung der Polizei 

. Schußwaffengebrauch der Polizei und 
gezielter Todesschuß 

Überwachung und Kontrolle 

Atomstaat - Polizeistaat? 

Justiz und Polizei 

Der Alternativentwurf zum Musterentwurf - 
Reform oder Illusion? 


Ablauf der Tagung: 


Samstag, 17.2.: 


14.00 - 15.00 Uhr Begrüßung und Einleitungs- 


referat über die Entwick- 


lung der 'Inneren Sicher- 
heit' in der BRD 

15.15 - 18.00 Uhr Arbeitsgruppen 

20.00 Uhr Kleines Fest 


Sonntag, 18.2.: 
9,30 - 11.30 Uhr 
11.45 - 13.30 Uhr 


Arbeitsgruppen 

Plenum, auf dem sowohl die 
Ergebnisse der Arbeitsgrup- 
pen als auch Möglichkeiten 
der weiteren Zusammenar- 
beit und des gemeinsamen 
Widerstandes diskutiert 
werden. 


Zu jeder Arbeitsgruppe (außer Arbeits- 
gruppe 8 ) wurde eine Arbeitsmappe erstellt. 
Anmeldung und Bestellung der Arbeitsmappen 
(je Mappe DM 2,70 in Briefmarken beilegen) 
über: 


ESG Mainz, AG IS 

Am Gonsenheimer Spieß 1 
6500 Mainz 1 

(Telefon: 06131/31078) 


MATERIALANFRAGE 


Für einen Artikel zu den Datenverbundsystemen 
der Polizei/Geheimdienste wird noch folgendes 
Material benötigt: 

- Stellungnahmen zu den Zielen der Daten- 
verbundsysteme von Polizeioffizieren bzw. 
anderen Personen, die mit dem Einsatz oder 
Koordination der EDV-Systeme betraut sind; 

- Zeitschriften-/Zeitungsartikel, zum Aufbau 
der bundesdeutschen polizeilichen/geheim- 
dienstlichen Datenverbundsysteme und zum 
Umfang der darin gespeicherten Daten 
(vor allem aus den letzten zwei Jahren); 

- Material zur Zusammenarbeit mit der Polizei/ 
Geheimdiensten anderer Länder auf dem Ge- 
biet der Datenverarbeitung und der Daten- 
weitergabe; 

- Schilderungen konkreter Fälle, die auf- 
zeigen, wie aus der Kombination be- 
stimmter Daten (Gesundheits-, Beschäfti- 
gungs-, Reisedaten etc.) Fahndungsraster 
erstellt wurden. 


Außerdem wird Material gesucht zu 

den NATO-Institutionen, die die Tätigkeit 
und Ziele sogenannter terroristischer Grup- 
pen analysieren und für die Mitgliedsstaa- 
ten entsprechende Handlungsanweisungen 

bzw. Handlungsvorschläge erarbeiten. Inter- 
esse besteht sowohl an deren Organisations- 
struktur als auch an deren Arbeitsweise 
sowie an ihrem Einfluß auf die nationalen 
Polizeien/Geheimdienste/Regierungen. 


Material und Hinweise bitte an: 
Torsten Schwinghammer 

Seminar für Sozialwissenschaften der 
Universität Hamburg 

Von-Melle-Park 15 

2000 Hamburg 13 


NEUE PUBLIKATIONEN 


Ende Januar 1979 erscheint im Luchterhand- 


Verlag,Neuwied, ein; 


ALTERNATIVENTWURF EINES EINHEITLICHEN 
POLIZEIGESETZES DES BUNDES UND DER LÄNDER 


von den Autoren Denninger ‚Dürkop,Hoffmann- 
Riehm, Klug,Podlech, Rittstieg,Seebode 
und Schneider 


Bereits erschienen ist eine neue Broschüre 
der "Initiative gegen das einheitliche 
Polizeigesetz' ‚West-Berlin, mit dem Titel: 


Auf dem Weg in den Überwachungsstaat! 


Clemens Rothkegel 
Böckhstr.39 
1000 Berlin 61 


DM 2,50 


Anschrift: 


Preis 


